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DER  ZUSAMMENBRUCH  IN 
DEUTSCH-SÜDWESTAFRIKA. 

WEHRKRAFT  DES  SCHUTZGEBIETS. 

Bei  der  Organisation  der  Wehrkraft  unserer  Schutzgebiete,  also  auch 
Südwestafrikas,  war  von  vornherein  darauf  verzichtet  worden,  auf 
einen  feindlichen  Angriff  von  außen  her  Rücksicht  zu  nehmen.  An- 
zahl und  Ausrüstung  von  Schutztruppe  und  Polizei  waren  lediglich 
bestimmt  durch  den  Zweck,  die  Ruhe  im  Tande  selbst  aufrecht  zu  er- 
halten, und  die  Kämpfe,  die  beinahe  Jahr  aus  Jahr  ein  im  Reichstag 
um  die  Stärke  der  bewaffneten  Macht  in  den  Kolonien  geführt  wurden, 
drehten  sich  stets  um  die  Frage,  ob  Truppe  und  Polizei  genügten,  um 
eventuelle  Aufstände  der  Eingeborenen  niederzuhalten.  Es  war,  und 
zwar  nicht  nur  seitens  der  Mehrheit  der  Reichstags,  sondern  auch  in 
Regierungskreisen  streng  verpönt,  auch  nur  anzudeuten,  daß  die 
Schutztruppe  einmal  dazu  berufen  sein  könnte,  gegen  einen  aus- 
wärtigen Feind  kämpfen  zu  müssen.  Die  schweren  Kämpfe  im  Reichs- 
tag während  des  großen  Aufstandes  in  Südwestafrika  in  den  J ahren 
1905  bis  1907  hatten  nicht  zum  mindesten  als  inneren  Grund  die 
gänzlich  unbegründete  Besorgnis  der  damaligen  Reichstagsmehrheit, 
die  Kolonialverwaltung  wolle  in  Südwestafrika  eine  starke  Truppen- 
macht halten,  um  im  Kriegsfall  einen  Angriff  auf  das  Britische  Süd- 
afrika machen  zu  können.  Als  ich  im  Frühjahr  1913  in  der  Budget- 
kommission des  Reichstags  gegenüber  dem  Verlangen,  die  Schutz- 
truppe von  Südwestafrika  um  weitere  drei  Kompagnien  zu  vermindern, 
geltend  machte,  daß  wir  im  Falle  eines  Krieges  mit  England  voraus- 
sichtlich bald  einen  Eingeborenenaufstand  haben  würden,  und  dann 
die  Truppe  nicht  einmal  zur  Unterdrückung  dieses  Aufstandes,  viel- 
weniger aber  zur  Verteidigung  der  Grenzen  genügte,  wurde  mir  so- 
fort von  allen  Seiten,  von  der  Regierung  wie  von  den  Parteien  ent- 
- gegengehalten,  wenn  ich  die  Schutztruppe  in  ihrem  jetzigen  Bestände 
retten  wolle,  so  solle  ich  ja  die  Frage  eines  auswärtigen  Krieges  aus 
dem  Spiele  lassen,  denn  zu  einem  solchen  sei  die  Schutztruppe  nicht 
da.  Die  fast  allgemein  vertretene  Auffassung  über  die  Verteidigung 
der  Schutzgebiete  in  einem  auswärtigen  Kriege  wurde  häufig  in  den 
Satz  zusammengefaßt:  Die  Schutzgebiete  werden  in  der  Nordsee  ver- 
teidigt. Dabei  war  für  diejenigen,  welche  nicht  als  grundsätzliche 
Gegner  jeder  Kolonialpolitik  eine  Verteidigung  der  Kolonien  im  Kriegs- 
fall von  vornherein  verwarfen,  wohl  stets  die  Überzeugung  maßgebend, 
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daß  die  Kosten,  welche  die  Ausstattung  der  Kolonien  mit  wirksamen  A 
Verteidigungsmitteln  schon  im  Frieden  erfordern  würde,  in  keinem 
Verhältnis  ständen  zu  dem  politischen  und  wirtschaftlichen  Wert  der 
Kolonien,  und  daß  es  besser  sei,  die  Ausgaben  für  die  Kolonien  auf 
das  unumgänglich  notwendige  zu  beschränken  und  alle  Anstren- 
gungen auf  die  Stärkung  der  Wehrkraft  des  Reichs  in  der  Heimat 
zu  konzentrieren. 

Diese  Auffassung  war  in  solange  wenig  bedenklich,  als  unsere 
Kolonien  wegen  ihrer  geringen  wirtschaftlichen  Entwicklung  kein 
großes  Wertobjekt  darstellten  und  England  der  einzig  wirklich  ge- 
fährliche Feind  für  unseren  Kolonialbesitz  war.  Bedenklich  aber,  ja 
bis  zu  einem  gewissen  Grade  verhängnisvoll  wurde  jene  Theorie  in  dem 
Augenblick,  in  dem  einerseits  unsere  Kolonien  zu  erheblichen  wirt- 
schaftlichen Wertobjekten  geworden  waren,  andererseits  die  großen 
britischen  Kolonien,  die  Dominions,  sich  anschickten,  in  einem  et- 
waigen Krieg  mit  Deutschland  selbständig  einzugreifen  und  für  diese 
tätige  Beihilfe  von  England  ein  Mitbestimmungsrecht  beim  Friedens- 
schluß zu  erlangen, 

Auch  ich  habe  die  Auffassung,  daß  das  Schicksal  unserer  Kolonien 
allein  in  der  Nordsee  entschieden  werde,  Jahre  lang  vertreten  und 
bin  erst  während  meiner  Tätigkeit  in  Südwestafrika  zu  einer  anderen 
Ansicht  gekommen. 

Als  ich  im  November  1910  mein  Amt  als  Gouverneur  von  Deutsch- 
Südwestafrika  antrat,  hatte  ich  vom  Reichskolonialamt  den  Auftrag, 
zu  prüfen,  ob  sich  nicht  nach  Fertigstellung  der  Eisenbahn  Keetmanns- 
hoop — Windhuk  eine  weitere  Verminderung  der  Schutztruppe  ver- 
treten lasse.  Dabei  ging  man  von  der  Ansicht  aus,  daß  die  Eandes- 
polizei, die  etwa  350  Mann  stark  war,  auf  die  damals  im  Etat  vor- 
gesehene Stärke  von  700  Mann  gebracht  werden  könne.  Ich  mußte 
mich  bald  überzeugen,  daß  eine  derartige  Vermehrung  der  Eandes- 
polizei  unmöglich  sei.  Nicht  nur  war  ein  genügender  Ersatz  schwer 
sicher  zu  stellen,  die  Kosten  einer  so  starken  Eandespolizei  wären 
sehr  hoch  geworden,  jedenfalls  unverhältnismäßig  höher  als  die  der 
Schutztruppe.  Denn,  wenn  die  Eandespolizei  ihrer  Aufgabe  genügen,  j 
d.  h ein  brauchbares  Organ  der  Verwaltung  sein  sollte,  so  mußte  sie 
im  wesentlichen  zusammengesetzt  werden  aus  altgedienten,  für  den 
Verwaltungsdienst  besonders  ausgebildeten  Unteroffizieren.  Dazu  kam, 
daß  eine  fortgesetzte  Verminderung  der  Schutztruppe  mit  Rücksicht 
auf  die  Eingeborenen  ohne  schwere  Gefährdung  der  inneren  Sicherheit 
des  Schutzgebiets  nicht  möglich  war.  Zu  dieser  Erkenntnis  kamen 
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zwei  weitere  Momente,  die  mich  zwangen,  einer  Verminderung  der 
Schutztruppe  Widerstand  zu  leisten  und  meine  bisherigen  Ansichten 
über  die  Verteidigung  der  Kolonien  einer  gründlichen  Änderung  zu 
unterziehen.  Einmal  kam  ich,  je  eingehender  ich  mich  mit  denVerhält  - 
nissen  der  nach  dem  Burenkrieg  gegründeten  Südafrikanischen  Union 
beschäftigte,  um  so  mehr  zu  der  Überzeugung,  daß  der  deutschen 
Herrschaft  in  Südwestafrika  mindestens  ebenso  viel  Gefahr  von  der 
Südafrikanischen  Union  als  von  England  selbst  drohe.  So  vorsichtig 
auch  in  der  südafrikanischen  Presse  und  im  südafrikanischen  Parlament 
Fragen  der  auswärtigen  Politik  behandelt  wurden,  in  unbewachten 
Momenten  trat  doch  klar  hervor,  daß  das  Streben  der  überwiegenden 
Mehrheit  der  südafrikanischen  Bevölkerung  auf  ein  großes  einiges 
Südafrika,  gleichviel  ob  unter  britischer  oder  eigener  Flagge,  gerichtet 
sei.  Dies  Ziel  dem  südafrikanischen  Volke  tagtäglich  vor  Augen  zu 
halten,  lag  im  Interesse  aller  derjenigen  Politiker,  seien  sie  britischer 
oder  burischer  Abkunft,  welche,  wie  General  Botha  und  seine  An- 
hänger, das  Heil  Südafrikas  in  einer  Verschmelzung  der  beiden  weißen 
Rassen,  der  Engländer  und  Buren,  sahen.  Ein  kurzer  Aufenthalt  in 
Kapstadt  im  Dezember  1911  und  Januar  1912  konnte  mich  in  dieser 
Überzeugung  nur  bestärken.  Die  Politiker  holländischer  Abkunft,  mit 
denen  ich  dort  durch  Vermittlung  unseres  Generalkonsuls,  des  Frei- 
herrn von  Humboldt,  in  Berührung  kam,  schwammen  alle  im  Fahr- 
wasser der  Bothaschen  Politik.  Ich  hörte  dort  mehrfach  die  Ansicht 
aussprechen,  der  Burenkrieg  sei  eigentlich  ganz  unnötig  gewesen,  denn 
eine  Vereinigung  der  Burenrepubliken  mit  dem  englischen  Südafrika 
unter  britischer  Flagge  wäre  im  Kaufe  der  natürlichen  Entwicklung 
von  selbst  erfolgt,  wenn  nicht  Cecil  Rhodes  und  seine  Anhänger  durch 
Übereifer  und  Ungeduld  den  Krieg  herbeigeführt  hätten.  Namentlich 
Cecil  Rhodes  selbst,  der  sein  nahes  Ende  gefühlt  und  um  jeden  Preis 
noch  ein  einiges  Südafrika  vor  seinem  Tode  sehen  wollte,  sei  Schuld 
gewesen  am  Kriege.  Es  war  das  im  wesentlichen  der  Standpunkt,  den 
General  Botha  nach  seiner  eigenen  Behauptung  schon  vor  dem  Buren- 
kriege eingenommen  hatte.  Daß  die  Regierung  Bothas  als  erstes  Ziel 
die  Vereinigung  des  ganzen  Südafrika  unter  Versöhnung  des  britischen 
und  holländischen  Elements' anstrebte,  und  zwar  im  Gegensatz  zu 
dem  auf  Unabhängigkeit  von  England  drängenden  und  daher  deutsch- 
freundlichen Teil  des  Burenvolkes,  das  wurde  nach  dem  Austritt 
Hertzogs  und  seiner  Gesinnungsgenossen  aus  der  Botha-Partei  immer 
klarer.  Wenn  bei  der  Organisation  der  Wehrkraft  Südafrikas  durch 
die  defence  force  act  im  Parlament  erklärt  wurde,  daß  die  defence 
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force  (im  wesentlichen  eine  Miliz  nach  Schweizer  Muster),  nicht  nur 
zur  Verteidigung  des  Unionsgebiets,  sondern  auch  zur  Verwendung 
in  anderen  Teilen  Südafrikas  bestimmt  sei,  so  war  das  nichts  weiter 
als  die  verhüllte  Proklamierung  der  von  anderen  offen  verkündeten 
südafrikanischen  Monroedoktrin:  „ein  einiges  Südafrika  bis  zumÄqua- 
tor  unter  britischer  Flagge“.  Die  logische  Folgerung  aus  dieser  Doktrin 
aber  war,  daß  zunächst  die  deutsche  Herrschaft  aus  Südafrika  ver- 
schwinden mußte.  Diesem  Zuge  der  südafrikanischen  Politik  entsprach 
es,  daß  alles  daran  gesetzt  wurde,  um  die  in  Deutsch- Süd  west  afrika 
ansässigen  Buren  zu  verhindern,  die  deutsche  Reichsangehörigkeit  zu 
erwerben.  Bedenkt  man,  daß  das  Streben  nach  territorialer  Expansion 
der  Punkt  war,  in  welchem  die  aus  konservativen  Buren  zusammen- 
gesetzte Botha-Partei,  das  fortschrittliche  Engländertum  der  Unio- 
nistenpartei  und  das  durch  die  Minengesellschaften  repräsentierte 
Großkapital  sich  zusammenfanden,  so  ist  es  kaum  verständlich,  wie 
erwartet  werden  konnte,  die  Südafrikanische  Union  werde  in  einem 
Kriege  zwischen  Deutschland  und  England  neutral  bleiben,  zumal 
nachdem  Botha  auf  eine  Anfrage  im  Parlament  ausdrücklich  erklärt 
hatte,  wenn  England  in  einen  Krieg  verwickelt  werden  sollte,  so  werde 
sich  die  Union  als  im  Kriegszustand  mit  dem  Feinde  Englands  be- 
findlich betrachten.  Und  doch  traf  am  2.  August  1914  in  Windhuk 
ein  Telegramm  des  Staatssekretärs  des  Reichskolonialamtes  ein: 

• „Schutzgebiete  außer  Kriegsgefahr,  beruhigt  Farmer.“ 

Zu  diesen  in  den  Verhältnissen  der  Südafrikanischen  Union  hegenden 
Gründen  traten  Wahrnehmungen  im  Schutzgebiet  selbst,  die  mich 
für  die  Zukunft  des  Deutschtums  in  Südwestafrika  fürchten  ließen. 
So  wenig  an  der  Oberfläche  irgend  etwas  zu  bemerken  war,  was  auf 
Bestrebungen  zum  politischen  Anschluß  an  die  Südafrikanische  Union 
hingedeutet  hätte,  so  sehr  mußte  es  dem  aufmerksamen  Beobachter 
auffallen,  wie  langsam  aber  sicher  sich  unter  einem  Teil  der  deutschen 
Bevölkerung  — in  den  allermeisten  Fällen  sicherlich  gänzlich  unbe- 
wußt — südafrikanisches  Fühlen  und  Denken  einschlich.  Dazu  hat 
natürlich  die  Gleichheit  oder  wenigstens  Ähnlichkeit,  der  wirtschaft- 
lichen Verhältnisse  und  Interessen  das  Meiste  beigetragen.  Man  sah 
in  Südafrika  im  Minenbetrieb,  in  der  Rindvieh-,  Wollschaf-,  Straußen- 
zucht,  im  Bewässerungswesen,  kurz  auf  fast  allen  Gebieten  des  wirt- 
schaftlichen Lebens  eine  Entwicklung,  die  uns  infolge  ihres  Alters 
voraus  war  und  uns  vielfach  zum  Muster  dienen  konnte  und  mußte. 
Es  entspricht  nur  jenem  schlechten,  aus  den  Zeiten  der  politischen 
Zerrissenheit  überkommenen  Charakterzug  des  Deutschen,  der  zu- 
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nächst  alles  fremde  zu  überschätzen  pflegt,  daß  die  großen  Mängel 
im  wirtschaftlichen  und  politischen  Leben  der  Südafrikanischen  Union 
übersehen  wurden.  Und  so  kam  es,  daß  die  Erkenntnis  des  Guten  im 
südafrikanischen  Wirtschaftsleben  hie  und  da  in  kritiklose  Bewun- 
derung südafrikanischer  Zustande  ausartete  und  sich  auch  auf  das 
politische  Gebiet  übertrug.  Je  weniger  einer  von  den  Zuständen  in 
der  Südafrikanischen  Union  kannte,  um  so  mehr  bildete  er  sich  ein, 
daß  dort  Milch  und  Honig  fließe,  und  zwar  nicht  etwa,  weil  das  Land 
in  vielen  Gebieten  besser  ist  als  Südwest,  und  Südafrika  eine  mehr 
als  hundertjährige  Kolonisationszeit  hinter  sich  hat,  sondern  weil  dort, 
im  Gegensatz  zu  unserem  engherzigen  Bürokratismus  eine  Regierung 
mit  offenem  Blick  für  die  wirtschaftlichen  Bedürfnisse  alles  gebe,  was 
das  Herz  des  Ansiedlers  begehrt,  billige  Frachten,  Darlehen  zu  lächer- 
lich niedrigem  Zinsfuß,  alle  möglichen  Unterstützungen  bei  der  Wasser- 
erschließung usw. 

Daß  in  Wirklichkeit  die  Dinge  ganz  anders  aussahen,  daß  sich 
nebenbei  die  Schuldenlast  der  Union  auch  in  Friedenszeiten  ganz  un- 
heimlich steigerte,  das  sah  man  nicht  oder  wollte  es  nicht  sehen. 
Wie  weit  diese  Krankheit,  anders  kann  ich  es  nicht  nennen,  schon 
gediehen  war,  beweist  folgender  Vorfall.  Kurz  nach  der  Übergabe  von 
Korab  wurde  in  Grootfontein  erzählt,  daß  unter  den  auf  Grund  des 
Übergabe  Vertrags  aus  der  Truppe  entlassenen  Farmern  in  Otavi  eitel 
Freude  herrsche,  weil  Botha  der  engherzigen  Wirtschaft  der  Uand- 
wirtschaftsbank  ein  Ende  machen  und  den  Farmern  in  der  liberalsten 
Weise  zinslose  Hypothekendarlehen  geben  werde.  Inzwischen  sind  ja 
wohl  die  meisten  dieser  Botha- Schwärmer  eines  besseren  belehrt 
worden . 

Diesem  Hinneigen  zum  Südafrikanertum,  das  noch  durch  geschäft- 
liche und  bisweilen  auch  durch  verwandtschaftliche  Beziehungen  ver- 
stärkt wurde,  suchte  die  Regierung  des  Schutzgebiets  mit  allen  Mitteln 
entgegenzuwirken  durch  Förderung  der  Schulen,  um  der  deutschen 
Jugend  das  nationale  Bewußtsein  zu  erhalten,  durch  Aufrechterhal- 
tung der  geistigen  und  wirtschaftlichen  Gemeinschaft  mit  der  Heimat, 
durch  Heranziehung  der  Bevölkerung  zur  Selbstverwaltung  und  vor 
allem  durch  Erhaltung  der  Schutztruppe  in  ihrer  bisherigen  Stärke. 
Denn  nichts  ist  geeigneter,  in  der  Fremde  das  Bewußtsein  der  Zu- 
sammengehörigkeit mit  der  Heimat  zu  erhalten  und  zu  stärken,  als 
der  tägliche  Anblick  ihrer  Kraft  und  Macht.  Dies  waren  die  Gründe 
aus  denen  ich  mich,  als  Staatssekretär  Dr.  Solf  bei  seinem  Besuche  des 
Schutzgebiets  im  Juli  1912  meine  Zustimmunng  zu  einer  Verminderung 
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der  Schutztruppe  um  3 Kompagnien  zu  erlangen  suchte,  diesem 
Ansinnen  auf  das  Entschiedenste  widersetzte.  Der  Staatssekretär 
besuchte  damals  auf  dem  Wege  nach  Ostafrika  den  Premier- 
minister der  Südafrikanischen  Union,  General  Botha.  Bei  dieser  Ge- 
legenheit wurde  auch  über  die  Stärke  der  Schutztruppe  gesprochen, 
und  General  Botha  warnte  vor  einer  weiteren  Verminderung  der 
Truppe,  da  diese  an  sich  schon  mit  Rücksicht  auf  die  Eingeborenen- 
verhältnisse zu  schwach  sei.  Botha,  derselbe  Mann,  der  später  durch 
seine  Presse  und  seine  Anhänger  in  allen  Tonarten  verkünden  ließ, 
wir  hätten  in  Südwest  zur  Eroberung  der  Südafrikanischen  Union 
die  umfassendsten  Rüstungen  angestellt.  Die  Warnung  war  sehr  billig : ' 

Botha  kannte  unsere  Schwäche  ganz  genau  und  die  Gelegenheit  war 
zu  verlockend,  vor  dem  deutschen  Staatssekretär  den  um  das  Wohl  der  | 
Weißen  besorgten  uneigennützigen  Nachbar  zu  markieren.  Während 
meines  Heimatsurlaubs  wurde  ich  im  Oktober  1912  noch  einmal  auf- 
gef ordert,  zur  Frage  der  Verminderung  der  Schutztruppe  Stellung  zu 
nehmen,  da  nach  Erkundigung  bei  den  maßgebenden  Parteien  im 
Reichstag  zu  erwarten  sei,  daß  der  Reichstag  entweder  einige  Kom- 
pagnien der  Schutztruppe  streichen,  oder  aber  einen  erheblichen  Teil 
der  Kosten  der  Schutztruppe,  die  bisher  vom  Reiche  getragen  wurden, 
auf  die  Einnahmen  des  Schutzgebiets  ab  wälzen  werde.  Ich  mußte 
gegen  beide  Eventualitäten  Stellung  nehmen,  gegen  die  Verminderung  : 
der  Truppe  aus  den  oben  angeführten  Gründen,  gegen  die  Übernahme 
der  Kosten  der  Schutztruppe  auf  das  Schutzgebiet,  weil  ich  aus  all- 
gemein politischen  Gründen  das  Reich  für  verpflichtet  hielt,  für  die  j 
militärische  Sicherung  des  Schutzgebiets  zu  sorgen  und  sodann,  weil  I 
ich  Erörterungen  über  die  Frage,  wer  die  Kosten  für  die  Schutztruppe  I 
zu  tragen  habe,  im  Eandesrat  vermeiden  wollte,  schon  im  Hinblick  | 
auf  den  Eindruck,  den  derartige  Debatten  jenseits  der  Grenze  machen 
mußten.  Tatsächlich  wurde  im  Etatsentwurf  für  1914  die  Schutztruppe 
in  der  bisherigen  Stärke  aufgenommen  und  die  Bestreitung  der  Kosten 
durch  Reichszuschuß  vorgesehen.  Einen  merkwürdigen  Verlauf  abei  - 
nahmen  die  Dinge  im  Reichstag  Die  Mehrheit  der  Budgetkommission 
ließ  sich  zwar  davon  überzeugen,  daß  zurZeit  eine  weitere  Verminderung 
der  Schutztruppe  nicht  möglich  sei,  beantragte  aber,  bei  der  Bandes-  j 
polizei  eine  größere  Summe  zu  streichen,  diese  Summe  zur  Verminde-  1 
rung  des  Reichszuschusses  für  die  Schutztruppe  zu  benutzen  und 
brachte  eine  Resolution  ein  dahingehend,  daß  in  Zukunft  die  Kosten 
der  Schutztruppe  und  Eandespolizei  zusammengeworfen  und  teils 
vom  Reich  teils  vom  Schutzgebiet  zu  tragen  seien.  Dieser  Unglück-  | 
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liehen  und  gefährlichen  Verquickung  von  Schutztruppe  und  Randes- 
polizei  gegenüber  war  nur  soviel  zu  erreichen,  daß  wenigstens  die  vom 
Reich  und  vom  Schutzgebiet  zu  tragenden  Bruchteile  der  Kosten 
auf  längere  Perioden  festgelegt  werden  sollten,  da  sonst  die  Auf- 
stellung eines  Etats  für  das  Schutzgebiet  dem  Gouverneur  unmöglich 
gemacht  worden  wäre.  Mir  blieb  unter  diesen  Umständen  nur  übrig, 
den  Versuch  zu  machen,  wenigstens  das  Wehrgesetz  für  das  Schutz- 
gebiet zu  retten,  das  im  J ahre  vorher  aus  verschiedenen  Gründen  nicht 
zu  Stande  gekommen  war.  Das  ist  zwar  gelungen,  das  Wehrgesetz 
wurde  im  Frühjahr -1913  angenommen,  aber  während  der  Verhand- 
lungen der  Budgetkommission  war  mir  klar  geworden,  daß  zu  einer 
richtigen  Ausgestaltung  der  Wehrkraft  des  Schutzgebiets  auf  dem 
bisherigen  Wege  überhaupt  nicht  zu  kommen  sei. 

Im  Verlaufe  meiner  Tätigkeit  in  Südwestafrika  war  mir  immer 
wieder  die  Frage  aufgetaucht,  ob  nicht  die  Zeit  gekommen  sei,  für 
dieses  Schutzgebiet  an  Stelle  der  Schutztruppe  eine  Besatzung  treten 
zu  lassen  aus  Truppeneinheiten  der  heimischen  Armee.  Die  Schutz- 
truppe war  ursprünglich  nichts  als  eine  Art  Polizei  gewesen,  ihre  Offi- 
ziere hatten  im  wesentlichen  die  Geschäfte  der  Verwaltung  mit  be- 
sorgt. Mit  der  fortschreitenden  Besiedlung  und  wirtschaftlichen 
Entwicklung  des  Randes  war  dieser  Zustand  unhaltbar  geworden. 
Es  bedurfte  fachmännisch  geschulter  Beamter  und  einer  im  Verwal- 
tungsdienst ausgebildeten  Polizei.  Die  Schutztruppe  wurde  so  im 
natürlichen  Verlauf  der  Dinge  immer  mehr  aus  den  Geschäften  der 
Verwaltung  herausgedrängt  und  auf  rein  militärische  Aufgaben  be- 
schränkt. Und  da  mußte  sich  für  jeden  die  Frage  erheben,  ob  es  nicht 
besser  und  billiger  sei,  auf  die  besondere  Form  der  Schutztruppe  zu 
verzichten  und  Truppenkörper  der  heimischen  Armee  als  Besatzung 
nach  Südwest  zu  senden.  Organisation,  Ausbildung  und  Ausrüstung 
der  Truppe  konnten  dabei  nur  gewinnen,  die  Scheidung  zwischen  den 
Aufgaben  der  Truppe  und  der  Verwaltung  ließ  sich  einwandfreier 
durchführen  und  die  Schwierigkeiten,  die  sich  etwa  bei  Regelung  der 
Stellung  des  Gouverneurs  zu  dieser  Truppe  ergeben  hätten,  wären 
wohl  zu  überwinden  gewesen.  Nach  außen  hin  aber  konnte  die  Wir- 
kung nur  günstig  sein,  wenn  statt  einer  Schutztruppe  einige  Ba- 
taillone des  Reichsheeres  in  Südwest  garnisonierten.  Ich  war  mir  wohl 
bewußt,  daß  zu  Hause,  sowohl  bei  der  Regierung  wie  im  Reichstag 
eine  derartig  einschneidende  Änderung  zunächst  auf  Bedenken  der 
verschiedensten  Art  stoßen  würde,  glaubte  aber  doch  die  Frage 
während  meiner  nächsten  Dienstperiode  nach  Einführung  des  Wehr- 
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gesetzes  zur  Entscheidung  bringen  zu  sollen.  Das  Wehrgesetz  trat 
in  Kraft,  seine  Ausftihrungsbestimmungen  ließen  aber  leider  so  lange 
auf  sich  warten,  daß  bei  Beginn  des  Krieges  die  Aufstellung  des  Mobil- 
machungsplanes  noch  nicht  beendet  war.  In  dieser  Zeit  habe  ich 
mich  mehrfach  mit  dem  Kommandeur  der  Schutztruppe,  Oberst-  i 
leutnant  von  Heydebreck,  eingehend  über  die  Verstärkung  unserer  , 
Wehrkraft  unterhalten.  Herr  von  Heydebreck  war  wie  ich  der  Über- 
zeugung, daß  wir  mit  einem  Angriff  seitens  der  Union  im  Kriegsfälle  j 
rechnen  müßten,  schätzte  die  Verstärkung  der  Schutztruppe  an  brauch-  jl 
baren  Mannschaften  auf  Grund  des  Wehrgesetzes  auf  höchstens  2000 
Mann  und  erklärte  für  eine  einigermaßen  erfolgreiche  Verteidigung  | 
im  Kriegsfall  für  erforderlich:  Die  Befestigung  von  Uüderitzbucht,  | 
die  Vermehrung  der  Verkehrstruppen,  Einrichtung  eines  Flieger- 
korps • — alles  ohne  Änderung  der  Stärke  der  vorhandenen  Einheiten  — 
und  die  Verstärkug  der  Truppe  um  2 Bataillone  Infanterie.  Oberst-  | 
leutnant  von  Heydebreck  betonte  dabei  immer  wieder,  daß  unser  ! 
Eisenbahnnetz  die  Verwendung  von  Infanterie  ermögliche  und  der 
Schutztruppe  in  ihrer  jetzigen  Organisation  bei  einem  langwierigen 
Kriege  die  Pferde  geradezu  zur  East  werden  könnten,  eine  Ansicht  die 
durch  den  Verlauf  des  Krieges  bestätigt  wurde.  Aber  — auch  Herr 
von  Heydebreck  teilte  meine  Auffassung,  daß  vorläufig  keine  Aus-  ] 
sicht  vorhanden  sei,  diese  Vorschläge  im  Rahmen  der  Schutztruppe 
durchzusetzen  und  beschränkte  sich  zunächst  darauf,  eine  Vermehrung 
der  Verkehrstruppen  und  die  Errichtung  eines  Fliegerkorps  zu  bean- 
tragen. Dem  Gedanken,  die  Schutztruppe  durch  heimische  Truppen- 
teile zu  ersetzen,  stand  er  nicht  ablehnend  gegenüber,  denn  auch  er 
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erkannte  sehr  wohl,  daß  die  Zeit  für  die  Schutztruppe  in  ihrer  alten 
Gestalt  vorüber  sei.  Aus  einzelnen  Weisungen  des  Reichskolonialamts 
glaubte  ich  schließen  zu  dürfen,  daß  auch  dort  inzwischen  ein  gewisser 
Umschwung  der  Ansichten  erfolgt  sei  und  die  Verstärkung  unserer 
Wehrkraft  nicht  mehr  auf  den  gleichen  Widerstand  stoßen  werde, 
wie  bisher.  Mitten  in  diesen  Verhandlungen  und  in  den  Arbeiten  zur 
Durchführung  des  Wehrgesetzes  wurden  wir  durch  den  Krieg  ge- 
troffen, nachdem  ich  kurz  vorher  in  einem  Berichte  noch  einmal 
meine  Auffassung  betont  hatte,  daß  wir  bei  einem  etwaigen  Kriege 
mit  England  einem  Angriff  durch  die  Südafrikanische  Union  mit 
Sicherheit  entgegensehen  müßten. 

Ich  habe  im  Vorstehenden  darzulegen  versucht,  daß  und  warum 
wir  militärisch  gänzlich  unvorbereitet  von  dem  Krieg  überrascht 
wurden.  Die  Truppe  war  eben  ihrer  Zahl,  ihrer  Organisation  und 
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ihrer  Ausrüstung  nach  lediglich  auf  den  Kampf  mit  Eingeborenen 
zugeschnitten  und  sie  hatte,  was  Organisation  und  Ausrüstung  an- 
langt, nicht  einmal  mit  der  raschen  Entwicklung  des  Kandes  Schritt 
gehalten  In  Deutschland  waren  diese  Dinge  den  wenigsten  bekannt. 
Im  allgemeinen  wußte  man  nur,  daß  wir  in  Südwestafrika  eine  weiße 
Truppe  hatten  und  daß  diese  Truppe  den  großen  Eingeborenen- Auf- 
stand mit  Erfolg  niedergeworfen  hatte. 

Es  ist  daher  auch  ganz  natürlich,  daß  man  jene  Kämpfe,  den  ein- 
zigen großen  Kolonialkrieg,  den  Deutschland  geführt  hat,  als  Maßstab 
nahm  für  das,  was  man  von  Südwestafrika  in  diesem  Kriege  erwartete. 
Und  doch  hat  man  dabei  wesentliche  Momente  übersehen.  Das  Süd- 
westafrika vom  Jahre  1914  war  ein  ganz  anderes  als  das  Südwest- 
afrika von  1904  und  die  Schutztruppe  von  1914  war  eine  ganz  andere 
als  die  von  1906  und  1907.  Im  Jahre  1904  zählte  die  weiße  Bevölkerung 
einschließlich  Frauen  und  Kinder  4600  Köpfe,  das  Fand  selbst  war  im 
wesentlichen  noch  in  den  Händen  der  Eingeborenen,  wenige  weiße 
Farmer  lebten  verstreut  im  Fände,  das  einzige  Transportmittel  war, 
abgesehen  von  der  wenig  leistungsfähigen  Schmalspurbahn  Swakop- 
mund — Windhuk,  der  Ochsenwagen.  Straßen  im  deutschen  Sinn 
waren  so  gut  wie  unbekannt.  Alles  in  allem:  ein  Fand  in  jeder  Be- 
ziehung schwierig  für  einen  Angreifer,  aber  von  idealer  Beschaffenheit 
für  einen  leichtbeweglichen,  an  die  Feldkost  des  Fandes  gewöhnten 
Verteidiger,  wie  es  die  Eingeborenen  damals  im  wesentlichen  noch 
waren.  Dagegen  das  Jahr  1914.  Die  weiße  Bevölkerung  auf  15000 
Köpfe  angewachsen,  darunter  rund  5000  Frauen  und  Kinder  und  2000 
Nicht  deutsche,  meist  feindliche  Untertanen.  In  vielen  Gegenden, 
besonders  in  der  Mitte  und  im  Norden,  Farm  an  Farm,  ein  Eisenbahn- 
netz, das  allen  Zerstörungen  zum  Trotz  leicht  wieder  herzustellen  war 
und  einem  überlegenen  Angreifer  von  allen  Seiten  her  eine  sichere 
Basis  für  seine  Operationen  bot.  Die  Schutztruppe  von  1904  bis  1907 
der  Angreifer,  zeitweise  bis  18  000  Mann  stark,  mit  der  Möglichkeit, 
aus  der  Heimat  jederzeit  Mannschaften,  Material  und  Verpflegung 
zu  beziehen,  die  Gegner  Eingeborene,  die  höchstens  8000  Mann  stark 
waren  und  diese  zum  Teil  schlecht  bewaffnet.  Im  Jahre  1914  wir  die 
Angegriffenen,  nicht  ganz  2000  Mann  aktive  Truppe  und  etwa  3000 
Mann  Reserven  gegenüber  einem  Feind,  der  60  000  Mann  mit  allen 
modernen  Hilfsmitteln  ausgestatteter  Engländer  und  Buren  ins  Feld 
stellte.  Das  Verhältnis  gegenüber  dem  großen  Aufstand  war  also 
geradezu  umgekehrt.  Wir  waren  in  der  Fage  der  Eingeborenen  von 
damals,  aber  wir  konnten  nicht  wie  diese  Eingeborenen  von  Feldkost 
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leben,  wir  waren,  abgeschnitten  von  der  gesamten  Außenwelt  auf  die 
im  Lande  vorhandenen  Vorräte  und  den  geringen  Ertrag  dessen  ange- 
wiesen, was  das  Land  an  Ernährungsmitteln  für  den  weißen  Mann 
hervorbrachte.  Dabei  war  die  ganze  Organisation  und  Ausrüstung 
der  Schutztruppe  lediglich  auf  die  Bekämpfung  von  Eingeborenen- 
aufständen, nicht  auf  den  Krieg  mit  Weißen  eingerichtet.  Und  selbst 
diese  Ausrüstung  war  hinter  der  Entwicklung  des  Landes  zurück- 
geblieben. Auch  hier  hing  der  Aufstand  von  1904  bis  1907  wie  ein 
Bleigewicht  an  der  Schutztruppe.  Was  damals  sich  an  Ausrüstung 
und  Transportmitteln  bewährt  hatte,  war  beibehalten  worden  und 
sollte  auch  1914  trotz  der  gänzlich  veränderten  Verhältnisse  des  Landes 
noch  genügen,  genügen  gegen  einen  Feind,  der  mit  allen  Mitteln 
moderner  Kriegskunst  ins  Feld  zog.  Ich  habe  nachträglich  wieder  die 
Denkschrift  gelesen,  die  im  Jahre  1908  über  die  beim  Eingeborenen- 
aufstand gesammelten  Erfahrungen  ausgearbeitet  worden  war  und 
kann  ruhig  sagen,  wenn  man  von  den  Erörterungen  allgemein  mili- 
tärischer Natur  absieht,  so  stimmte  beinahe  kein  einziger  der 
für  das  Südwestafrika  von  1907  auf  gestellten  Erfahrungssätze  mehr 
für  das  Südwest  von  1914.  So  hatten  sich  in  7 Jahren  einer  raschen, 
manchmal  zu  raschen  Besiedlung  und  Entwicklung  die  Verhältnisse 
des  Landes  geändert.  Kein  Wunder,  daß  auch  dem  Laien  sofort  bei 
der  Mobilmachung  die  Mängel  in  der  Organisation  und  Ausrüstung 
der  Truppe  in  die  Augen  springen  mußten.  Ich  kann  hier  nur  einige 
der  Hauptpunkte  herausgreifen. 

Ein  einziger  Generalstabsoffizier  stand  dem  Kommandeur  zur 
Verfügung.  Dabei  war  die  Mobilmachung  absolut  ungenügend  vor- 
bereitet, denn  die  Ausführungsbestimmungen  zu  dem  im  April  1913 
vom  Reichstag  angenommenen  Wehrgesetz  waren  erst  im  April  1914 
im  Schutzgebiet  angekommen.  Als  die  Reservisten,  Landwehrleute 
und  Landstürmer  eintrafen,  mußten  sie  häufig  recht  regellos  den 
einzelnen  Truppenteilen  zugewiesen  werden.  Einmal  standen  bei  einer 
Ersatz kompagnie  17  Vizefeldwebel.  Reserve-  und  Landwehroffiziere, 
Offiziere  z.  D.  und  a.  D.  tauchten  auf,  von  deren  Existenz  der 
Kommandeur  keine  Ahnung  hatte.  Diese  Herren  mußten  häufig  auf 
gut  Glück  eingestellt  werden  ohne  Rücksicht  auf  ihre  Befähigung 
und  ihre  frühere  Tätigkeit,  weil  diese  dem  Kommandeur  nicht  bekannt 
waren.  Als  gleich  bei  Beginn  der  Mobilmachung  durch  die  sicherlich 
gut  gemeinten  Eingriffe  einzelner  neu  eingezogener  Offiziere  der 
Eisenbahnbetrieb  gefährdet  wurde,  bat  ich  den  Kommandeur,  den 
Betriebsleitungen  der  Eisenbahnen  je  einen  Offizier  als  Linien- 
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kommissar  beizugeben  — es  waren  keine  geeigneten  Offiziere  ver- 
fügbar und  alle  Weisungen  an  die  Betriebsdirektionen  mußten 
durch  das  Kommando  gehen,  wieder  eine  Mehrbelastung  des  General- 
stabsoffiziers. 

Ganz  übel  bestellt  war  es  um  das  Transportwesen.  Drei  Personen- 
automobile, darunter  eines  alt  und  verbraucht,  standen  dem  Komman- 
deur zur  Verfügung,  zwei  Autos  konnte  die  Ivandespolizei  abgeben, 
Lastautos  waren  überhaupt  nicht  vorhanden.  Im  wesentlichen  be- 
ruhte der  Fuhrpark  auf  Ochsenwagen,  die  zum  großen  Teil  von  den 
Farmern  requiriert  werden  mußten.  Die  Folge  war  ein  derartiger 
Mangel  an  Fahrzeugen  auf  dem  platten  Lande,  daß  im  Frühjahr 
1915  die  Maisernte  aus  dem  Bezirk  Gobabis  nicht  herangeschafft 
werden  konnte  und  den  Buren  überlassen  werden  mußte.  Ein  Beispiel 
wird  den  Unterschied  zwischen  der  Aufstandzeit  und  dem  Kriege 
mit  wünschenswerter  Klarheit  zeigen.  In  der  schon  erwähnten  Denk- 
schrift heißt  es  bei  Schilderung  der  Tätigkeit  der  damaligen  Südetappe : 
„Ein  Versuch,  den  Betrieb  auf  der  Strecke  Kubub — Keetmanshoop 
dadurch  zu  heben,  daß  den  Frachtfahrern  an  Stehe  von  Ochsen  zum 
Teil  Maultiere  überwiesen  wurden,  schlug  infolge  des  vollkommenen 
Aufhörens  der  Weide  fehl.  Von  2300  von  Kubub  abgegangenen  Tieren 
kehrten  nur  1136  in  völlig  erschöpftem  Zustande  zurück/'  Damals, 
wo  der  Bezug  von  Maultieren  aus  Argentinien  und  Südafrika  offen 
stand,  konnte  man  sich  solche  Experimente  gestatten.  Jetzt  lag  die 
Sache  ganz  anders:  die  Schutztruppe  hatte  im  Ganzen  1300  Maul- 
tiere, also  kaum  mehr,  als  damals  auf  der  einen  Linie  Kubub — Keet- 
manshoop verloren  gingen  und  an  einen  Ersatz  war  nicht  zu  denken ! 
Allerdings,  die  Eisenbahnen  haben  uns  sehr  viel  genützt  und  ohne  die 
Eisenbahnen  wäre  es  überhaupt  nicht  möglich  gewesen,  im  Anfang 
des  Krieges  die  ganze  Truppe  im  Süden  zu  konzentrieren.  Aber  die 
Truppe  konnte  nicht  an  der  Bahn  kleben  und  je  weiter  der  Feind  vor- 
drang, umso  mehr  wurde  der  Vorteil,  den  uns  die  Bahnen  anfangs 
gewährt  hatten,  dadurch  ausgeglichen,  daß  sie  der  Feind,  der  über 
Material  und  Arbeiter  in  jeder  beliebigen  Menge  verfügte,  für  sich 
ausbaute. 

Die  Ausrüstung  der  Truppe  mit  Waffen  und  Munition  war  gut, 
nur  bei  der  Artillerie  machte  sich  die  Mannigfaltigkeit  des  Materials 
und  der  Munition  in  recht  störender  Weise  fühlbar.  Vorhanden  waren 
im  Schutzgebiete  70  Geschütze,  eine  überreiche  Zahl  für  eine  Truppe 
von  2000  Mann  Aktiven,  die  im  Frieden  nur  3 Batterien  formiert 
hatte.  Aber  sehen  wir  uns  das  Material  näher  an:  22  Feldkanonen 
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C 96,  8 Feldkanonen  95  u.  A,  4 Feldhaubitzen  98,  22  Gebirgsgeschtitze, 
darunter  12  von  7,5,  sechs  von  7 und  vier  von  6 cm,  drei  5,7  cm  Schnell- 
ladekanonen, vier  3,7  cm  Maschinenkanonen,  drei  3,7  cm  Revolver- 
kanonen und  4 ehrwürdige  Feldgeschütze  C 78.  Also  10  verschiedene 
Typen,  eine  aus  der  ganzen  Armee  und  Marine  zusammengestellte 
Sammlung  verschiedener  Modelle.  Aus  diesen  Geschützen  waren  im 
Laufe  der  Mobilmachung  nach  und  nach  7 Batterien  und  4 Halb- 
batterien formiert  worden,  die  Haubitzenbatterie  mit  Ochsen  bespannt. 
Natürlich  erschwerte  die  Verschiedenartigkeit  des  Materials  die  Ver- 
wendbarkeit der  Artillerie  in  hohem  Maße.  Trotzdem  hat  die  Ar- 
tillerie besonders  bei  Beginn  des  Krieges  den  Engländern  den  größten 
Respekt  eingeflößt,  denn  sie  war  derjenige  Teil  unserer  Wehrmacht 
über  den  sie  am  wenigsten  unterrichtet  waren. 

Unsere  Reitpferde  waren  mit  Gepäck  viel  zu  schwer  beladen.  Das 
Gewicht  von  Reiter,  Gewehr,  Patronen,  Packtaschen,  Mantel  und 
Decke  war  für  die  kleinen,  zum  Teil  nicht  sehr  kräftigen  Tiere  ent- 
schieden zu  schwer.  Die  Buren  ritten  in  Hose  und  Hemd  — beides 
allerdings  von  vorzüglicher  Beschaffenheit  — trugen  nur  Gewehr 
und  Patronen  und  ein  Stück  Hartbrot  mit  sich.  Alles  andere  wurde 
auf  Motorwagen  und  leichten  Maultier  karren  mitgeführt.  So  sah 
ich  zwischen  Tsumeb  und  Grootfontein  über  800  Buren  an  mir  vorbei- 
gallopieren,  gefolgt  von  ihren  mit  8 bis  24  starken  Maultieren  be- 
spannten Wagen.  Dazu  kam  die  Masse  der  leichten  Lastautos,  die  Ver- 
pflegung für  Mann  und  Roß  nachführten  und  auch  die  schwersten 
Sandstrecken  und  Reviere  zu  überwinden  im  Stande  waren.  Nur  so 
ist  es  Botha  gelungen,  den  Angriff  auf  Namutoni  über  Outjo  und 
Okaukweijo,  der  sonst  Wochen  der  Vorbereitung  bedurft'  hätte, 
in  unglaublich  kurzer  Zeit  durchzuführen.  Er  hatte  allein  auf  dieser 
Strecke,  wie  er  mir  in  Korab  selbst  mitteilte,  über  200  Motorwagen 
angesetzt.  Die  überraschende,  man  möchte  sagen  spielende  Überwin- 
dung aller  der  Schwierigkeiten,  welche- die  Beschaffenheit  des  Landes 
dem  Angreifer  bot,  warf  besonders  im  zweiten  Teil  des  Feldzuges  alle 
Berechnungen  des  Kommandeurs  der  Schutztruppe  über  den  Hamen 
und  stellte  den  Kommandeur  immer  wieder  vor  neue  Situationen, 
denen  er  bei  der  täglich  sich  verringernden  Beweglichkeit  der  eigenen 
Truppe  fast  nie  rechtzeitig  begegnen  konnte. 

Ferner  fehlte  es  bei  Beginn  des  Krieges  an  jeder  Organisation  des 
Nachrichtendienstes.  Auch  hier  fielen  die  sämtlichen  Arbeiten  dem 
Kommando  zu,  während  bei  den  Unionstruppen  von  vornherein  jede 
Abteilung  ihren  eigenen  Nachrichtendienst  hatte,  an  dessen  Spitze 
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ein  besonders  ausgebildeter  Offizier  stand.  Oberstleutnant  von  Heyde- 
breck  versuchte  beim  Beginn  des  Krieges  durch  Heranziehung  von 
Buren  und  Eingeborenen  einen  ständigen  Nachrichtendienst  zu  organi- 
sieren, aber  je  weiter  der  Feind  vordrang,  um  so  mehr  versagten  Buren 
und  Eingeborene  und  wir  waren  schließlich  auf  unsere  beiden  Flieger 
die  Patrouillen  und  Funkstationen  angewiesen.  Daß  dabei  alles  geleistet 
wurde,  was  unter  den  gegebenen  Verhältnissen  erwartet  werden  konnte, 
muß  anerkannt  werden.  Als  ich  in  Kalkfontein  Süd  die  beiden^alten, 
vielfach  geflickten  Flugzeuge  sah,  schien  mir  deren  Nutzen  recht 
problematisch.  Trotzdem  haben  die  FJieger  auf  diesen  klapprigen 
Vehikeln  alles  Mögliche  geleistet,  bis  die  beiden  Flugzeuge  gänzlich 
zusammenbrachen.  Recht  zuverlässig  erwiesen  sich  im  allgemeinen 
die  Meldungen  der  Patrouillen  und  geradezu  auffallen  mußte  es,  wie 
genau  die  Schätzungen  der  Patrouillen  über  die  Stärke  des  Feindes 
waren.  Als  ich  am  25.  Juni  1915  bei  Oberstleutnant  Franke  in  Otari 
war,  teilte  er  mir  mit,  daß  er  auf  Grund  der  eingelaufenen  Meldungen 
die  Stärke  der  im  Anmarsch  befindlichen  Truppen  Bothas  auf  etwa 
20  000  Mann  schätzen  müsse.  Ich  konnte  kaum  glauben,  daß  Botha 
von  Otjiwarongo  und  Waterberg  aus  20  000  Mann  in  Marsch  setzen 
könne.  Tatsächlich  war  die  Schätzung  richtig.  Botha  selbst  hat  mir 
später  die  Stärke  dieser  Truppen  auf  über  20  000  Mann  angegeben. 

Aber,  abgesehen  von  allen  diesen  Punkten,  die  Hauptsache  war 
unsere  numerische  Schwäche.  Die  Truppe  war  von  18  000  Mann  im 
Jahre  1906  nach  und  nach  auf  rund  2000  Mann  herabgesetzt  worden. 
Dazu  kamen  rund  3000  Mann  Reservisten,  Fand  wehrmänner  und  Eand- 
stürmer,  von  denen  etwa  die  Hälfte  als  felddienstfähig  im  heimischen 
Sinn  angesehen  werden  konnten. 

TRUPPENMACHT  DER  SÜDAFRIKANISCHEN 

UNION. 

Gegen  diese  kleine  Schar  stellte  General  Botha,  wie  er  mir  nach 
Abschluß  des  Vertrages  von  Korab  selbst  angegeben  hat,  60  000  Mann 
ins  Feld,  die  er  im  Notfall  auf  120  000  Mann  hätte  bringen  können. 
Nach  dem  südafrikanischen  Wehrgesetz,  der  South  Africa  defence 
act  vom  14.  Juni  1912,  ist  jeder  Bürger  vom  17.  bis  zum  60.  Eebens- 
jahre  wehrpflichtig.  Die  gesamte  Wehrmacht  der  Union  ist  einge- 
teilt in  5 verschiedene  Formationen.  1.  Die  stehende  Truppe,  per- 
manent force  oder  South  African  Mounted  Riflemen  genannt,  eine 
sehr  gut  ausgebildete  und  ausgerüstete  berittene  Infanterie,  die  bei 
Beginn  des  Krieges  etwa  6000  Mann  stark  war,  2.  die  Küstengarnison, 
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zur  Verteidigung  der  Hafenplätze,  3.  die  Bürgerwehr.  Ihr  gehören  alle 
Wehrpflichtigen  an,  die  nicht  in  eine  andere  Formation  eingestellt 
sind.  Die  Hälfte  dieser  Wehrpflichtigen  hat  im  Alter  von  21  bis  25 
Jahren  jährlich  eine  Friedensübung  abzuleisten,  die  übrigen  sind  ver- 
pflichtet,  militärisch  organisierten  Schützenvereinen  beizutreten, 

4.  eine  freiwillige  Marine- Reserve  und  5.  eine  Spezialreserve.  Nun  ist 
es  richtig,  daß  diese  Truppen,  abgesehen  von  der  permanent  force  bei 
Beginn  des  Krieges  weder  vollständig  ausgebildet  noch  vollständig 
ausgerüstet  waren.  Aber  das  Menschenmaterial  war  ein  gutes,  zum  Teil, 
soweit  es  von  dem  platten  Tande  stammte,  sogar  ein  vorzügliches. 
Die  Ausbildung  im  Reiten  und  Schießen  war  bei  diesen  Deuten  sehr  j 
leicht.  Auf  der  anderen  Seite  standen  für  die  Vervollständigung  der 
Ausrüstung  die  Hilfsmittel  Englands  und  Amerikas  zur  Verfügung. 
Aus  Amerika  wurden  vor  allen  Dingen  die  zahlreichen  und  recht 
leistungsfähigen  Motorwagen  bezogen.  Südafrika  konnte  Pferde  und  j 
Maultiere,  Wagen  und  Karren  jeder  Art  im  Überfluß  liefern,  Eisen- 
bahnmaterial  stand  zur  Genüge  zur  Verfügung,  tausende  von  süd- 
afrikanischen Eingeborenen  hatten  beim  Bau  unserer  Eisenbahnen  i 
Verwendung  gefunden.  In  kurzer  Zeit  konnte  die  Eisenbahn  Priska- 
Upington-Nakab-Kalkfontein-Süd  (letzteres  in  unserm  Schutzgebiet 
gelegen)  gebaut  und  so  der  Anschluß  an  unser  Eisenbahnnetz  gewonnen 
worden. 

Einen  durch  nichts  einzuholenden  Vorsprung  hatte  Botha  in  einem  j 
ausgezeichnet  eingerichteten  Nachrichtendienst.  Schon  im  Frieden  war 
die  englische  Spionage,  die  amtliche  und  freiwillige  in  einer  Weise 
ausgebildet,  von  der  wir  keine  Ahnung  hatten.  Wie  das  Beispiel  des  ; 
Generals  Ironside  zeigt,  waren  schon  während  des  großen  Eingebore-  i 
nen-Aufstandes  1904 — 1907  englische  Offiziere,  die  sich  als  Ochsen- 
treiber von  der  deutschen  Militärverwaltung  einstellen  ließen,  als 
Spione  tätig.  Jeder  Prospektor  britischer  Abkunft,  jeder  britische 
Angestellte  der  South  Africa  Company  und  der  South  African  terri- 
tories  war  ein  englischer  Spion.  Im  Dezember  1914,  bevor  der  Haupt- 
angriff auf  das  Schutzgebiet  begann,  gab  die  topographische  Sektion 
des  Generalstabs  in  Pretoria  in  über  30  Blättern  eine  Karte  des  Schutz-  t 
gebiets  heraus  mit  einer  Masse  von  Einzelangaben,  die  sich  in  keiner 
unserer  Karten  finden.  Ich  besitze  das  Blatt  16  dieser  Karte,  das  den 
Bezirk  Windhuk  umfaßt.  Das  Blatt  ist  mit  einem  Stempel-Aufdruck 
versehen,  der  besagt,  daß  durch  diese  Ausgabe  alle  früheren  Ausgaben 
für  ungültig  erklärt  werden.  Die  Karte  ist  also  nur  eine  neue  verbesserte 
Ausgabe  einer  schon  früher  fertiggestellten  Karte.  Das  Material  mußte 
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schon  jahrelang  gesammelt  worden  sein.  Gesammelt  wurde  es  sicher 
von  englischen  Prospektoren,  die  sich  in  Menge  im  Schutzgebiet 
herumtrieben  und  von  Angestellten  der  oben  genannten  Gesellschaften, 
unter  denen  sich  auch  eine  Anzahl  ausgebildeter  Landmesser  befanden. 
Aber  die  Sache  geht  noch  weiter.  In  einem,  im  August  1914  entworfenen 
Bericht  eines  südafrikanischen  Generalstabsoffiziers  über  die  gegen- 
seitigen Stärkeverhältnisse,  der  später  in  unsere  Hände  fiel,  ist  ein 
Geheimbericht  des  Oberstleutnants  von  Heydebreck  erwähnt,  der 
kurz  vor  Ausbruch  des  Krieges  an  das  Kommando  der  Schutztruppen 
in  Berlin  erstattet  wurde.  Wie  ist  dieser  Geheimbericht  in  englische 
Hände  gelangt  ? Man  wird  zunächst  auf  den  Gedanken  kommen,  die 
Engländer  hätten  beim  Kommando  der  Schutztruppen  in  Windhuk 
einen  Spion  gehalten.  Das  ist  aber  keineswegs  nötig.  Schon  lange  war 
ich  auf  den  Verdacht  gekommen,  daß  unsere  Post  durch  die  Engländer 
kontrolliert  wurde.  Ich  hatte  deshalb  schon  als  Gouverneur  von  Ka- 
merun die  Anordnung  getroffen,  daß  wichtige  Berichte  nur  mit  deut- 
schen Dampfern  geschickt  werden  dürften.  Da  ereignete  sich  im  Jahre 
1912  ein  sonderbarer  Vorfall.  Es  fand  sich  in  einem  Postsack,  der  mit 
einem  deutschen  Dampfer  ankam,  ein  Erlaß  des  Reichskolonialamts, 
lessen  Kuvert  den  Poststempel  London  trug  und  aufgesprungen  war. 
Feh  teilte  meinen  Verdacht,  daß  der  Postsack  in  London  geöffnet  und 
las  betreffende.  Kuvert  aus  Versehen  dort  abgestempelt  worden  sei, 
lern  Reichskolonialamt  mit.  Das  Amt  fand  indes  nichts  Verdächtiges 
m der  Sache.  Ich  bin  heute  der  Überzeugung,  daß  seit  Jahren  unsere 
imtliche  Post,  soweit  sie  über  England  ging,  in  London  von  kundiger 
Hand  geöffnet,  dtirchgesehen  und  wieder  verschlossen  wurde.  Da 
ler  rascheren  Beförderung  wegen  die  deutschen  Dampfer  die  ganze 
Post  in  Plymouth  abzugeben  pflegten,  von  wo  sie  über  London  und 
Rüssingen  weiter  ging,  so  liegt  es  durchaus  im  Bereich  der  Wahr- 
;cheinlichkeit,  daß  der  Geheimbericht  des  Kommandeurs  der  Schutz- 
ruppe auf  diesem  Wege  in  englische  Hände  kam.  Aber  wie  dem  auch 
.ei,  jedenfalls  waren  die  Engländer  durch  eine  langjährige  Spionage 
iber  alle  Verhältnisse  des  Schutzgebiets  auf  das  Eingehendste  orientiert 
md  uns,  wie  auf  allen  anderen  Gebieten,  so  auch  auf  dem  des  Nach- 
ichtendienstes  ganz  bedeutend  überlegen. 

IELDVERHÄLTNISSE  DES  SCHUTZGEBIETS. 

Aber  der  Ausbruch  des  Krieges  stellte  nicht  nur  das  Kommando 
ler  Schutztruppe,  sondern  auch  die  Verwaltung  sofort  vor  eine  Reihe 
.ritischer  Fragen  und  zwar  zunächst  auf  dem  Gebiete  der  Finanzen. 
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An  Regierung  und  Banken  traten  bei  Ausbruch  des  Krieges  An- 
forderungen heran,  die  mit  den  im  Schutzgebiet  vorhandenen  Bar- 
mitteln nicht  befriedigt  werden  konnten.  Der  mit  jedem  Kriegsaus- 
bruch unvermeidliche  Ansturm  auf  die  Banken  brachte  diese  in  starke  j 
Verlegenheit.  Die  nach  Tausenden  zählenden,  bei  den  Eisenbahnen  j 
und  in  den  Minenbetrieben  beschäftigten  Arbeiter  aus  Südafrika 
mußten  abgelohnt  und  abgeschoben  werden.  Die  Mobilmachung  stellte 
die  größten  Anforderungen  an  die  Gouvernementshauptkasse.  Es  war 
absolut  unmöglich,  den  fortgesetzten  Bitten  der  großen  Gesellschaften 
und  der  Banken  um  Bargeld  zu  entsprechen  Jedermann  suchte  sich 
einen  möglichst  großen  Bestand  an  Bargeld  zu  sichern.  Diesen  An- 
forderungen konnten  die  vorhandenen  Barmittel,  die  in  normalen 
Zeiten  für  die  Bedürfnisse  des  Verkehrs  vollauf  ausreichten,  nicht 
genügen.  Kurz  vor  dem  Kriege,  am  i April  1914,  war  eine  allgemeine 
Erhebung  über  die  vorhandenen  Geldbeträge  angeordnet  worden,  die 
folgende  Ergebnisse  geliefert  hatte.  Es  waren  vorhanden 

Papiergeld  Gold  Silber 

Mk.  Mk.  Mk. 

1.  bei  den  amtlichen  Kassen  rd.  3 700  000  290  000  400  000 

2.  Bei  Banken  und  größeren  Privat- 

geschäften   1 180  000  185  000  264  000 

Rechnet  man  das  Geld  dazu,  das  sich  in  kleineren  Geschäften  und  in 
denHänden  von  Privaten  befand,  so  ergibt  sich  eine  Gesamtsumme  von 
7 000  000  M.  Nach  Beratungen  des  Finanzreferenten,  Regierungs- 
rats Kastl,  mit  den  Vertretern  der  Banken  und  der  Handelskammer, 
Windhuk  kam  das  Gouvernement  zu  der  Überzeugung,  daß  eine  Ver-! 
Stärkung  der  vorhandenen  Barmittel  um  5 Millionen  Mark  erforder- 
lich sei,  wenn  die  Mobilmachung  durchgeführt  und  an  eine  ernstliche 
Verteidigung  des  Schutzgebiets  gedacht  werden  sollte.  Auf  ein  über! 
Kamina  gesandtes  Funkentelegramm,  in  welchem  das  Reichskolonial -j 
amt  um  die  Genehmigung  zur  Ausgabe  von  5 Millionen  Schutzgebiets- 
kassenscheinen gebeten  wurde,  kam  die  Antwort,  daß  der  Ausgabe 
von  Schutzgebietskassenscheinen  rechtliche  Bedenken  entgegenstünden 
und  die  Ausgabe  von  Schuldscheinen  auf  den  Inhaber  empfohlen  werde. 
Da  es  aussichtslos  war,  die  rechtlichen  Bedenken  des  Reichskolonial- 
amts im  funkentelegraphischen  Wege  zu  beheben,  zumal  bei  dei 
bekannten  geringen  Widerstandskraft  des  Schutzgebiets  Togo  mil 
einer  baldigen  Wegnahme  der  Großfunkenstation  in  Kamina  gerech 
net  werden  mußte,  der  Weg  aber,  den  das  Reichskolonialamt  vor 
geschlagen  hatte,  zu  einer  Verstärkung  der  Barmittel  untauglich  war 
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30  entschloß  ich  mich  bei  der  stündlich  wachsenden  Krisis  doch  zur 
\usgabe  von  Schntzgebietskassenscheinen.  Ich  hielt  mich  unter  den 
gegebenen  Verhältnissen  dazu  umsomehr  für  berechtigt  und  verpflich- 
tet, als  das  Kolonialamt  im  Prinzip  mit  der  Beschaffung  der  erforder- 
ichen  Mittel  und  der  Organisierung  des  Widerstandes  gegen  den 
oevorstehenden  Angriff  der  Südafrikaner  einverstanden  war.  Durch  Ver- 
ordnung vom  8.  August  1914  wurde  die  Ausgabe  von  5 Millionen 
Schutzgebietskassenscheinen,  in  Stücken  zu  100,  zu  50,  zu20,  zu  iound 
zu  5 Mk.,  rückzahlbar  3 Monate  nach  Aufhebung  des  Kriegszustandes 
verfügt.  Die  Kassenscheine  wurden  ohne  Beanstandung  von  dem  Ver- 
kehr aufgenommen  und  ermöglichten  die  Durchführung  der  Mobil- 
machung und  des  Feldzugs.  Erst  ganz  zuletzt  als  wir  den  Zusammen- 
bruch schon  vor  Augen  sahen,  zwang  die  Geldnot  noch  einmal  an  eine 
Erhöhung  des  Bestandes  an  Schutzgebietskassenscheinen  heranzu- 
gehen. Diese  Scheine  gelangten  indes  nicht  mehr  zur  Ausgabe,  sie 
wurden  nach  dem  unglücklichen  Gefecht  bei  Otavifontein,  das  unsere 
Widerstandskraft  endgültig  brach,  verbrannt.  Zugleich  mit  der  Aus- 
gabe von  Schutzgebietskassenscheinen  wurde,  um  den  Geldverkehr 
zu  erleichtern,  in  Verbindung  mit  der  Eandwirtschaftsbank  eine  Art 
Sparkassensystem  eingerichtet,  das  wesentlich  dazu  beigetragen  hat, 
eine  weitere  Verstärkung  der  Barmittel  unnötig  zu  machen.  Die  Eand- 
wirtschaftsbank erklärte  sich  bereit,  Spargelder  in  beliebiger  Höhe 
entgegenzunehmen  und  mit  3 Prozent  zu  verzinsen.  Rückzahlungen 
bis  zu  300  Mk.  wurden  einmal  im  Vierteljahr  ohne  Kündigungsfrist 
gewährt.  Höhere  Rückzahlungen  wurden  nur  mit  einmonatlicher 
Kündigungsfrist  geleistet.  Dadurch,  daß  die  Bezirks-  und  Distrikts- 
kassen ermächtigt  wurden,  Sparbeträge  für  die  Eandwirtschaftsbank 
entgegenzunehmen  und  auf  Anfordern  der  Bank  auch  Rückzahlungen 
zu  leisten,  kam  diese  Einrichtung  dem  ganzen  Eande  gleichmäßig 
zu  gute. 

VERPFLEGUNGSVERHÄLTNISSE  DES 
SCHUTZGEBIETS. 

Noch  schwieriger  als  die  Finanzfrage  gestaltete  sich  die  Frage  der 
Ernährung  der  weißen  und  der  eingeborenen  Bevölkerung.  In  dieser 
Beziehung  stand  Südwestafrika  erheblich  schlechter  als  die  tropischen 
Schutzgebiete.  Während  in  diesen  wenigstens  die  farbige  Bevölkerung 
im  wesentlichen  aus  dem  Lande  selbst  verpflegt  werden  konnte, 
lagen  die  Dinge  in  Südwestafrika  ganz  anders.  Hier  fehlt  es,  abgesehen 
von  den  Ovambos,  vollständig  an  Eingeborenen,  die  Ackerbau  ge- 
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trieben  hätten.  Aber  auch  die  Ovambos  konnten  nur  in  günstigen: ' 
Regenjahren  sich  selbst  erhalten.  Alle  paar  Jahre  brach  eine  Hungers-  j 
not  aus  und  das  Gouvernement  mußte  helfend  eingreifen.  Wir  hatten 
deshalb  an  den  beiden  Eingangstoren  des  Ambolandes,  in  Okau- 
kwejound,  Namutoni  ständige  Depots  mit  Bebensmitteln  eingerichtet,; 
um  im  Falle  der  Not  sofort  eingreifen  zu  können.  Gerade  in  dem  krD 
tischen  Jahre  1915  war  die  Ernte  im  Ambolande  so  schlecht,  daß  vomj 
Juli  bis  Dezember  1915  über  30  000  Ovambos  verhungerten.  Das  wai| 
der  Grund,  weshalb  wir  an  einen  Rückzug  nach  Norden  über  Namu-j 
toni  hinaus  nicht  denken  konnten.  Trotz  meiner  wiederholten  Bitten, 
den  Ovambos  Hilfe  zu  bringen,  rührten  sich  die  menschenfreundlichen : 
Engländer  nicht  und  als  sie  sich  endlich  entschlossen,  die  aus  unserer 
Zeit  noch  vorhandenen  Bestände  ins  Amboland  zu  schaffen,  ließen  > 
sie  nicht,  wie  wir  es  früher  getan  hatten,  die  Bebensmittel  durch  die 
Missionen  verteilen,  sondern  ihre  Beamten  trieben  mit  den  deutschen 
Nahrungsmitteln  in  majorem  Britanniae  gloriam  einen  schändlichen 
Wucherhandel.  Die  Hereros,  Hottentotten  und  Raffern,  die  sich  in 
früheren  Zeiten  von  wenig  Fleisch  und  viel  Feldkost  ernährt  hatten, 
hatten  sich  unter  der  angeblich  so  grausamen  deutschen  Herrschaft 
so  gründlich  an  den  Genuß  europäischer  Nahrungsmittel,  besonders 
an  Mehl  und  Reis  gewöhnt,  daß  eine  Rückkehr  zur  Feldkost  während} 
des  Krieges  gänzlich  ausgeschlossen  war.  Es  mußte  also  nicht  nur  für 
die  Weißen,  sondern  auch  für  die  Eingeborenen  gesorgt  werden.  Wir 
waren  somit,  abgesehen  von  Fleisch,  von  vornherein  auf  eine  spar- 
same Verteilung  der  eingeführten,  im  Bande  lagernden  Bebensmittel 
und  die  verhältnismäßig  geringen  Mengen  an  Mais,  Kaffernkorn  und 
Bohnen  angewiesen,  die  von  deutschen  Farmern  gebaut  wurden.  Es! 
rächte  sich  jetzt  bitter,  daß  wir  in  den  ersten  Jahrzehnten  unserer 
Herrschaft  in  Südwestafrika  den  Ackerbau  gänzlich  vernachlässigt 
und  in  dem  Bande  nur  das  klassische  Band  der  Viehzucht  gesehen 
hatten.  Und  doch  wären  die  Bezirke  Grootfontein  und  Gobabis  im 
Stande  gewesen,  für  die  ganze  Bevölkerung  den  Bedarf  an  Körner-! 
früchten  zu  decken,  wenn  nicht  der  Ackerbau  in  seinen  ersten  Anfängen | 
gestanden  hätte.  So  blieb  nichts  übrig,  als  mit  dem  Vorhandenen 
sparsam  zu  wirtschaften  und  fatalistisch  dem  Ende  entgegenzusehen. 
Eine  am  3.  August  1914  angeordnete  Erhebung  ergab,  daß  die  meisten, 
größeren  Orte  auf  5,  einzelne,  darunter  Windhuk  auf  3 Monate  mit 
Bebensmitteln  versehen  waren.  Das  Ergebnis  stimmte  merkwürdig  mit 
der  Anschauung  der  Engländer  überein,  die  sich  aus  unsern  Statistiken 
errechnet  hatten,  daß  wir  spätestens  nach  5 Monaten  aus  Mangel  an 
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lahrungs  mittein  zur  Übergabe  gezwungen  sein  würden.  Und  doch 
timmte  die  Rechnung  nicht,  und  zwar  aus  zwei  Gründen.  Einmal 
eigte  sich  bald,  daß  unsere  Erhebung  nicht  vollständig  gewesen  war 
nd  sich  mit  der  Zeit  eine  gewisse  Reserve  an  Nahrungsmitteln  von 
dbst  angesammelt  hatte,  sodann  war  im  Jahre  1914  die  Maisernte  im 
'ezirk  Grootfontein  besser  als  je.  Diese  Umstände,  in  Verbindung 
lit  einer  von  vornherein  durchgeführten  Art  beschränkter  Rationie- 
ung  ermöglichten  es,  statt  nur  5 Monate,  wie  die  Engländer  erwartet 
atten,  beinahe  ein  Jahr  auszuhalten.  Das  Gouvernement  ließ  von 
Jeginn  des  Krieges  an  möglichst  viel  an  Eebens  mittein  auf  kaufen 
nd  requirieren.  Die  so  gewonnenen  Bestände  wurden  mit  der  bereits 
ingetroffenen  amtlichen  Jahreslieferung  für  die  Eingeborenen  der 
avilverwaltung  amtlich  auf  bewahrt.  Als  dann  Anfang  Oktober  die 
»riväten  Vorräte  zu  Ende  gingen,  wurden  die  amtlichen  Bestände 
ach  festgesetzten  Sätzen  an  diejenigen  ausgegeben,  die  sich  keine 
Nahrungsmittel  mehr  beschaffen  konnten.  Durch  Bekanntmachung 
om  1.  Januar  1915  wurden  folgende  Sätze  pro  Monat  zugelassen: 

1.  für  erwachsene  nichteingezogene  Personen 

2 kg  Reis 

2 kg  Weizen-  oder  Roggenmehl 
2 kg  Maismehl 
0,25  kg  Salz 
0,25  kg  Kaffee 

1 Paket  Zündhölzer  (für  je  1 Haushalt) 

2.  Kinder  unter  12  Jahren  (ausschließlich  Säuglinge) 

1 kg  Reis 

2 kg  Weizen-  oder  Roggenmehl 
2 kg  Maismehl 

0,25  kg  Salz 
0,25  kg  Kaffee 
0,5  kg  Zucker 

2.  für  Eingeborene 

8 kg  Maismehl. 

Am  15.  Februar  fand  der  letzte  Ausgleich  zwischen  den  Beständen 
er  einzelnen  Ämter  an  Reis,  Roggen-  und  Weizenmehl  statt.  Es  mußte 
nmals  den  Ämtern  mitgeteilt  werden,  daß  damit  die  amtlichen  Be- 
fände erschöpft  seien.  Die  Hoffnung  auf  eine  günstige  Maisernte 
tn  Jahre  1915  ging  nicht  in  Erfüllung.  Die  Ernte  war  mäßig  und  der 
lais  reifte  infolge  ungünstiger  Witterung  erst  spät.  Als  Windhuk 
Anfang  Mai  1915  geräumt  werden  mußte,  war  noch  Verpflegung  auf 
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14  Tage  vorhanden,  ohne  jede  Aussicht,  Körnerfrüchte  herbeischaffe! 
zu  können.  Im  Bezirk  Grootfontein  mußte  im  Juni  1915, ‘um  d: 
Schutztruppe  mit  Mehl  versorgen  zu  können,  der  Mais  kaum  reif  unc 
ohne  getrocknet  zu  sein,  in  die  Mühlen  von  Grootfontein  und  Tsume 
gebracht  werden.  Die  Folge  war,  daß  der  Mühlenbetrieb  unter  dauert 
der  Verschlammung  der  Mühlen  litt  und  das  gewonnene  Mehl  feuci 
und  zum  Backen  unbrauchbar  war.  Zuletzt  wurde  alles,  was  an  Naf 
rungsmittein  aufzubringen  war,  in  das  Bager  bei  Korab  geschafft 
aber  auch  dort  wären  wir  spätestens  am  21.  Juli  mit  dem  letzten  Kor 
Mais  zu  Ende  gewesen. 

DIE  EINGEBORENEN. 

Eine  besondere  Vorsicht  erforderte  von  Beginn  des  Krieges  an  di 
Behandlung  der  Eingeborenen.  Obgleich  die  Zahl  der  Eingeborene! 
in  Südwestafrika  im  Vergleich  mit  den  tropischen  Kolonien  sehr  gerin 
war  — man  wird  ihre  Zahl  einschließlich  der  Ovambös  auf  höchsten 
200  000  schätzen  dürfen  - — , so  war  die  Regelung  der  Beziehunge 
zwischen  Weißen  und  Eingeborenen  hier  doch  viel  schwieriger  als  i 
den  tropischen  Kolonien.  Als  ich  im  Jahre  1910  von  Kamerun  nac 
Südwestafrika  versetzt  wurde,  fiel  mir  sofort  der  Unterschied  in  d^ 
Haltung  der  Eingeborenen  auf.  Während  in  Kamerun,  wenigsten 
in  den  Bezirken,  die  längere  Zeit  unter  deutscher  Verwaltung  stände 
oder  von  den  Missionen  bearbeitet  waren,  die  Eingeborenen  im  at 
gemeinen  der  Verwaltung  und  den  Europäern  offen  und  vertrauern 
voll  entgegenkamen,  zeigten  sich  in  Südwestafrika  die  Eingeborene 
viel  zurückhaltender  und  mißtrauischer.  Das  mag  zum  Teil  die  Folg| 
des  erst  kürzlich  niedergeschlagenen  Aufstandes  gewesen  sein,  be 
sonders  bei  dem  stolzen  Herrenvolk  der  Herero’s,  im  wesentliche 
aber  war  der  Grund  ein  tieferer.  In  den  tropischen  Kolonien  sieht  d^ 
Eingeborene  den  Europäer  kommen  und  gehen.  Mag  er  auch  Ban 
an  europäische  Unternehmungen  verlieren,  mag  ihm  die  Verwaltun 
der  Europäer  mit  ihren  Einschränkungen  und  Anforderungen  hi 
und  da  unbequem  werden,  die  Eingeborenen  erkennen  doch,  da 
ihnen  die  Europäer  auch  viele  Vorteile  bringen  und  schließlich  — e 
bleibt  ihnen  das  Gefühl,  daß  sie  die  einzig  Seßhaften  und  daher  tat 
sächlich  die  eigentlichen  Herren  des  Bandes  sind  und  auch  bleiber 
Ganz  anders  liegen  die  Dinge  in  einem  zur  Besiedelung  mit  Weiße, 
geeigneten  Bande,  wie  Südwestafrika.  Hier  sieht  der  Eingeborene  de 
weißen  Mann  bodenständig  werden,  hier  fühlt  er,  daß  er  auf  dem  Grün 
und  Boden,  den  er  als  sein  Gebiet  betrachtet,  mehr  und  mehr  zurück 
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edrängt.  wird,  hier  verschärft  sich  im  Kampf  um  die  Existenz  der 
[genen  Art  der  Rassengegensatz  und  es  ist  daher  hier  viel  schwerer 
1 den  Beziehungen  zwischen  Weiß  und  Schwarz  einen  erträglichen 
/usgleich  zu  finden,  als  in  den  tropischen  Gebieten.  Man  sehe  doch 
ur  nach  dem  britischen  Südafrika.  Trotz  aller  Kunst  der  englischen 
'erwaltung  in  der  Verschleierung  kritischer  Fragen,  von  der  Botha 
nd  seine  Reute  sehr  viel  gelernt  hatten,  wird  der  Rassenkampf  unter 
er  Oberfläche  immer  erbitterter,  gewinnen  die  Gegensätze  zwischen 
reiß  und  farbig  immer  mehr  an  Schärfe  und  es  ist  meiner  Ansicht 
ach  noch  lange  nicht  entschieden,  ob  die  weiße  Rasse  in  Südafrika 
uf  die  Dauer  die  Herrschaft  über  die  zahlenmäßig  viel  stärkeren  Far- 
igen  behaupten  kann.  Und  dazu  kommt  ein  weiteres  Moment:  je 
weiter  nach  Süden,  je  gemäßigter  das  Klima,  um  so  kräftiger  die 
:hwarze  Rasse.  Man  vergleiche  nur  einen  Herero  oder  Transkai-Kaffer 
lit  einem  Kamerunneger.  Mit  der  Kraft  aber  wächst  auch  das  Selbst- 
ewußtsein  und  das  Streben  nach  Unabhängigkeit.  In  diesen  Mo- 
lenten  liegt  die  große  Schwierigkeit  einer  dauernden  und  befriedigen- 
en  Auseinandersetzung  zwischen  Schwarz  und  Weiß  im  ganzen  Süd- 
frika.  Bricht  aber  gar  ein  Krieg  zwischen  den  Weißen  selbst  aus,  so 
drd  der  Eingeborene  immer  geneigt  sein,  von  dem  Gegner  seines 
lerrn  die  größeren  Vorteile  zu  erhoffen  und  sich  diesem  anzuschließen, 
•ür  uns  war  deshalb  von  Beginn  des  Krieges  an  die  größte  Vorsicht 
i der  Behandlung  der  Eingeborenen  geboten.  Wo,  wie  bei  den  Bon- 
eis, dringende  Verdachtsgründe  für  den  Ausbruch  von  Unruhen 
orlagen,  mußte  sofort  energisch  eingegriffen,  im  übrigen  aber  die  Ver- 
waltung möglichst  in  ihrem  bisherigen  Gang  erhalten  werden.  Vor 
llem  habe  ich  es  von  Anfang  an  verhindert,  daß  der  Kriegszustand 
azu  benutzt  würde,  um  die  vielfach  vorhandenen,  von  der  amtlichen 
Jehandlung  der  Eingeborenen  abweichenden  Theorien  nunmehr  in  die 
Taxis  zu  überführen.  Sollte  dies  Ziel  erreicht  werden,  so  mußten  die 
Jezirksamtmänner  und  Distriktschefs  so  lange  wie  möglich  ihre  Ge- 
chäfte  weiter  führen  und  es  mußten  ihnen  die  Beamten  der  Randes- 
iolizei  belassen  werden.  Nur  in  den  Grenzbezirken,  in  denen  ein  feind- 
cher  Einfall  unmittelbar  zu  befürchten  war,  traten  die  Beamten  der 
,andespolizei  und,  soweit  sie  dienstfähig  und  abkömmlich  waren, 
uch  die  übrigen  Beamten  sofort  in  die  Schutztruppe  ein.  Es  ist  das 
Verdienst  der  lokalen  Verwaltung  und  besonders  der  in  Friedens- 
eiten  so  viel  angefeindeten,  unter  Reitung  ihres  langjährigen  Inspek- 
eurs,  Oberstleutnants  Bethe,  sehr  gut  ausgebildeten  Randespolizei, 
aß  abgesehen  von  dem  Bastardaufstand  ernstliche  Unruhen  unter 
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den  Eingeborenen  während  des  Krieges  überhaupt  nicht  vorgekomme 
sind. 

Die  größte  Gefahr  bildete  die  Masse  der  auf  den  Diamantfelderr 
beschäftigten  Eingeborenen  aus  Südafrika.  Wir  konnten  diese  Leute 
unmöglich  internieren  und  ernähren,  mußten  sie  also  — und  zwar  aus 
naheliegenden  Gründen  unter  Vermeidung  des  Landweges  — möglichsl 
bald  nach  der  Union  abschieben.  Das  gelang  nach  vielen  Schwierig 
keiten  durch  Charterung  eines  neutralen  Dampfers,  der  die  südafri 
kanischen  Eingeborenen  nach  Kapstadt  brachte. 

Von  den  im  Schutzgebiete  ansässigen  Eingeborenen  waren  die J 
Owambos  das  sicherste  Element.  Von  ihnen  war  nichts  zu  befürchten 
so  lange  nicht  etwa  von  portugiesischer  Seite  her  Unruhe  ins  Ambo! 
land  getragen  wurde.  Sie  machten  auch  nach  der  Besetzung  des  Schutz] 
gebiets  durch  die  Engländer  aus  ihrer  Deutschfreundlichkeit  kein 
Hehl.  Der  Häuptling Mandume  hat  seine  deutschfreundliche  Gesinnun 
mit  dem  Tode  gebüßt.  Er  wurde  unter  irgendwelchen  Anschuldigunge 
angegriffen,  in  eine  Falle  gelockt  und  mit  einer  Anzahl  seiner  Anhänger 
erschossen.  In  Windhuk  wurde  diese  Heldentat  britischer  koloni- 
satorischer Betätigung  durch  ein  Denkmal  am  Bahnhof  verherrlicht.^ 
Ebensowenig  wie  die  Owambos  waren  die  Hereros  geneigt,  sich/ 
für  die  Engländer  zu  begeistern.  Sie  verhielten  sich  durchaus  loyal  undjj 
blieben  es  auch  in  der  großen  Mehrzahl,  als  Botha  nach  derBesetzun gl 
von  Karibib  und  Okahandja  in  geschickter  Weise  durch  den  einst j 
verbannten  engeren  Anhang  des  alten  Mahahero  — es  soll  ein  Sohn 
desselben  damals  ins  Schutzgebiet  zurückgekommen  sein  — eine 
energische  antideutsche  Agitation  unter  dem  Herero- Volk  einleitete. 
Immerhin  gelang  es,  eine  Anzahl  Hereros  zu  Spionagediensten  zu 
verleiten  und  durch  Sendboten,  die  den  Eingeborenen  alles  mögliche 
und  unmögliche  versprechen  mußten,  unter  die  Eingeborenen,  diq 
sich  auf  den  von  den  Männern  verlassenen  Farmen  befanden,  eine 
große  Unruhe  und  Avifregung  zu  tragen.  Die  Gefahr  einer  Ermordung 
der  auf  den  Farmen  zurückgebliebenen  deutschen  Frauen  und  Kindei 
war  damals  durch  die  gewissenlose  Hetzerei  der  Engländer  in  unmittel- 
bare Nähe  gerückt,  zumal  die  Eingeborenen  sahen,  daß  die  verräteri 
sehen  Bastards  für  den  Mord  deutscher  Männer,  Frauen  und  Kindei 
von  den  Engländern  eher  belohnt  als  bestraft  wurden.  Die  Stimmung! 
unter  den  Hereros  ist  nach  der  Beseztung  des  Landes  durch  die  Eng 
länder  sehr  bald  wieder  absolut  deutschfreundlich  geworden.  Di< 
wechselnde,  bald  plump  anschmeichelnde,  bald  brutale  Behandlung 
die  ganze,  auf  pekuniäre  Ausbeutung  der  Eingeborenen  gerichtet« 
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Politik  der  englischen  Verwaltung  wurde  den  Hereros  immer  wider- 
licher und  alle  Versuche  der  Engländer,  die  Hereros  zu  einer  Abstim- 
mung für  die  englische  Herrschaft  zu  bewegen,  sind  kläglich  gescheitert 
Noch  heute  hängen  die  Hereros  treu  an  den  Deutschen  und  sehnen 
sich  zurück  nach  der  zwar  vielfach  strengeren,  aber  auch  gerechteren 
Verwaltung  der  Deutschen. 

Politisch  bedeutungslos  waren,  wie  von  jeher  so  auch  jetzt  die  Kaf- 
fem und  die  Buschmänner.  Dagegen  stand  die  Sache  bedenklich  bei 
den  Hottentotten.  Wenn  auch  von  den  Bersebanern,  so  lange  der  ver- 
ständige Kapitän  Goliath  seinen  Einfluß  behielt,  nichts  zu  befürchten 
war,  so  mußte  mit  einem  Aufstand  der  immer  noch  erbitterten  und 
unzufriedenen  Bondeis  um  so  mehr  gerechnet  werden,  als  kurz  vor 
dem  Kriege  wieder  Anzeichen  von  Unruhe  bei  ihnen  her  vor  getreten 
waren  und  sie  gerade  in  dem  Gebiet  saßen,  in  dem  sich  voraussichtlich 
die  ersten  Kämpfe  abspielen  mußten.  Es  wurde  deshalb  beschlossen 
nach  Versammlung  einer  genügenden  Truppenmacht  bei  Warmbad 
den  ganzen  Stamm  noch  vor  Eröffnung  der  Feindseligkeiten  nach  dem 
Norden  zu  bringen.  Die  Maßnahme  konnte  ohne  Zwischenfall  durch- 
geführt werden,  die  Bondeis  wurden  im  Norden  beiOtjiwarongo  an- 
cresiedelt  und  haben  sich  dort  währenddes  ganzen  Krieges  ruhig 
verhalten. 

Am  schwierigsten  zu  lösen  war  die  Frage  der  Behandlung  dei  Ba- 
stards. Die  Bastards  hatten  immer  eine  eigentümliche  Stellung  im 
Schutzgebiet  eingenommen.  Sie  hatten  bisher  bei  allen  Aufständen 
aus  altem  Haß  gegen  die  Hereros  und  Hottentotten  auf  deutscher 
Seite  gekämpft.  Sie  hatten  ihre  eigene  Verwaltung  unter  Ratsleuten 
behalten  und  waren  der  deutschen  Regierung  lediglich  zur  Heeres- 
folge verpflichtet.  Die  Tätigkeit  des  Bezirksamts  Rehoboth,  das  die 
Aufsicht  über  die  Bastardangelegenheiten  führte,  beschränkte  sich  im 
wesentlichen  darauf,  den  Schnapsverbrauch  möglichst  einzuschränken 
und  die  an  sich  trägen  Bastardleute,  die  sich  eine  große  Anzahl  Hotten- 
totten als  Viehwächter  hielten,  wenigstens  zu  einem  Mindestmaß 
von  Arbeit  anzuleiten.  Und  in  der  Tat  hatte  sich  in  der  deutschen 
Zeit  eine  ziemlich  bedeutende  Industrie  in  Aufbereitung  und  Bear- 
beitung von  Fellen,  teilweise  auch  von  besseren  Holzarten  im  Bastard- 
lande entwickelt.  Trotzdem  waren  schon  kurz  vor  dem  Kriege  Anzei- 
chen dafür  hervorgetreten,  daß  die  Bastards,  die  von  Buren  und 
Hottentottenweibern  abstammten  und  in  den  sechziger  Jahren  des 
vorigen  Jahrhunderts  aus  Südafrika  in  das  Schutzgebiet  eingewandert 
! waren,  mit  ihren  jenseits  der  Grenze  zurückgebliebenen  Stammes- 
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genossen  wieder  engere  Verbindung  anknüpften.  Im  Anschluß  daran* 
trat  bei  einem  Teil  der  Bastards,  allerdings  nur  bei  einer  kleinen  Min-  I 
derheit,  das  Streben  hervor,  wieder  unter  die  britische  Flagge  zu 
kommen.  Ob  diese  Bestrebungen  englischerseits  unterstützt  wurden,  j 
ob  schon  vor  dem  Kriege,  wenigstens  indirekt  von  Südafrika  her  Ver-1 
handlungen  mit  den  Bastards  geführt  wurden,  wird  wohl  nie  aufge-S 
klärt  werden,  jedenfalls  so  lange  nicht,  als  man  es  in  London  für  not-  I 
wendig  und  zweckmäßig  hält,  über  die  Vorbereitungen  zum  großen! 
Kriege  den  Schleier  der  Unschuld  zu  breiten. 

Jedenfalls  wurden  die  Bastards  von  dem  Kriege  nicht  überrascht.  | 
Sofort  nach  der  Kriegserklärung  Englands  erschien  der  Rat  der  Ba- 1 
stards  in  Windhuk  und  erklärte,  die  Bastards  bäten,  in  dem  Kriege  ■$ 
neutral  bleiben  zu  dürfen,  da  sie  sich  scheuten,  gegen  Weiße  zu  kämp-  £ 
fen.  Nach  Beratung  mit  dem  Kommandeur  der  Schutztruppe  gab  ich 
ihnen  die  Zusage,  daß  sie  im  Kampfe  mit  den  Engländern  an  der  Front 
nicht  verwendet  werden  sollten.  Ich  konnte  diese  Zusage  um  so  mehr  - 
geben,  als  wir  von  vornherein  entschlossen  waren,  in  den  bevorstehen-  j 
den  Kämpfen  weder  Eingeborene  noch  sonstige  Farbige  als  Mit- 
kämpfer zu  verwenden.  Auf  der  anderen  Seite  verlangte  ich  von  den 
Bastards,  daß  sie  sich  verpflichteteil,  hinter  der  Front,  besonders  in  i 
ihrem  eigenen  Lande  Polizeidienste  zu  leisten.  Zugleich  eröffnete  ich  1 
ihnen,  daß  zur  Aufrechterhaltung  der  Ruhe  und  Ordnung  die  ehe- 
maligen, von  uns  ausgebildeten  Bastardsoldaten  eingezogen  und  zu  j 
einer  Kompagnie  unter  deutschen  Offizieren  und  Unteroffizieren 
formiert  würden.  Der  Bastardrat  erklärte  sich  damit  einverstanden 
und  die  Aufstellung  der  Kompagnie,  deren  Führung  der  bishenge 
Bezirksamtmann  von  Rehoboth,  Hauptmann  v.  Hiller,  übernahm, 
ging  ohne  jede  Schwierigkeit  vonstatten.  Zur  Aufstellung  einer  Ba- 
stardkompagnie war  der  Kommandeur  gekommen,  weil  er  glaubte 
auf  diese  Weise  gerade  diejenigen  Elemente,  von  denen  eventuel 
Schwierigkeiten  zu  erwarten  waren,  am  besten  in  der  Hand  zu 
behalten.  Der  nahe  liegende  Gedanke,  die  sämtlichen  Bastards  sofort 
zu  entwaffnen,  war  leider  nicht  ausführbar,  da  die  Entwaffnung  der 
Bastards  ohne  Anwendung  von  Gewalt  nicht  zu  erreichen  war  un 
wir  den  Krieg  unmöglich  damit  beginnen  konnten,  im  eigenen  Land 
einen  Aufstand  hervorzurufen,  dessen  Folgen  unabsehbar  gewesen 
wären.  Die  Bastards  verhielten  sich  ruhig  und  zeigten  keine  beden 
liehen  Neigungen,  solange  sich  die  Kämpfe  im  Süden  des  Schutz- 
gebiets abspielten.  Erst  als  die  Engländer  in  Walfischbay  gelandet 
waren,  merkten  wir  Anzeichen  von  Unruhe.  Zu  späterfuhren  wir,  da 
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der  von  jeher  der  deutschen  Herrschaft  abgeneigte  Nels  van  Wyk,  der 
Sohn  des  früheren  Kapitäns  der  Bastards,  nach  der  Ankunft  Bothas  in 
Swakopmund  diesem  einen  Besuch  abstattete.  Nach  seiner  Rück- 
kehr ins  Bastardland  war  der  Aufstand  beschlossene  Sache.  Nels 
van  Wyk  erklärte  den  Bastards,  wie  wir  später  einwandfrei  fest- 
stellen konnten,  General  Botha  habe  ihn  aufgefordert,  zu  den  Waffen 
zu  greifen  und  sich  mit  dem  aus  dem  Süden  heranmarschierenden 
englischen  General  Mackenzie  zu  vereinigen.  Mit  Waffen  und  Munition 
würden  die  Bastards  von  den  Engländern  versorgt  werden.  Der 
General  Botha  hat  mir  gegenüber  entschieden  bestritten,  daß  er  die 
Bastards  zum  Aufstand  aufgefordert  habe:  Er  habe  dem  Nels  van  Wyk 
nur  gesagt,  die  Bastards  sollten  nicht  gegen  die  Engländer  kämpfen, 
vor  etwaigen  Gewaltätigkeiten  der  Deutschen  würden  sie  durch  die 
Engländer  geschützt  werden.  Wie  dem  auch  sei,  den  direkten  Anstoß 
zum  Aufstand  hat  Nels  van  Wyk  nach  seiner  Rückkehr  aus  Swakop- 
mund gegeben;  diese  Tatsache  kann  nicht  aus  der  Welt  geschafft 
j werden,  weder  durch  die  durch  nichts  zu  erweisende  Behauptung,  die 
Bastards  seien  durch  unsere  Offiziere  und  Unteroffiziere  schlecht 
behandelt  worden,  noch  durch  die  angebliche  Empfindlichkeit,  der 
Bastards  darüber,  daß  einige  von  ihnen  zur  Bewachung  englischer 
Gefangener  herangezogen  wurden.  Wir  haben  uns  zu  diesem  Schritt 
lediglich  der  Not  gehorchend  entschlossen,  weil  es  uns  an  Weißen  zur 
Bewachung  der  Gefangenen  fehlte.  Die  Bastards  haben  noch  während 
der  Okkupationszeit  den  Rohn  für  die  kräftige  Hilfe  empfangen, 
die  sie  den  Engländern  brachten:  der  Schnaps  wurde  frei  gegeben  und 
das  Nichtstun  gepflegt.  Den  Unterschied  zwischen  englischer  und 
deutscher  Politik  im  Bastardland  kennzeichnete  der  in  Rehoboth 
eingesetzte  britische  Magistrat  treffend  dahin:  ,,Die  Deutschen  haben 
die  Bastards  in  30  Jahren  reich  gemacht,  wir  werden  sie  in  3 Jahren 
arm  machen/' 

BEGINN  DES  KRIEGES. 

So  lagen  die  Dinge,  als  Ende  Juli  1914  das  Gespenst  des  Weltkrieges 
im  Osten  aufstieg.  Die  amtlichen  Nachrichten  aus  Berlin  waren 
äußerst  spärlich.  ,, Krieg  mit  Frankreich  und  Rußland  drohend 
lautete  das  erste  auf  die  kriegerischen  Verwicklungen  bezügliche 
amtliche  Telegramm.  Dann  überstürzten  sich  die  Nachrichten,  be- 
sonders aus  Südafrika.  Die  letzte  telegraphische  Nachricht  von  dort 
teilte  uns  mit,  daß  der  Generalkonsul  von  Humboldt  mit  dem  ganzen 
Personal  des  Generalkonsulats  Kapstadt  verließ  und  die  britischen 
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Reichstruppen  sich  zur  Fahrt  nach  England  einschifften.  Diese  In  ach- 1 
richten  zusammen  mit  den  Telegrammen  des  Reichsmarineamts  ■ 
an  das  Kanonenboot  Eber,  das  im  Hafen  von  hüderitzbucht  lag, 1 
ließen  keinen  Zweifel  mehr  darüber  aufkommen,  daß  auch  England 
in  den  Krieg  eintreten  werde.  Zwischenhinein  kam  am  2.  August  das® 
Telegramm  des  Reichskolonialamts:  Schutzgebiete  außer  Kriegs-« 
gefahr,  beruhigt  Farmer.  Ich  schloß  das  Telegramm  in  meinem  Schreib« 
tisch  ein  und  teilte  es  lediglich  dem  Kommandeur  der  Schutztruppea 
mit,  der  aus  dem  Manöver  herbeigeeilt  war.  Daran,  daß  England  siel« 
auf  eine  Neutralisierung  der  Kolonien  einlassen  würde,  glaubte  der.^, 
Kommandeur  so  wenig  wie  ich  selbst.  Eine  Veröffentlichung  dieses 
Telegramms  hätte,  da  die  Nachrichten  aus  Südafrika  in  der  Bevöl- 
kerung bekannt  waren,  zur  Beruhigung  gar  nichts  beigetragen,  es  hätte 
nur  Verwirrung  in  die  aufgeregten  Gemüter  gebracht.  Am  5.  August,, 
traf  über  Kamina  bei  der  Großfunkenstation  Windhuk  die  Nachricht 
ein,  daß  der  Krieg  mit  England  ausgebrochen  sei.  Die  englische  Kabel- 1 
Station  in  Swakopmund  hatte  schon  seit  dem  2.  August  keine  Tele-  j 
gramme  aus  Europa  mehr  herausgegeben.  Da  wir  lediglich  Anschluß  ■ 
an  das  englische  Kabel  hatten,  waren  wir  von  nun  an  auf  Funksprüche 
angewiesen.  Die  Großfunkstation  in  Windhuk  stand  über  Kamina 
mit  Nauen  in  Verbindung,  die  Funkentürme  in  Lüderitzbucht  (spater 
nach  Aus  versetzt),  in  Swacopmund  und  Karibib  fingen  eine  Masse  , 
feindlicher  Funksprüche  auf,  die  teils  von  den  an  der  Küste  befind- 
lichen englischen  und  neutralen  Schiffen,  teils  von  den  Funkensta- 
türmen  bei  Kapstadt,  Conakry  und  Dakar  herrührten.  Die  Post 
hatte  einen  dauernden  Nachtdienst  eingerichtet,  mein  Adjutant, 
Hauptmann  v.  Roehl  und  der  Bureauvorstand  de  Roos  waren  ab-  ! 
wechselnd  Tag  und  Nacht  auf  dem  Bureau,  um  die  von  allen  Seiten 
eintreffenden  Chiffre-Telegramme  zu  bearbeiten.. 

Am  6.  August  wurde  der  Kriegszustand  für  den  Bereich  des  Schutz- 
gebiets erklärt,  am  7.  die  Mobilmachung  der  Reserve,  Landwehr  und 
des  Landsturms  II  verfügt,  die  Ausfuhr  von  Waffen,  Munition,  Vieh 
und  Lebensmitteln  aus  dem  Schutzgebiet  verboten;  kurz  alle  Maß- 
nahmen zur  Verteidigung  getroffen.  Wenn  noch  ein  Zweifel  darüber 
bestehen  konnte,  ob  die  Südafrikanische  Union  uns  angreifen  werde, 
so  wurde  dieser  alsbald  zerstreut  durch  die  Nachricht,  daß  die  Re- 
gierung Bothas  sofort  die  ganze  Grenze  absperrte  und  mit  Massen- 
Verhaftungen  von  Deutschen  in  Südafrika  vorging. 

Für  alle  unsere  Maßnahmen  war  es  natürlich  von  der  größten  Be- 
deutung, zu  erfahren,  wie  Botha  den  Krieg  zu  führen  gedenke,  ob  er 
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die  Bürgerwehr,  die  defence  force,  auf  bieten  oder  sich  auf  die  Ver- 
wendung der  stehenden  Truppe,  der  permanent  force,  unter  Heran- 
ziehung von  Freiwilligen  beschränken  würde.  Daß  die  Entschließung 
Bothas  wesentlich  von  der  Haltung  abhängig  sein  würde,  welche 
die  Masse  der  Buren  zu  der  Kriegsfrage  einnahm,  war  von  Anfang  an 
klar.  Und  in  dieser  Beziehung  erfuhr  ich  schon  in  den  ersten  Tagen 
des  Krieges  aus  verschiedenen  Quellen,  daß  die  Stimmung  im  Buren- 
volk unsicher  sei.  Alle  seien  entschlossen  einem  deutschen  Angriff 
unbedingt  entgegenzutreten,  die  meisten  aber  lehnten  es  ab,  an  einem 
englischen  Angriff  auf  unser  Gebiet  teil  zu  nehmen,  und  ein  kleiner 
Teil  neige  dazu,  die  Gelegenheit  zu  benutzen,  um  für  Transvaal  und 
den  Oranjefreistaat  die  alte  Unabhängigkeit  wieder  zu  erlangen. 

Auf  Grund  dieser  Sachlage  wurde  nach  eingehender  Beratung  mit 
dem  Kommandeur  der  Schutztruppe  beschlossen,  einen  Einfall  in 
das  Unionsgebiet  zunächst  zu  unterlassen.  Maßgebend  war  dabei, 
abgesehen  von  den  politischen  Gründen,  die  uns  vorschrieben,  alles  zu 
vermeiden,  was  die  mißtrauischen  Buren  ganz  ins  gegnerische  Uager 
treiben  konnte,  die  militärische  Erwägung,  daß  die  Schutztruppe  mit 
Rücksicht  auf  ihre  Zahl  und  Ausrüstung  gar  nicht  in  der  Uage  war, 
einen  erfolgreichen  Vorstoß  über  die  Grenze  zu  führen.  Als  Ziel  für 
einen  solchen  Vorstoß  wären  Steinkopf  im  Süden  und  Upington  im 
Südosten  in  Frage  gekommen.  Nach  beiden  Punkten  wäre  die  Truppe, 
wenn  sofort  ein  Vorstoß  gemacht  worden  wäre,  voraussichtlich  ge- 
kommen. Damit  aber  wäre  der  Vorstoß  beendet  gewesen.  Wir  besaßen 
nicht  den  genügenden  und  geeigneten  Fuhrpark,  um  den  erforderlichen 
Nachschub  an  Munition  und  Proviant  zu  sichern.  Botha  brauchte 
nur  beide  Plätze  zu  räumen  und  wir  waren  nach  wenigen  Tagen  ge- 
zwungen, unter  den  schwierigsten  Verhältnissen  den  Rückzug  anzu- 
treten, mit  dem  einzigen  Erfolg,  daß  Botha  in  diesem  Einfall  einen  voll- 
wertigen Grund  hatte,  um  die  Aufbietung  der  gesamten  defence  force 
zu  verlangen  und  daß  jede  Aussicht  auf  eine  Erhebung  der  england- 
feindlichen Elemente  in  der  Union  für  immer  dahin  war.  Wir  mußten 
uns  also,  wenn  nicht  in  wenigen  Wochen  die  Schutztruppe  außer  Ge- 
fecht gesetzt  und  damit  das  ganze  Fand  dem  Feind  preisgegeben 
werden  sollte,  zunächst  auf  die  reine  Verteidigung  innerhalb  der  Randes- 
grenzen  beschränken.  Auf  die  Dauer  konnten  wir  das  Rand  gegen  die 
Übermacht  der  Union  überhaupt  nicht  halten,  wenn  nicht  entweder 
von  außen  her  Hilfe  kam  oder  in  der  Union  selbst  ein  erfolgreicher 
Aufstand  ausbrach.  Auf  Hilfe  von  außen  war  nicht  zu  rechnen,  wir 
erhielten  nicht  eine  einzige  Mitteilung  aus  Deutschland,  die  darauf 
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hingedeutet  hätte,  daß  man  sich  auch  nur  mit  dem  Gedanken  beschäf-  | 

tigte,  uns  von  irgendwoher  Unterstützung  zu  senden.  Der  kurze  Hoff- 
nungsstrahl  der  auftauchte,  als  das  ostasiatische  Geschwader  an  der  , 
Westküste  Süd- Amerikas  erschien,  erlosch  mit  der  Trauerbotschaft  fl 
von  den  Falklands-Insela. 

Unser  Ziel  war  durch  die  Verhältnisse  klar  vorgezeichnet:  mög-* 
liehst  viele  Kräfte  des  Feindes  auf  uns  zu  ziehen  und  diese  Kräfte  | 
möglichst  lange  festzuhalten.  Nur  so  konnten  wir  auf  dem  verlorenen  1 
Posten  unserm  Vaterlande  etwas  nützen,  indem  wir  die  Südafrika-  fl 
nische  Union  möglichst  lange  hinderten,  ihre  militärischen  und  wirt-  \ 
schaftlichen  Kräfte  auf  einem  andern  Gebiete  England  zur  Verfügung  1 
zu  stellen.  Daß  diese  Aufgabe,  besonders  in  militärischer  Beziehung,  | 
eine  undenkbare  war,  daß  sie  glänzende  militärisch?  Erfolge,  die  ein 
Einfall  in  das  Unionsgebiet  zunächst  vielleicht  gebracht  hätte,  aus- 
schloß, war  dem  Kommandeur  der  Schutztruppe  und  mir  selbst  von 
Anfang  an  klar.  Aber  was  hätte  ein  noch  so  glänzender  Vorstoß  ge- 
nützt, wenn  er  wenige  Wochen  später  mit  einem  unglücklichen  Rück- 
zug oder  gar  der  Vernichtung  der  kleinen  Truppe  enden  müßte  1 
Der  Angriff  Bothas  war  von  4 Seiten  her  zu  befürchten.  Im  Süd- 
osten von  Upington  her,  im  Süden  von  Steinkopf  her,  im  Westen  über 
See  auf  Lüderitzbucht  und  Swakopmund  bezw.  Walfischbay.  Sehr  ; 
bald  erhielten  wir  auch  zuverlässige  Nachrichten,  daß  ein  Angriff  \ on 
diesen  4 Punkten  aus  beabsichtigt  sei.  Botha  wollte  die  permanent 
force  durch  Aufstellung  von  Freiwilligen  auf  24  000  Mann  bringen, 
mit  ungefähr  gleichen  Kräften  von  Steinkopf,  Upington  und  Lüderitz- 
bucht aus  angreifen  und  seine  Hauptmacht  nach  Swakopmund  werfen. 
Diese  Nachricht  wurde  später  durch  die  nach  dem  Gefecht  bei  Sand- 
fontein gefundene  Stärkenachweisung  der  Unionstruppen  und  den 
Verlauf  der  Ereignisse  vollauf  bestätigt.  Oberstleutant  v.  Heydebreck 
beschloß  deshalb,  da  die  Küstenstädte  Lüderitzbucht  und  Swakop- 
mund bei  dem  gänzlichen  Mangel  an  Kriegsfahrzeugen  und  Ver 
teidigungsanlagen  doch  nicht  gehalten  werden  konnten — das  Kanonen- 
boot Eber  war  sofort  bei  Kriegsausbruch  mit  den  an  der  Küste  be- 
findlichen  deutschen  Handelsschiffen  nach  Argentinien  gegangen  > 
die  Truppe  hinter  dem  Oranje  so  aufzustellen,  daß  er  feindlichen  A - 
teilungen,  die  vom  Süden  oder  Südosten  vorzugehen  versuchten,  mit 
Erfolg  entgegentreten  und  sich  nach  deren  Zurückdrängung  je  nac 
den  Verhältnissen  mit  der  ganzen  Truppe  entweder  gegen  die  in  Lu- 
deritzbucht oder  die  in  Swakopmund  gelandeten  Streitkrafte  wen  en 
konnte.  Zugleich  erließ  ich  im  Einverständnis  mit  dem  Kommandeur 
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den  Befehl  an  die  Truppe,  die  Grenze  zunächst  nicht  zu  überschreiten 
und  nur  etwaige  Angriffe  auf  unser  Gebiet  abzuschlagen. 

Der  schwächste  Punkt  unserer  Verteidigung  lag  in  Swakopmund. 
Oberstleutnant  von  Heydebreck  sprach  mir  wiederholt  die  Über- 
zeugung aus,  daß,  wenn  Botha  mit  größeren  Streitkräften  in  Swakop- 
mund landete,  unser  Widerstand  in  wenigen  Wochen  gebrochen  sein 
würde,  da  die  Truppe  unter  keinen  Umständen  ausreiche,  den  Norden 
des  Landes  gegen  einen  Angriff  von  Swakopmund  her  und  den  zugleich 
zu  erwartenden  Angriff  aus  dem  Süden  zu  decken.  Damals  schon  hatte 
der  Kommandeur  den  Plan,  den  später  sein  Nachfolger,  Oberstleut- 
nant Franke  auch  ausführte,  sich  im  Notfall  in  die  Gegend  von  Otari 
zurückzuziehen  und  dort  einen  letzten  Widerstand  zu  versuchen  — 
falls  die  Truppe  nach  dem  Rückzug  von  Oranje  bis  nach  Otari  noch 
widerstandsfähig  sein  sollte. 

Unter  diesen  Umständen  stand  außer  Zweifel,  daß  es  für  uns,  wenn 
der  Krieg  nicht  in  ganz  kurzer  Zeit  zu  Ende  war,  nur  eine  Rettung  gab : 
Aufstand  in  Südafrika. 

DER  AUFSTAND  IN  SÜDAFRIKA. 

Von  uns  aus  einen  Aufstand  in  Südafrika  zum  Ausbruch  zu  bringen, 
war  beinahe  ein  Ding  der  Unmöglichkeit.  Auf  der  einen  Seite  ge- 
stattete unsere  militärische  und  finanzielle  Schwäche  nicht,  nennens- 
werte Mittel  zur  Verfügung  zu  stellen,  und  vor  allem:  es  galt,  das  Miß- 
trauen der  Buren  gegen  deutsche  Art  und  deutsches  Wesen,  gegen  die 
Ziele  unserer  Politik  zu  überwinden.  Auf  der  anderen  Seite  stand  in 
Südafrika  selbst  gegen  eine  geringe  Anzahl  entschlossener  Feinde 
Englands  die  gesamte  Bevölkerung  -britischer  Abstammung,  das  ge- 
samte Großkapital,  der  überwiegende  Einfluß  Bothas  und  seiner 
Parteigenossen  und  nicht  zuletzt  die  Tatsache,  daß  Botha  die  ganze 
Regierungsmaschine  in  seiner  Hand  hatte  und  vollständig  über  die 
militärischen,  wirtschaftlichen  und  finanziellen  Mittel  des  Landes  ver- 
fügte. Oberstleutnant  von  Heydebreck  stand  dem  Gedanken  einer 
Rebellion  in  Südafrika  zunächst  sehr  kritisch  gegenüber,  und  zwar 
aus  militärischen  Gründen.  Er  meinte,  daß  es  bei  der  Verschiedenheit 
der  militärischen  Auffassung  schwer,  ja  beinahe  unmöglich  sein  würde, 
ein  einheitliches  Zusammenwirken  zwischen  Schutztruppe  und  auf- 
ständischen Burenabteilungen  durchzuführen,  ja  er  befürchtete 
Reibereien  zwischen  Deutschen  und  Buren,  die  unter  Umständen 
auf  die  Verteidigung  des  Landes  ungünstig  einwirken  könnten.  Ich 
machte  demgegenüber  geltend,  daß  ein  Aufstand  in  Südafrika  unter 
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allen  Umständen  einen  wirksamen  Angriff  auf  das  Schutzgebiet  ver- 
zögern müsse,  daß  es,  wenn  wir  uns  jeden  Eingreifens  in  die  inneren 
Verhältnisse  der  Buren  enthielten  und  die  Burenabteilungen  selb- 
ständig operieren  ließen,  doch  wohl  gelingen  müsse,  wenigstens  zeit- 
weise unsere  linke  Flanke  durch  die  Rebellen  zu  decken.  Auch  war 
meiner  Ansicht  nach  der  Einfluß  nicht  zu  unterschätzen,  den  der  Aus-3 
bruch  eines  Aufstandes  in  Südafrika  auf  die  zahlreichen  im  Schutz- 
gebiet ansässigen  Buren  ausüben  müßte,  unter  denen  sich  recht  un-j 
sichere  Elemente  befanden.  Vor  allen  Dingen  aber  mußte  rasch  ge- 3 
handelt  werden,  da  an  das  Gelingen  eines  Aufstandes  nicht  mehr  zu 
denken  war,  wenn  Botha  Zeit  blieb,  seine  Anhänger  fest  zu  organi-1 
sieren.  Oberstleutnant  von  Heydebreck  ließ  sich  überzeugen,  ich  trat 
durch  Unterhändler  mit  dem  englandfeindlichen  Teil  der  Buren  in 
Verbindung  und  erfuhr  am  26.  August  zunächst,  daß  etwa  Mitte  August 
eine  Versammlung  der  Kommandanten  der  defence  force  stattgefunden 
habe,  in  der  Botha  mitteilte,  daß  er  einem  Wunsche  der  englischen 
Regierung  entsprechend  beabsichtige,  Südwestafrika  anzugreifen  mit 
dem  Ziele,  die  Großfunkenstation  Windhuk  in  seine  Hände  zu  be- 
kommen, auf  deren  Besitz  die  englische  Regierung  den  größten  Wert 
lege.  Die  sämtlichen  Kommandanten,  mit  Ausnahme  von  Botha  und 
Smuts  hätten  erklärt,  sie  weigerten  sich,  Südwestafrika  anzugreifen, 
seien  aber  bereit,  die  Union  zu  verteidigen,  wenn  deren  Gebiet  durch 
die  Deutschen  angegriffen  würde.  General  de  la  Rey  habe  die  Ver- 
sammlung mit  den  Worten  verlassen,  wenn  Botha  Südwestafrika  an- 
greife, werde  er  den  Vierkleur,  die  alte  Fahne  Transvaals,  hissen  und 
den  Aufstand  proklamieren.  Zugleich  wurde  mitgeteilt,  Botha  be- 
absichtige nicht,  die  ganze  defence  force  zu  mobilisieren,  sondern 
lediglich  die  permanent  force  durch  Freiwillige  auf  24  000  Mann  zu 
bringen.  Eine  Abteilung  sollte  von  Südosten  her  unter  dem  Komman- 
danten Maritz,  eine  zweite  unter  General  Eukin  über  Ramansdrift 
angreifen,  während  eine  dritte  Abteilung  unter  Oberst  Mackenzie 
in  Eiideritzbucht  und  die  vierte,  stärkste  Abteilung,  deren  Führer  j 
nicht  genannt  wurde  in  Walfischbay  landen  sollte. 

Zugleich  ließ  mir  Beyers,  der  damalige  Kommandant  der  defence  ; 
force  mitteilen,  ich  selbst  solle  etwa  am  13.  September  zu  einer  Unter- 
redung nach  Ukamas  kommen,  um  einen  Vertrag  abzuschließen,  in 
dem  die  Unabhängigkeit  der  alten  Burenrepubliken  anerkannt  würde 
und  diesen  zugesagt  werden  sollte,  daß  Deutschland  nichts  dagegen 
einwende,  wenn  die  Burenrepubliken,  um  einen  Zugang  zur  See  zu  j 
gewinnen,  die  Delagaobay  annektierten.  Weiter  wurde  vorgeschlagen,  | 
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ir  möchten  den  General  Lukin,  wenn  er  über  Ramansdrift  vorgehe, 
is  in  die  Gegend  von  Warmbad  kommen  lassen.  Am  15.  September 
Dllte  dann  vor  der  inzwischen  mobilisierten  und  an  der  Grenze  ver- 
ammelten  defence  force  der  Abfall  von  England  verkündet  werden. 
Vahrend  wir  dann  bei  Warmbad  Lukin  angriffen,  werde  Beyers  mit 
en  Rebellen  gegen  Botha  marschieren.  Oberstleutnant  v.  Heydebreck 
timmte  diesem  Plane  zu,  ich  entwarf  einen  den  Wünschen  der  Buren 
ntsprechenden  Vertrag  und  wir  begaben  uns  am  10.. September  nach 
valkfontein-Süd,  wo  sich  das  Hauptquartier  der  Schutztruppe  be- 
and.  Leider  war  inzwischen  eine  längere  Unterbrechung  in  unseren 
Verbindungen  mit  Südafrika  eingetreten.  Wir  fanden  in  Kalkfontein 
:eine  weiteren  Nachrichten  vor,  dagegen  kam  am  14.  September  die 
Meldung,  daß  Ramansdrift  von  den  Engländern  ohne  vorherige  An- 
kündigung von  Feindseligkeiten  überfallen  worden  sei  und  der  eng- 
ische  Hilfskreuzer  Armandale  Swakopmund  beschossen  hätte.  Ich 
>egab  mich  am  nächsten  Tag  mit  dem  Kommandeur  nach  Ukamas  und 
,1s  auch  dort  keine  Nachrichten  von  jenseits  der  Grenze  Vorlagen, 
rklärte  ich  dem  Kommandeur,  daß  ich  angesichts  der  Angriffe  der 
Engländer  den  Befehl,  die  Grenze  nicht  zu  überschreiten,  nicht  länger 
.ufrecht  erhalten  könne.  Am  nächsten  Tag  wurde  daher  die  englische 
Grenzstation  Nakab  angegriffen  und  genommen,  allerdings  nicht, 
>hne  daß  vorher  der  Stationskommandant,  ein  englischer  Unter- 
>ffizier,  von  dem  bevorstehenden  Angriff  benachrichtigt  worden  wäre. 
Nachdem  am  16.  auch  der  englische  Posten  Stolzenfels  genommen 
var,  kehrten  wir,  ohne  eine  Verbindung  mit  den  Buren  erreicht  zu 
laben,  am  18.  September  nach  Kalkfontein- Süd  zurück.  Auf  der 
Veiterreise  nach  Windhuk  erhielt  ich  am  gleichen  Tage  in  Seeheim 
lie  Nachricht,  daß  die  Engländer  mit  mehreren  Kriegsschiffen  und 
fransportdampfern  vor  Lüderitzbucht  erschienen  seien,  wo  sie  am 
lächsten  Tage  landeten.  Die  ganze  Zivilbevölkerung  Lüderitzbuchts 
vurde  sofort  gefangen  nach  Südafrika  abtransportiert.  Am  21, 
■September  telegraphierte  mir  der  Kommandeur,  daß  nun  doch 
der  Aufstand  ausgebrochen  sei  und  am  folgenden  Tage  traf  auf  pri- 
vatem Wege  die  Nachricht  von  der  Erschießung  des  Generals  de  la 
R.ey  ein.  Die  Nachrichten,  die  wir  von  nun  ab  über  den  Verlauf  der 
Rebellion  im  Innern  Südafrikas  erhielten,  waren  spärlich  und  unsicher. 
Slur  mit  dem  Kommandanten  Maritz,  der  sich  an  der  Grenze  erhoben 
latte,  blieben  wir  in  ständiger  Verbindung  und  mit  ihm  wurde  dann 
iuch  der  verabredete  Vertrag  abgeschlossen.  Die  von  General  Beyers 
/orgeschlagene  gemeinsame  Aktion  aber  war  gescheitert  und  der  Kom- 
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mandeur  glaubte  auf  das  Eingreifen  der  aufständischen  Transvaal- j| 
buren  nicht  länger  warten  zu  dürfen.  Am  29.  September  griff  er  bei 
Sandfontein  die  bis  dorthin  vorgedrungenen  Truppen  des  Generals 
huckin  unter  dem  englischen  Oberstleutnant  Grant  an  und  zwang 
sie  nach  heftigem  Kampfe  zur  Kapitulation.  Maritz  machte  zusammen 
mit  dem  inzwischen  von  uns  aufgestellten  Burenfreikorps,  dem  die 
aus  deutschen  Freiwilligen  gebildete  Batterie  Hausding  beigegeben 
wurde,  in  der  ersten  Hälfte  des  Oktober  verschiedene  kleinere  Vor-  j 
stoße,  ein  geplanter  Angriff  auf  Upington  aber  wurde  \erschoben, 
weil  Maritz  nicht  gegen  seine  dort  anwesenden  zahlreichen  Freunde  1! 
kämpfen  wollte.  Es  scheint,  daß  gerade  in  dieser  Zeit  Botha  selbst| 
der  inzwischen  durch  die  unwahre  Behauptung,  wir  hätten  schon  im  j 
August  die  englische  Station  Nakab  angegriffen  und  auf  Unionsgebiet 
Schanzen  angelegt,  am  9.  September  im  Parlament  den  Beschluß  zum 
Angriff  auf  Südwest  durchgesetzt  hatte,  in  Upington  weilte  und  daß 
es  ihm  dort  gelungen  ist,  eine  Anzahl  einflußreicher  Buren,  die  zum  Auf- 
stand neigten,  für  seine  Partei  zu  gewinnen.  Jedenfalls  hat  es  Botha  ver- 
standen, durch  außerordentlich  geschickte  Verhandlungen,  die  mitden 
einzelnen,  zum  Aufstand  neigenden  Kommandanten  und  Politikern  ge-, 
trennt  geführt  wurden,  einen  gleichzeitigen  Ausbruch  des  Aufstandes  in 
Transvaal,  in  dem  Oranjefreistaat  und  der  Kapkolonie  zu  verhindern;, 
und  dadurch  von  vornherein  die  Stoßkraft  der  Rebellion  zu  brechen. 

Während  wir  noch  über  die  Zustände  in  Südafrika  ganz  im  Un- 
klaren waren,  traf  uns  ein  schwerer  Schlag.  Am  12.  November  starb 
der  Kommandeur  der  Schutztruppe,  Oberstleutnant  v.  Heydebreck 
an  den  Folgen  einer  schweren  Verwundung,  die  er  in  Kalkfontein- Süd 
durch  einen  Frühkrepierer  bei  Versuchen  mit  Gewehrgranaten  er- 
litten hatte.  Für  die  Schutztruppe  war  der  Tod  dieses  erfahrenen 
energischen  und  einsichtigen  Führers  ein  unersetzlicher  Verlust,  zuma. 
im  Gefecht  von  Sandfontein  der  tapfere  Major  von  Rappard  gefallei! 
war,  so  daß  die  Schutztruppe  nunmehr  einschließlich  des  Kommandeur 
nur  noch  drei  aktive  Stabsoffiziere  hatte.  Auch  für  mich  personhclj 
war  der  Tod  v.  Heydebrecks,  mit  dem  ich  seit  vielen  J ahren  in  freund 
schaftlichen  Beziehungen  gestanden  und  seit  seiner  Ernennung  zudl 
Kommandeur  der  Schutztruppe  in  voller  Harmonie  zusammen  ge  ] 
arbeitet  hatte,  ein  sehr  schwerer  Schlag.  . j 

An  kriegerischen  Ereignissen  brachte  diese  ganze  Zeit  abgesehe.* 
von  kleineren  Zusammenstößen  an  der  Südgrenze  und  dem  langsame  . 
und  methodischen  Vorgehen  der  Engländer  an  der  Bahnstrecke 
Füderitzbucht- Aus , nichts  von  Bedeutung. 
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Nicht  geringe  Sorgen  aber  machte  uns  die  Unterbringung  und  Ver- 
flegung  der  stets  wachsenden  Zahl  von  englischen  Kriegsgefangenen, 
ch  hatte  von  Anfang  an  gar  nicht  daran  gedacht,  feindliche  Unter- 
anen  zu  internieren,  sofern  sie  nicht  in  begründetem  Spionagever- 
acht standen.  Den  Bürgermeister  Smuts  von  Ermeto,  der  sich  bei 
uisbruch  des  Krieges  im  Schutzgebiet  aufhielt,  schickte  ich  nach 
er  Union  zurück  mit  einem  Brief  an  General  Botha,  in  welchem  ich 
,at,  gegen  Smuts  den  Regierungsrat  Cariowa,  der  sich  auf  Urlaub 
n Südafrika  befand,  frei  zu  geben.  Hätte  Botha,  wie  ja  so  viele  im 
Schutzgebiet  annahmen,  die  Absicht  gehabt,  neutral  zu  bleiben, 
o war  ihm  hier  ein  geeigneter  Anlaß  zum  Anknüpfen  von  Verhand- 
mgen  gegeben.  Botha  hat  meinen  Brief  auch  richtig  verstanden, 
ds  ich  ihn  bei  unserer  Unterredung  an  der  Giftkuppe  fragte,  ob  er 
enn  jenen  Brief  nicht  erhalten  habe,  erwiderte  er:  O ja,  aber  beim 
msbruch  des  Krieges  sei  es  zu  Verhandlungen  zu  spät  gewesen.  Ich 
lüsse  doch  wissen,  daß  er  sich  schon  vor  Jahren  in  London  festge- 
;gt  habe.  Also  auf  den  lange  vor  1914  stattgehabten  Konferenzen 
er  Premierminister  der  britischen  Dominions  in  Uondon  war  der 
hieg  mit  Deutschland  einer  der  behandelten  Gegenstände,  wenn  nicht 
ie  Hauptsache  gewesen!  Obgleich  Botha  den  Regierungsrat  Cariowa 
icht  freigab  und  in  Südafrika  rücksichtlos  mit  Massenverhaftungen 
er  Deutschen  vorging,  wurden  im  Schutzgebiet  grundsätzlich  nur 
olche  feindliche  Staatsangehörige  interniert,  die  entweder  direkt 
er  Spionage  verdächtig  waren  oder  sich  gefährlicher  Umtriebe, 
esonders  unter  den  Eingeborenen  schuldig  machten.  Trotz  dieser 
ieschiänkung  wurden  uns  die  Internierten  und  Kriegsgefangenen 
iglich  zu  größerer  Last.  Bei  der  Knappheit  unserer  Nahrungsmittel 
rfüllte  mich  jeder  neue  Transport  von  Kriegsgefangenen,  der  aus  dem 
üden  eintraf,  mit  neuer  Sorge  und  eine  Zeit  lang  konnte  man  sich 
es  Eindruckes  nicht  erwehren,  als  wolle  uns  Botha  mit  Kriegsge- 
mgenen  zu  Tode  füttern.  Aber  die  Hauptschwierigkeit  lag  in  der 
Fnterbringung  und  Bewachung  der  Kriegsgefangenen.  Wir  hatten 
einen  befestigten  Platz  im  Schutzgebiet,  an  dem  eine  einigermaßen 
chere  Bewachung  ohne  großen  Aufwand  an  Mannschaften  möglich 
swesen  wäre.  Und  was  wir  an  Mannschaften  hatten,  brauchten  wir 
otwendig  an  der  Front  und  an  den  größeren  Orten,  deren  Besatzungen 
ir  schon  wegen  des  Eindrucks  auf  die  Eingeborenen  auf  einer  gewissen 
tärke  halten  mußten.  Die  Improvisierung  der  Kriegsgefangenen- 
.ger  in  Franzfontein,  Otavifontein  und  Namutoni  kostete  einen  un- 
erhältnismäßig  großen  Aufwand  an  Menschen,  Material  und  Trans- 
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portmittein,  die  wir  an  anderer  Stelle  nur  zu  dringend  gebraucht 
hätten.  Zuletzt,  im  Juni  1915,  zwang  den  Kommandeur  die  bitterd 
Not,  die  größere  Zahl  der  Kriegsgefangenen  einfach  an  General  Botha 
zurückzuschicken . 

Am  29.  November  aber  kam  die  Nachricht  nach  Windhuk,  da£ 
der  Burenkommandant  Kemp  mit  700  Rebellen  aus  Transvaal  ix  * 
Ukamas  eingetroffen  sei  und  berichtet  habe,  im  Transvaal-  unc 
Oranjefreistaat  sei  der  Aufstand  unter  den  Generalen  Beyers  unc 
Christian  de  Wet  in  vollem  Gange.  Am  5.  Dezember  hatte  ich  mit  der’ 
Burenführern  Maritz,  Kemp,  Bezuidenheit  und  Boshoff  eine  Unter 
redung  in  Keetmanshoop.  Es  wurde  ihnen  Unterstützung  mit  Waffen 
Munition  und  Verpflegung  zugesagt,  ein  Zusatz  zu  dem  abgeschlosse 
nen  Vertrage  angenommen  und  beschlossen,  daß  die  vereinigten  Ab 
teilungen  Maritz  und  Kemp  möglichst  bald  einen  Vorstoß  gegei 
Upington  machen  sollten.  Die  Aussichten  auf  Gelingen  des  Auf 
Standes  schienen  in  diesem  Moment  entschieden  günstig,  zumal  wi 
hofften,  daß  sich  das  ostasiatische  Geschwader  von  der  Küst 
Südamerikas  nach  Südafrika  wenden  würde,  wo  es  nach  unsere 
Berechnung  etwa  Mitte  Dezember  eintreff en  konnte.  Allnächtlic. 
sandte  deshalb  die  Großfunkenstation  Windhuk  Funksprüche  in  ded 
Marine-Code  über  den  Ozean.  Erschien  das  Geschwader  vor  Eüderitz 
bucht,  so  waren  die  dort  gelandeten  Engländer  verloren,  der  Eindruc 
in  Südafrika  mußte  ein  gewaltiger  sein,  um  Bothas  Einfluß  bei  de 
größten  Teil  der  Buren  war  es  geschehen.  Wenn  auch  der  alte  Präs 
dent  Stein  und  General  Herzog,  über  deren  Haltung  wir  nichts  zt 
verlässiges  erfahren  konnten,  sich  dem  Aufstand  nicht  direkt  anschlo? 
sen,  so  war  doch  zu  hoffen,  daß  in  Südafrika  die  Richtung,  welche  de 
Angriff  auf  Südwest  ablehnte,  die  Oberhand  bekam  und  das  Schut 
gebiet  von  der  Gefahr  eines  Angriffs  seitens  der  Union  befreit  wurd' 
Verhielt  sich  aber  die  Union  ablehnend,  so  war  ein  Angriff  mit  austr< 


lischen  oder  indischen  Truppen,  den  Botha  immer  seinen  schwanker 
den  Parteigenossen  als  Popanz  vorhielt,  außerordentlich  erschwer! 
Dieser  Angriff  hätte  nur  von  der  See  her  unternommen  werden  könne 
und  wäre  mit  ganz  anderen  Schwierigkeiten  und  Kosten  verbundt 
gewesen,  als  ein  Angriff  von  der  Union  aus.  Ja,  wir  hätten  uns  eine 
solchen  Angriff  gegenüber,  wenn  wir  uns  durch  befreundete  Bure 
mit  Proviant  versorgen  konnten,  im  Binnenland  wahrscheinli« 
dauernd  halten  können.  Das  ostasiatische  Geschwader  aber  hät 
uns  eine  Hilfe  gebracht,  die  unsern  Widerstand  unendlich  verstär 
hätte..  Selbst  wenn  eine  übermächtige  feindliche  Flotte  erschien,  d| 
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xeschwader  die  See  nicht  halten  konnte  und  die  Schiffe  versenkt 
/erden  mußten,  so  waren  Mannschaften  und  Geschütze  für  uns  von 
rößtem  Wert,  sie  hätten  beim  Kampf  im  La^de  selbst  die  fehlende 
nfanterie  ersetzt.  Doch  bald  sollte  uns  Schlag  auf  Schlag  treffen, 
^m  io.  Dezember  kam  die  Trauernachricht  von  den  Falklands-Inseln, 
>ald  darauf  zuerst  gerüchtweise,  dann  bestätigt,  die  Nachricht  von 
Lern  Tode  des  Generals  Beyers  und  von  der  Gefangennahme  Christian 
le  Wets.  Damit  war  dem  Aufstand  das  Rückgrat  gebrochen.  Nach 
inem  vergeblichen  Angriff  auf  Upington  am  25.  Januar  1915  ergaben 
ich  Kemp  und  seine  Leute,  nur  Maritz,  der  in  loyaler  Weise  wenig- 
,tens  unsere  Geschütze  gerettet  hatte,  kam  mit  wenigen  Begleitern 
11s  Schutzgebiet  zurück  und  hielt  bis  zum  Ende  bei  uns  aus,  um  dann 
lach  Angola  zu  fliehen,  wo  er  schließlich  den  Portugiesen  in  die  Hände 
iel.  Der  erste  Teil  des  Krieges  war  beendet,  und  wir  standen  nun  mit 
itwa  5000  Mann,  darunter  höchstens  4000  kampffähige  Männer,  der 
gesamten  Macht  der  Südafrikanischen  Union  gegenüber. 

Es  ist  hier  der  Ort,  die  Frage  zu  stellen:  hätte  unsererseits  mehr 
geschehen  können,  um  dem  Aufstand  in  Südafrika  zum  Erfolge  zu 
verhelfen  ? Ich  habe  schon  oben  gesagt,  daß  es  sehr  schwer  war,  den 
Stein  überhaupt  ins  Rollen  zu  bringen.  Die  von  feindlicher  Seite 
mehrfach  aufgestellte  Behauptung,  ich  hätte  schon  vor  dem  Krieg 
mit  Maritz  in  Verbindung  gestanden  und  den  Aufstand  vorbereitet, 
st  nicht  wahr.  Unsere  finanziellen  Mittel  waren  leider  so  gering,  daß 
wir  den  Rebellen  Unterstützung  mit  Geld  in  nennenswertem  Maße 
aicht  in  Aussicht  stellen  konnten.  Ich  konnte  dem  Bezirksamtmann 
von  Zastrow,  der  in  das  Burenfreikorps  eingetreten  war  und  als  mein 
Kommissar  die  Verhandlungen  mit  den  Aufständischen  führte,  nur 
wenig  deutsches  Papiergeld  und  noch  weniger  Gold  zur  Verfügung 
stellen.  Es  klingt  wie  ein  Hohn,  wenn  von  unsern  Gegnern  immer 
wieder  behauptet  wird,  die  Rebellion  sei  mit  deutschem  Gelde  gemacht 
worden.  Mit  viel  mehr  Recht  kann  man  sagen,  die  Rebelhon  ist  durch 
englisches  Geld  im  Entstehen  lahmgelegt  worden.  Denn  daß  das  Geld 
bei  den  Parteigängern  Bothas  eine  sehr  große  Rolle  spielte,  ist  mir  von 
verschiedenen  Seiten  versichert  worden. 

Auch  sonst  haben  wir  getan,  was  in  unsern  Kräften  stand.  Das  am 
8.  September  1914  im  Schutzgebiet  gegründete  Burenfreikorps,  dem 
die  aus  deutschen  Freiwilligen  bestehende  Batterie  Hausding  bei- 
gegeben wurde,  hat  sich,  anfangs  unter  Andries  de  Wets,  später  unter 
Schumanns  und  des  tapferen,  vor  Upington  gefallenen  Stadlers 
Führung  gut  bewährt.  Der  Bezirksamtmann  von  Zastrow  hat  sich 
3* 
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seiner  schwierigen  Stellung  als  Kommissar  des  Gouverneurs  durch- 
aus gewachsen  gezeigt.-  Seiner  vermittelnden  Tätigkeit  und  dem  \ er  4 
trauen,  das  er  sich  bei  den  Buren  zu  erwerben  wußte,  ist  es  wesentlich! 
zu  verdanken,  wenn  keine  größeren  Reibereien  zwischen  Deutschen, 
und  Buren  vorkamen.  Die  Gefahr  solcher  Reibereien  lag  aber  bei  den! 
gegenseitigen  Mißtrauen  und  der  vielfach  auf  deutscher  Seite  vor- 
handenen Unterschätzung  der  Buren  sehr  nahe.  Beider  hatten  sich.<; 
die  Deutschen  in  Südwest  in  ihrer  großen  Mehrheit  daran  gewöhnt, 
das  ganze  Burenvolk  nach  den  teilweise  recht  minderwertigen  Ele- 
menten zu  beurteilen,  die  sich  im  Schutzgebiet  niedergelassen  hatten. 
Daher  kam,  wenigstens  im  Beginn  des  Krieges,  eine  entschiedene 
Unterschätzung  der  militärischen  Eigenschaften  der  Buren  und  des 
militärischen  Wertes  der  von  Botha  aufgestellten  Truppen.  Im  Ver- 
laufe des  Krieges  allerdings,  als  wir  infolge  der  ungeheuren  Über- 
legenheit der  Unionstruppen  an  Zahl  und  Ausrüstung  die  nur  von 
wenigen,  darunter  dem  Oberstleutnant  von  Heydebreck  vorausge- 
sehenen Rückschläge  erlitten,  da  trat  in  vielen  Kreisen,  meist  gerade  : 
bei  denen,  die  bei  Beginn  des  Krieges  von  einem  Spaziergang  nach 
Kapstadt  geträumt  hatten,  eine  Überschätzung  der  Gefechtskraft 
der  Buren  ein,  die  im  wesentlichen  darauf  zurückzuführen  war,  daß 
bei  jedem  Zusammenstoß  infolge  der  Überlegenheit  der  Unionstruppen 
an  Zahl,  und  vor  allem  an  Pferdematerial  und  Motorfahrzeugen,  als-  j 
bald  die  Umzingelung  der  kleinen  deutschen  Abteilungen  da  warj 
oder  wenigstens  einzutreten  drohte. 

Es  ist  das  Verdienst  des  Bezirksamtmanns  von  Zastrow  sich  von 
Anfang  an  von  Übertreibungen  nach  beiden  Seiten  hin  ferngehalten 
und  die  Buren  richtig  eingeschätzt  zu  haben.  Nur  so  war  es  möglich,! 
Monate  lang  das  gute  Einvernehmen  mit  den  Rebellen  aufrecht  zu 
erhalten  und  auch  manche  Schwierigkeiten  innerhalb  der  Buremj 
abteilungen  selbst  zu  überwinden,  die  zum  Teil  auf  persönliche  Gegen- 
sätze zurückgingen.  Mit  welchen  unsicheren  Momenten  wir  täglich 
zu  rechnen  hatten,  zeigt  der  Fall  des  Andries  de  Wet,  der,  anfang^ 
Feuer  und  Flamme  für  die  Rebellion,  nach  kurzer  Zeit  aus  nicht  ganzl 
aufgeklärten  Zwistigkeiten  mit  Maritz  aus  dem  Freikorps  ausschied 
und  auf  seine  Farm  zurückkehrte. 

Um  unsere  Stellung  zur  Südafrikanischen  Union  von  vornherein, 
zu  präzisieren,  erließ  ich  bei  Beginn  des  Krieges  eine  Proklamation, 
in  der  ich  ausdrücklich  erklärte,  daß  wir  nicht  gegen  das  Burenvolk 
als  solches,  sondern  nur  gegen  die  Engländer  und  ihren  Anhang  Krieg 
führten.  Die  Proklamation  wurde  mit  einem,  von  uns  gegründeten. 
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lolländisch  geschriebenen  Burenblatt  in  Massen  über  die  Grenze  ge- 
schickt. Die  Zeitung  büßte  aber  den  größten  Teil  ihrer  Wirkung  ein, 
ils  seit  Mitte  Oktober  1914  die  durch  die  Großfunkenstation  Nauen 
übermittelten  Nachrichten  aus  der  Heimat  immer  spärlicher  und  in- 
folge atmosphärischer  Einwirkungen  auf  die  Großfunkenstation 
Windhuk  immer  weniger  verstanden  wurden.  Wir  waren  von  da  ab 
selbst  fast  ganz  auf  die  von  unserer  kleinen,  von  Güderitzbucht  nach 
Aus  überführten  Funkenstation  aufgefangenen  Reuter-Nachrichten 
ingewiesen,  die  natürlich  alles  in  deutsch-feindlicher  Färbung  brachten. 

Außerordentlich  hinderlich  war  es  bei  den  Verhandlungen  mit  den 
Buren,  daß  ich  trotz  aller  Anfragen  durch  die  Großfunkenstation 
Windhuk  keine  Andeutung  erhalten  konnte  über  die  Stellung,  welche 
die  deutsche  Regierung  zu  dem  Burenaufstand  einnahm.  Hier  zeigte 
2s  sich,  wie  die  Engländer  seit  dem  Burenkrieg  agitiert  hatten.  Sie 
hatten  nicht  ohne  Erfolg  immer  wieder  und  wieder  die  Behauptung 
verbreitet,  Deutschland  habe  die  Burenrepubliken  durch  das  bekannte 
Krüger-Telegramm  des  Kaisers  in  den  Krieg  mit  England  hinein- 
getrieben und  dann  schnöde  im  Stich  gelassen.  Selbst  die  Rebellen 
waren  von  dem  größten  Mißtrauen  gegen  die  deutsche  Politik  erfüllt. 
Sie  zweifelten  daran,  daß  Deutschland,  wenn  es  siege,  die  Unabhängig- 
keit der  Burenstaaten  anerkennen  werde,  meine  Zusage  in  dieser  Rich- 
tung genügte  ihnen  nicht,  sie  wollten  ein  klares  Wort  der  deutschen 
Regierung,  womöglich  des  Kaisers  selbst.  Und  dies  Wort  konnte  ich 
trotz  aller  Bemühungen  nicht  erlangen.  Ja,  nach  einzelnen  Zeitungs- 
nachrichten, die  zu  uns  durchdrangen,  mußte  man  fast  schließen, 
daß  der  deutschen  Regierung  der  Burenaufstand  gleichgültig  und  meine 
Verbindung  mit  den  Rebellen  unbequem  sei.  Der  alte  Wahn,  als  sei 
General  Botha  ein  Engländerfeind  scheint  sogar  zu  der  ganz  ver- 
kehrten Ansicht  geführt  zu  haben,  meine  Verbindung  mit  den  Re- 
bellen und  der  angebliche  Angriff  auf  Nakab  seien  schuld  daran,  daß 
der  deutschfreundliche  Botha  ins  englische  Gagel*  und  zu  dem  Angriff 
auf  Südwestafrika  gedrängt  worden  sei! 

Zu  diesen  Schwierigkeiten  aber  kamen  andere,  die,  weil  in  der  Süd- 
afrikanischen Union  selbst  liegend,  sich  nicht  nur  unserer  Einwirkung 
sondern  auch  unserer  Kenntnis  entzogen.  Wir  haben  nie  erfahren  und 
es  wird  vermutlich  auch  nie  festzustellen  sein,  warum  der  ursprüng- 
liche Plan,  den  Aufstand  Mitte  September  an  der  Grenze  zu  pro- 
klamieren, nicht  zur  Ausführung  kam,  vielmehr  General  Beyers  das 
Kommando  der  defence  force  niederlegte  und  dann  der  Aufstand  ver- 
zettelt an  einzelnen  Stellen  auftrat.  Ob  sich  Botha  schon  zu  Anfang 
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September  der  großen  Mehrzahl  der  Burenführer  versichert  hatte 
und  es  deshalb  unmöglich  schien,  die  einmal  aufgestellte  defence 
force  zum  Abfall  zu  bringen,  ob  Beyers  vor  dem  Odium  zurück- 
schreckte, die  von  der  Regierung  selbst  aufgestellte  Truppe  zum  Ab- 
fall zu  verleiten?  Ob  auch  er,  wie  so  viele  andere,  fälschlich  hoffte, 
Botha  werde,  wenn  erst  die  Zeit  gekommen,  die  england-freundliche 
Maske  abwerfen,  und  darüber  den  richtigen  Zeitpunkt  zur  Erhebung  | 
verstreichen  ließ  ? Die  Frage  wird  vielleicht  nie  beantwortet  werden 
können.  Jedenfalls  hat  Botha  in  sehr  geschickter  Weise  durch  Verhand- 
lungen mit  den  einzelnen  Rebellenführern  den  ernstlichen  Aufstand 
solange  hinzuhalten  gewußt,  bis  er  selbst  gerüstet  war,  und  er  hat  in 
richtiger  Erkenntnis  unserer  Schwäche  nach  dem  Gefecht  von  Sand- 
fontein den  Angriff  auf  das  Schutzgebiet  zunächst  eingestellt  und 
seine  ganze  Kraft  gegen  die  Rebellen  gewandt.  Er  konnte  das  ruhig 
tun,  da  er  genau  wußte,  daß  die  Schutztruppe  mit  ihrem  Fuhrpark  : 
von  Ochsenwagen  gar  nicht  in  der  Tage  war,  eine  wirksame  Verfol- 
gung über  den  Oranje  durchzuführen.  Mit  der  vom  Oranje  zurück- 
gezogenen permanent  force  und  zahlreichen  Motorwagen  hat  Botha 
wie  mir  mehrfach  von  englischen  Offizieren  bestätigt  wurde,  den 
alten  Kämpen  Christian  de  Wet  von  Ort  zu  Ort  gehetzt  und  schließ- 
lich gefangen. 

Der  schwächste  Punkt  der  Rebellion  aber  war,  daß  sich  die  ver-; 
schiedenen  Führer  über  ein  gemeinsames  klares  Ziel  nicht  einigen; 
konnten.  Niemand  wußte  recht,  was  man  eigentlich  wollte.  Neben] 
den  Radikalen,  die  auf  Trennung  von  England  und  die  Wieder- 
errichtung der  alten  unabhängigen  Burenstaaten  hinzielten,  standen 
die  halben,  die  den  Aufstand  nur  als  „bewaffneten  Protest"  gegen  die: 
Eroberung  von  Deutsch- Süd westafrika  betrachtet  wissen  wollten, 
um  es  mit  Botha,  den  sie  immer  noch  als  den  Ihrigen  ansahen,  nicht] 
ganz  zu  verderben.  So  fehlte  der  ganzen  Erhebung  das  klare  hin- 
reißende Ziel,  ohne  das  eine  Volksbewegung,  wenn  sie  auf  entschlösse-, 
nen  Widerstand  stößt,  nie  Erfolg  haben  kann,  und  die  Einsetzung 
einer  provisorischen  Regierung  durch  Maritz,  de  Villiers  und  Jan  ch 
Waal  aus  Calvinia  war  unter  diesen  Umständen  nur  ein  Schlag  inj 
Wasser.  Trotzdem  blieb  der  Aufstand  für  uns  ein  großer  Erfolg,  den i 
er  verzögerte  den  Angriff  der  Unionstruppen  auf  das  Schutzgebiet 
um  Monate.  Ohne  den  Aufstand  in  der  Union  selbst  hätte  Botha  der 
eigentlichen  Angriff  auf  das  Schutzgebiet,  der  mit  dem  Gefcht  be 
Riet  und  Jakalswater  am  20.  März  1915  begann,  spätestens  End 
Oktober  1914,  also  5 Monate  früher  ansetzen  können.  Diese  Verzc 
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erung  war  aber  nicht  nur  für  uns,  sondern  ebensosehr  für  Deutsch- 
Dstafrika  von  Gewinn,  das  erst  nach  unserer  Niederwerfung  unter 
leranziehung  eines  starken  Burenkorps  Anfang  1916  ernstlich  an- 
;egriffen  werden  konnte. 

KÄMPFE  MIT  DEN  PORTUGIESEN. 

Ehe  wir  die  Ereignisse  im  Süden  weiter  verfolgen,  ist  es  notwendig, 
inen  Blick  nach  dem  äußersten  Norden  zu  werfen,  wo  inzwischen  ein 
leuer  Feind  aufgetaucht  war.  Da  das  Schutzgebiet  im  Osten  und 
Süden  von  englischem  Gebiet  umschlossen,  von  der  See  her  durch 
:nglische  Kriegsschiffe  und  Hilfskreuzer  blockiert  war,  blieb  zur  Ver- 
jindung  mit  der  Außenwelt  nur  der  Weg  nach  Norden,  über  die  portu- 
giesische Kolonie  Angola  offen,  so  lange  Portugal  neutral  blieb.  Über 
Angola  war  vielleicht  eine  Verbindung  mit  Deutschland  herzustellen, 
md  unser  knapper  Vorrat  an  Mehl,  Reis,  Kaffee  und  Zucker  zu 
;r ganzen.  Ich  versuchte  deshalb  sofort  mit  deutschen  Kaufleuten  in 
\ngola  in  Verbindung  zu  treten,  was  zunächst  auch  gelang.  Aber  der 
englische  Einfluß  war  von  vornherein  in  Portugal  so  stark  und  wurde 
n Angola  so  energisch  eingesetzt,  daß  von  einer  portugiesischen 
Sleutralität  nicht  die  Rede  sein  konnte.  Kaum  hatte  die  portugie- 
sische Regierung  erfahren,  daß  einige  Ochsenwagen  mit  Eebensmitteln 
rach  Deutsch -Süd westafrika  unterwegs  seien,  als  die  Mehrzahl  dieser 
Vagen  sofort  beschlagnahmt  wurde.  Der  deutschen  Studienkommission 
lie  sich  zur  Zeit  zum,  Zwecke  von  Vorarbeiten  für  eine  Eisenbahn 
in  Angola  befand,  wurde  das  Weiterarbeiten  untersagt.  Von  den  Mit- 
gliedern dieser  Kommission  gelang  es  dem  Führer  derselben,  Thurner 
rach  Spanien  zu  kommen,  Dr.  Vageier  floh  nach  Deutsch- Südwest- 
rfrika,  Regierungsbaumeister  Schubert  aber  wurde  am  9.  November^ 
1914,  also  Jahre  vor  der  offiziellen  Kriegserklärung  Portugals  und 
über  einen  Monat  vor  dem  Gefecht  bei  Naulila  ins  Gefängnis  geworfen. 
Inzwischen  aber  war  mir  über  die  absolut  feindliche  Haltung  der  Portu- 
giesen jeder  Zweifel  benommen  worden.  Anfang  September  war  ein 
kühner  deutscher  Seemann,  der  Eandungsoffizier  der  Woermann- 
Linie  in  Swapkopmund,  Brauer,  mit  einem  Kutter  nach  Mossamedes 
gesegelt,  um  die  Verbindung  mit  den  deutschen  Kaufleuten  dort  er- 
neut aufzunehmen.  Brauer  entging  glücklich  den  die  Küste  bewachen- 
den englischen  Schiffen  und  war  am  11.  September  1914  in  Mossamedes. 
Er  stieß  überall  auf  eine  durchaus  deutschfeindliche  Haltung,  entging 
nur  mit  Not  der  Verhaftung  und  brachte,  nachdem  es  ihm  auch  auf 
der  Rückfahrt  gelungen  war,  mit  seinem  kleinen  Kutter  den  ver- 
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folgenden  Engländern  zu  entrinnen  und  bei  Cap  Croß  zu  landen,  diel: 

Nachricht,  daß  an  den  Bezug  von  Nahrungsmitteln  aus  Angola  nicht| 
zu  denken,  viel  eher  mit  einem  Angriff  der  Portugiesen  zu  rechnen  seil 
Trotzdem  vermieden  wir  jede  feindliche  Handlung  und  als  durch  der! 
Buren  du  Plessis  in  Ontjo  die  Nachricht  eingetroffen  war,  daß  einigel 
Ochsenwagen  mit  Mehl  auf  dem  Wege  zur  Grenze  seien,  begab  sich  der 
Bezirksamtmann  Dr.  Schulze- Jena,  mit  wenigen  Begleitern,  darunter 
Oberleutnant  Lösch  von  der  Schutztruppe,  der  Farmer  Röder -und  als 
Dolmetscher  der  Däne  Jensefi,  nach  der  Grenze,  um  die  Wagen  in 
Empfang  zu  nehmen.  Sie  wurden  in  ihrem  Lager  von  einem  portu- 
giesischen Offizier  aus  dem  benachbarten  Fort  Naulila  besucht,  der 
Portugiese  übernachtete  bei  den  Deutschen  und  lud  sie  auf  den  nächsten 
Tag  nach  Naulila  zum  Frühstück  ein.  Als  die  nichts  ahnenden  Deut-j 
sehen  im  Hofe  des  Forts  von  den  Pferden  gestiegen  waren,  wurde 
ihnen  erklärt,  sie  seien  verhaftet.  Die  Deutschen  sprangen  auf  die 
Pferde,  griffen  zu  den  Waffen  und  versuchten  durch  das  inzwischen 
von  portugiesischen  Soldaten  besetzte  Tor  zu  entkommen.  Die  Por- 
tugiesen eröffneten  sofort  von  allen  Seiten  ein  wütendes  Feuer. 
Dr.  Schulze-Jena  fiel  noch  innerhalb  des  Forts  tödlich  getroffen  vom 
Pferde,  Oberleutnant  Lösch  und  der  Farmer  Röder  gelangten  schwer 
verwundet  ins  Freie,  stürzten  aber  bald  von  den  Pferden  und  starben 
unter  Qualen  ohne  jede  ärztliche  Hilfe.Nur  der  Däne  Jensen,  der  einen 
Schuß  in  den  Rücken  erhalten  hatte,  gelangte  bis  an  den  Kunene, 
wurde  aber  dort  von  portugiesischen  Eingeborenen  und  Soldaten 
gefangen.  Die  Leichen  der  Deutschen  wurden  vollständig  ausgeraubt. 
Als  die  Nachricht  über  diesen  verräterischen  und  gemeinen  Mord,! 
einen  der  größten  Schurkenstreiche,  den  die  Weltgeschichte  kennt, j 
ins  Schutzgebiet  kam,  konnte  sie  nur  einen  Schrei  des  Schmerzes 
und  der  Wut  auslösen.  Die  Hetzereien  der  britischen  Jingopressej 
hatten  es  dahingebracht,  daß  jeder  Schurke  glaubte,  die  Deutschen 
wie  wilde  Tiere  niederschießen  zu  können:  alles  im  Namen  der  heiligen 
modernen  Zivilisation.  Bald  kam  die  Nachricht,  daß  auch  den  deut-j 
sehen  Polizisten  am  Okavango  das  gleiche  Schicksal  zugedacht  war. 
Der  Führer  des  gegenüberliegenden  portugiesischen  Forts  hatte  die 
ganze  deutsche  Besatzung,  die  aus  mehreren  Polizeibeamten  bestand; 
zum  Kaffee  in  das  Fort  eingeladen.  Nur  der  Vorsicht  des  deutschen 
Postenführers,  des  Polizeiwachtmeisters  Ostermann,  der  seinen  Leuten 
verbot,  der  Einladung  Folge  zu  leisten,  ist  es  zu  verdanken,  daß  die 
beabsichtigte  Ermordung  der  deutschen  Besatzung  unterblieb.  Zu- 
gleich trafen  verschiedene  Meldungen  ein,  daß  portugiesische  Pa- 
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trouillen  weit  ins  deutsche  Amboland  eingedrungen  waren  und  die 
Eingeborenen  aufzuwiegeln  suchten.  Auch  erfuhren  wir,  daß  in 
Mossamedes  Anfang  Oktober  mehrere  tausend  Mann  portugiesischer 
Truppen  gelandet  und  nach  dem  Süden  geschickt  worden  waren. 
Obgleich  trotz  aller  Bemühungen  der  Großfunkenstation  Windhuk  aus 
Deutschland  keine  Mitteilung  zu  erhalten  war,  ob  Portugal  den  Krieg 
amtlich  erklärt  hatte — nicht  einmal  eine  Warnung  war  uns  zugegangen, 
— so  konnte  ich  doch  nicht  mehr  daran  zweifeln,  daß  wir  uns  tatsächlich 
im  Kriegszustand  mit  den  Portugiesen  befanden.  Bei  einer  Unter- 
redung mit  Oberstleutnant  von  Heydebreck,  der  kurz  vor  seinem  Tode 
noch  einmal  nach  Windhuk  gekommen  war,  wurde  auch  die  Frage 
erörtert,  ob  ich  durch  einen  Parlamentär  von  dem  portugiesischen 
Gouverneur  Rechenschaft  für  den  Mord  des  Dr.  Schulze- Jena  und 
seiner  Kameraden  verlangen  sollte.  Wir  kamen  aber  übereinstimmend 
zu  der  Ansicht,  daß  es  sich  den  feigen  Mördern  gegenüber  nicht  recht- 
fertigen  lasse,  noch  ein  deutsches  Beben  aufs  Spiel  zu  setzen.  Ange- 
sichts des  bevorstehenden  Angriffs  blieb  nur  übrig,  einen  energischen 
Gegenschlag  zu  führen,  wenn  wir  nicht  in  kurzer  Zeit  vön  Norden 
und  Süden  her  erdrückt  werden  wollten.  Oberstleutnant  von  Heyde- 
breck beschloß  deshalb,  die  Abteilung  Franke  nach  dem  Norden  zu 
senden,  um  einen  portugiesischen  Angriff  abzuwehren.  Am  17.  No- 
vember 1914  setzte  sich  Oberstleutnant  Franke,  der  inzwischen  an 
Stelle  des  tödlich  verunglückten  Oberstleutnants  von  Heydebreck  das 
Kommando  der  Schutztruppe  übernommen  hatte,  mit  600  Mann  nach 
Norden  in  Marsch.  Nach  Überwindung  der  größten  Schwierigkeiten 
auf  dem  Weg  durch  das  Kaokofeld  traf  er  am  17.  Dezember  an  der 
Grenze  ein  und  erstürmte  nach  glänzendem  Gefecht  am  folgenden 
Tage  das'  Fort  Naulila,  den  Ort  des  schändlichen  Mordes.  Die  Portu- 
giesen, die  über  800  Mann  stark  waren,  wurden  vernichtend  geschlagen 
und  bis  zu  unserm  Untergang  wagte  sich  kein  Portugiese  mehr  über 
die  Grenze. 

WEITERER  VERLAUF  DES  KRIEGES. 

Als  Oberstleutnant  Franke  von  seinem  £uge  nach  Naulila  am  14. 
Januar  1915  in  Windhuk  wieder  eintraf,  hatte  sich  die  Lage  gänzlich 
zu  unseren  Ungunsten  verschoben.  Die  Rebelhon  im  Innern  Süd- 
afrikas war  niedergeschlagen,  Botha  konnte  seine  ganze  Truppenmacht 
zum  Angriff  auf  Südwestafrika  verwenden.  Die  bei  Ukamas  lagernden 
Rebellen  hatten  zwar  verschiedene  Angriffe  auf  englische  Abteilungen 
jenseits  der  Grenze  gemacht  und  einige  Erfolge  errungen,  der  ge- 
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plante  große  Vorstoß  auf  Upington  aber  war  immer  wieder  verschoben 
worden  und  als  er  endlich  versucht  wurde,  endete  er  mit  der  Übergabe  , 
der  Rebellen.  Ein  sofort  nach  dieser  Übergabe  von  einem  Teil  der 
Schutztruppe  unter  Major  Ritter  unternommener  Angriff  auf  Kaka- 
mas  scheiterte  nach  heftigem  Gefecht  an  der  Übermacht  der  Gegner.  I 
Die  in  Walfischbay  gelandeten  Unionstruppen,  denen  vorläufig  nur 
die  Kompagnie  Scultetus  gegenüberstand,  wurden  ständig  durch  neuen  ; 
Zuzug  vermehrt  und  bald  auf  die  Stärke  von  8000  Mann  gebracht 
so  daß  es  notwendig  wurde,  Teile  der  Truppe  aus  dem  Süden  heran-  , 
zuziehen  und  diese  weiterhin  durch  die  von  Naulila  zurückkehrenden  j 
Truppen  zu  verstärken.  Von  Lüderitzbucht  aus  rückten  die  Engländer  j 
langsam  der  Bahn  entlang  von  Wasserstelle  zu  Wasserstelle  gegen  ; 
unsere  Hauptstellung  von  Aus  vor.  Auch  im  Südosten  drängten  sie  j 
nun  in  die  Rücke,  die  durch  Ausfall  der  Rebellen  entstanden  war. 
Am  20,  März  machte  Botha  den  ersten  großen  Vorstoß  von  Swakop- 1 
mund  und  Walfischbay  aus.  Die  bei  Jakalswater  und  Riet  stehenden 
Teile  der  Schutztruppe  wurden  unter  schweren  Verlusten  von  dem  viel- 
fach überlegenen  Feind  zum  Rückzug  gezwungen.  Damit  war  das 
Schicksal  des  Südens  entschieden.  Am  27.  März  wurde  die  Stellung 
bei  Aus  geräumt,  der  Hauptteil  der  dort  stehenden  Truppen  mit  der. 
Eisenbahn  nach  dem  Norden  befördert  und  die  Verteidigung  des 
Südens  den  fast  nur  aus  Reserven  zusammengesetzten  Abteilungen! 
des  Hauptmanns  a.  D.  v.  Kleist  und  des  Hauptmanns  Hensel 
überlassen.  Langsam  wurden  wir  unter  ständigen  Kämpfen  aus  dem 
Süden  herausgedrängt.  Besonders  ungünstig  für  uns  war,  daß  im  Jahre; 
1915  der  Regen  im  Süden  so  stark  einsetzte,  wie  in  20  Jahren  nicht,, 
ein  Umstand,  der  das  Vorgehen  größerer  Abteilungen  des  Feindes 
m dem  sonst  so  wasserarmen  Land  außerordentlich  erleichterte.  Am 
19.  April  mußte  Keetmannshoop  geräumt  und  der  Rückzug  nach; 
Gibeon  angetreten  werden.  Da  traf  uns  ein  Schlag,  der  die  ganzen  Au-; 
Ordnungen  des  Kommandos  über  den  Haufen  warf  und  uns  zwang, 
nicht  nur  den  Süden,  sondern  auch  die  Mitte  des  Schutzgebiets  au  j 
zugeben:  Der  Bastardaufstand.  Über  die  Gründe,  die  zum  Ausbruch 
des  Aufstandes  führten,  habe  ich  weiter  oben  schon  gesprochen; 
Für  den  Fortgang  der  militärischen  Operationen  wurde  der  Aufstaue 
verhängnisvoll.  Zunächst  mußte  alles  an  Truppen,  was  in  der  Nahe 
von  Windhuk  verfügbar  war,  zusammengerafft  werden,  um  wenigsten^ 
den  Hauptplatz  des  Bastardlandes,  Rehoboth  zu  sichern  und  den  am 
dem  Süden  kommenden  Abteilungen  den  Rückzug  offen  zu  halten 
Mit  der  Abteilung  des  Hanptmanns  Hensel  war  tagelang  jede  Verbindung 
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'erloren.  Nachdem  am  24.  April  Teile  der  Abteilung  Kleist  von  den 
Engländern  bei  Berseba  mit  überlegenen  Kräften  zurückgedrängt 
raren,  wurde  die  ganze  Abteilung  am  26.  April  bei  Gibeon  ange- 
griffen und  entging  nur  unter  schweren  Verlusten  der  drohenden  Um- 
ingelung.  Am  gleichen  Tage  mißglückte  an  der  Front  gegen  Swakop- 
nund  durch  das  Zusammentreffen  von  unglücklichen  Zufällen  der 
/ersuch,  die  englische  Bauspitze  an  der  Bahn  Swakopmund-Usakos 
>ei  Trekkopje  zu  überfallen.  Unsere  Tage  war  äußerst  kritisch.  Stieß 
er  Feind  von  Süden  und  Westen  her  zu  gleicher  Zeit  energisch  nach 
o wäre  es  ihm  möglich  gewesen,  die  Schutztruppe  zu  zersprengen  und 
len  Krieg  in  wenigen  Wochen,  vielleicht  in  Tagen  zu  beenden.  Aber 
.uch  die  Südtruppen  der  Engländer  waren  stark  erschöpft.  Nicht  nur 
[er  Abteilung  Kleist,  auch  der  des  Hauptmanns  Hensel  gelang  es,  nach 
Worden  abzuziehen  und  den  Anschluß  an  die  Haupttruppe  bei  Water- 
)erg  zu  gewinnen.  Am  1.  Mai  verließ  ich  Windhuk,  das  nicht  gehalten 
verden  konnte,  um  mich  nach  Grootfontein  zu  begeben,  wohin  ich 
chon  am  3.  April  den  Hauptteil  der  Verwaltung  verlegt  hatte.  Bin 
Eisenbahnzug,  der  nach  mir  von  Windhuk  nach  Karibik  abgelassen 
vurde,  fiel  den  Engländern  in  die  Hände,  die  in  einem  raschen  Vorstoß 
Lber  Tsaobis  Otimbingue  erreicht  und  von  da  aus  bei  Wilhelmstal 
lie  Eisenbahn  unterbrochen  hatten.  Unter  Aufgabe  von  Windhuk 
)kahandja,  Karibib  und  Usakos  gelang  es  dem  Kommandeur,  die  ganze 
[huppe  längs  der  Otaribahn  zu  sammeln  und  damit  den  Vormarsch, 
ler  Engländer  noch  einmal  auf  Wochen  zum  Stehen  zu  bringen 
[Cein  energischer  Vorstoß  erfolgte,  die  ganze  kriegerische  Tätigkeit 
beschränkte  sich  anderthalbMonate  lang  im  wesentlichen  auf  Patrouillen- 
^ef echte.  Um  so  geschäftiger  war  die  Fama.  Täglich  schwirrten 
reue  Gerüchte  zu  uns  herüber.  Unter  den  Buren  Bothas  sollte  große 
Unzufriedenheit  herrschen,  bei  Okahandja  ein  Mordversuch  gegen 
Botha  gemacht  sein,  Calais  sei  von  den  Deutschen  genommen,  ja,  ein- 
nal  kam  die  Nachricht,  eine  deutsche  Armee  sei  in  England  gelandet. 
Diese  Gerüchte  wurden  um  so  williger  aufgenommen,  als  wir  nach 
Cerlust  der  Funkenstationen  in  Aus  und  Windhuk  auf  den  einen, 
von  Karibib  nach  Tsumeb  versetzten  Funkenturm  angewiesen  waren, 
ier  nur  sehr  wenig  Nachrichten  auffing.  Immer  hartnäckiger  aber 
wurde  das  Gerücht,  daß  Botha  sich  mit  dem  Besitze  von  Windhuk  und 
Ier  Großfunkenstation  begnügen  und  von  weiterem  Vorgehen  absehen 
werde,  wenn  ihm  von  unserer  Seite  die  Hand  zur  Verständigung  ge- 
Doten  würde.  Besonders  eifrig  vertraten  die  in  unser m Machtbereich 
jefindlichen  Buren  und  von  ihnen  beeinflußte  deutsche  Kreise  diese 
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Ansicht.  Sie  erhielt  eine  gewisse  Stütze  in  der  inzwischen  bekannt 
gewordenen  Tatsache,  daß  die  englische  Regierung  beim  Beginn  des| 
Krieges  das  Verlangen,  daß  die  Union  in 'den  Krieg  eingreifen  solle! 
mit  der  Notwendigkeit  der  Wegnahme  der  Großfunkenstation  Windhuk! 
begründet  hatte.  Nach  schweren  Bedenken  — denn  ein  Eingeständnis 
unserer  Schwäche  lag  unter  allen  Umständen  in  dem  Anknüpfen  von! 
Verhandlungen — entschloß  ich  mich,  nachdem  ich  mich  mit  dem  Kom 
mandeur  der  Schutztruppe  verständigt  hatte,  bei  Botha  den  Abschluß 
eines  kurzen  Waffenstillstandes  zum  Zweck  einer  persönlichen  Be 
sprechung  in  Anregung  zu  bringen.  Botha  ging  sofort  auf  die  Anregung 
ein  und  am  21.  Mai  1915  fand  die  Begegnung  bei  Giftkuppe,  zwischeij 
Omaruru  und  Karibib  statt.  Unsererseits  nahmen  an  der  Verhandlung 
außer  mir  der  Kommandeur  Oberstleutnant  Franke,  sein  General 
Stabsoffizier  Hauptmann  Trainer  und  als  Dolmetscher  Leutnant  d.  R 
Hacklaender  teil.  Von  gegnerischer  Seite  waren  General  Botha  selbst 
sein  Stabschef,  der  englische  Oberst  Collier,  der  Burenoberst  Bock  unc 
einige  jüngere  Offiziere  erschienen,  darunter  ein  offenbar  von  deutsche! 
Eltern  abstammender  Leutnant  Richter  als  Dolmetscher.  Im  erstei 
Teile  der  Unterredung  schien  es,  als  ob  General  Botha  nicht  abgeneig 
sei,  auf  einen  dauernden  Waffenstillstand  einzugehen.  Er  erklärt 
unter  anderem,  daß  es  ihm  vor  allem  darauf  ankäme,  beim  Friedens 
Schluß  ein  Pfand  in  Händen  zu  haben  und  fragte  mich,  ob  ich  ihm  di 
Zusage  geben  könne,  daß,  auch  wenn  jetzt  ein  Waffenstillstand  z 
Stande  käme,  beim  Friedensschluß  das  ganze  Schutzgebiet  als  von  dei 
Unionstruppen  besetzt  gelten  solle.  Ich  erwiderte  ihm,  daß  ich  mi 
eurer  solchen  Zusage  über  meine  Befugnisse  gehen  würde,  erklärt 
mich  aber  bereit,  die  Frage  telegraphisch  dem  Reichskanzler  vorzu 
legen  und  bat  ihn,  ein  entsprechendes  Telegramm  durchzulasser 
Mir  kam  es  vor  allen  Dingen  darauf  an,  Zeit  zu  gewinnen,  da  ich  mi 
Rücksicht  auf  unsere  damaligen  Erfolge  in  Rußland  den  Frieden  für  nah 
bevorstehend  hielt.  An  diesem  Punkte  wurden  die  Verhandlung 
abgebrochen  und  eine  Mittagspause  gemacht.  Nach  der  Pause  ändert 
Botha  seine  Haltung  ganz  und  gar.  Er  stellte  nunmehr  klipp  und  kla 
das  Verlangen:  ich  sollte  ihm  das  ganze  Schutzgebiet  formell  übei 
geben,  dann  werde  er  der  Schutztruppe  ehrenvolle  Bedingungen  b( 
willigen.  Auf  meine  Frage,  wie  diese  Bedingungen  lauteten,  erhie 
ich  die  Antwort,  die  werde  er  nach  erfolgter  Übergabe  des  Schut: 
gebiets  festsetzen.  Ich  erklärte  ihm  darauf,  daß  ich  zu  einer  formelle 
Übergabe  des  Schutzgebiets  nicht  berechtigt  sei,  da  eine  solche  Ube: 
gäbe  den  Entschließungen  der  deutschen  Regierung  bei  spätere 
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riedensverhandlungen  vorgreifen  würde,  daß  ich  auf  der  andern 
eite  auch  nicht  so  naiv  sei,  einen  Vertrag  abzuschließen,  in  dem  ich 
Lin,  dem  Feinde,  überließe,,  die  ehrenvollen  Bedingungen  festzu- 
tzen,  die  er  der  Schutztruppe  gewähren  wolle.  Fieber  solle  der  Kampf 
eitergehen,  als  daß  ich  meinen  Kopf  in  eine  Schlinge  stecke,  die  er 
lr  zuzuziehen  brauche.  Damit  war  die  Unterredung  zu  Ende  und  wir 
aren  am  Schlußakt  des  Dramas  angekommen,  dessen  Ausgang  für 
den  Beteiligten  außer  Zweifel  stand,  dessen  Dauer  lediglich  von  dem 
empo  des  Vorgehens  Bothas  abhing. 

ENDE  DES  KAMPFES. 

Noch  einen  vollen  Monat,  bis  zum  21.  Juni  1915  blieb  Botha  im 
esentlichen  in  seinen  bisherigen  Stellungen  stehen,  und  man  muß 
ch  immer  wieder  nach  dem  Grund  dieses  Zauderns  fragen.  Da  die 
isenbahn  Swakopmund-Usakos,  und  zwar  in  Kapspur,  nicht  in 
iserer  Kleinbahnspur,  schon  Ende  Mai  wieder  betriebsfähig  sein 
ußte  und  die  geringfügigen  Zerstörungen,  die  wir  beim  Rückzuge 
if  den  Strecken  Keetmanshoop -Windhuk  und  Windhuk-Karibib 
itten  ausführen  können,  in  ganz  kurzer  Zeit  wiederherzustellen  waren, 

> kann  der  Grund  in  der  notwendigen  Sicherung  der  rückwärtigen 
erbindungen  nicht  zu  suchen  sein.  Auch  die  an  sich  pedantische  und 
ethodische  Art  Bothas  kann  dieses  wochenlange  Zaudern  nicht  ge- 
igend erklären.  Man  muß  so  auf  den  Gedanken  kommen,  daß  an 
m immer  wiederkehrenden  Gerüchten  über  Unzufriedenheit  unter 
nem  Teil  der  Truppen  Bothas  doch  etwas  Wahres^  war,  zumal  mir 
otha  selbst  nach  der  Übergabe  von  Korab  erklärte,  er  habe  etwa 
) 000  Mann  im  Schutzgebiet  gehabt,  in  den  letzten  Wochen  aber 

> 000  Mann  zurückgeschickt.  Wahrscheinlich  hat  es  sich  dabei  um 
isichere  Elemente,  namentlich  Buren  aus  dem  Oranje-Freistaat 
:handelt  und  Botha  wollte  den  letzten  Schlag  nur  mit  Truppen  führen 
iren  er  unbedingt  sicher  war.  Soviel  ich  feststellen  konnte,  bestanden 

der  Tat  seine  Truppen  im  letzten  Stadium  des  Krieges  im  wesent- 
:hen  aus  Kolonialengländern  und  den  ihm  persönlich  treu  ergebenen 
ransvaalburen. 

Am  21.  Juni  1915  erhielt  ich  die  Meldung,  daß  die  Engländer  von 
len  Seiten  gegen  Otjiwarongo  und  den  Waterberg  vorgingen  und  der 
ückzug  der  Schutztruppe  auf  Otavi  und  Otavifontein  angeordnet  sei. 
h begab  mich  am  25.  Juni  zu  einer  Besprechung  über  die  Tage  zu 
an  Kommandeur  nach  Otavi.  Oberstleutnant  Franke  und  sein  Ge- 
iralstabsoffizier  setzten  mir  in  eingehender  Verhandlung  ausein- 
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ander,  daß  weder  bei  Kalkfeld  noch  am  Waterberg  ein  Widerstand 

möglich  sei,  da  bei  der  zahlenmäßigen  Überlegenheit  der  Engländer  -4 
die  anmarschierenden  feindlichen  Truppen  wurden  auf  Grund  der  ein 
gelaufenen  Meldungen  auf  rund  20  000  Mann,  mindestens  aber  15  00. 
Mann  geschätzt  — in  beiden  Stellungen  eine  sofortige  Umgehung  zj 
befürchten  sei.  Otavi  und  Otavifontein  sollten  so  lange  wie  möglic 
gehalten  werden,  an  einen  Erfolg  des  Widerstandes  sei  aber  nur  z 
denken,  wenn  es  gelinge,  die  Engländer  zum  Angriff  auf  die  bt 
Km  500  der  Otari-Bahn  in  Vorbereitung  befindliche  Stellung  am  sq 
genannten  Sargdeckel  zu  verleiten.  Mache  aber  der  Feind,  wie  zu  ei 
warten  sei,  eine  größere  Umgehung  über  Grootfontein  auf  Tsurnef 
so  sei  auch  diese  Stellung  unhaltbar  und  es  bliebe  nur  der  Rückzug  ad 
Namutoni.  Nach  eingegangenen  Nachrichten  bereite  Botha  bereill 
einen  Angriff  auf  Namutoni  über  Outjo  vor,  dem  wir  keine  Truppd 
entgegenstellen  konnten.  Unser  Schicksal  war  damit  besiegelt,  zum« 
wir  uns  in  Namutoni,  selbst  wenn  wir  es  vor  den  Engländern  erreichte! 
wegen  des  Mangels  an  Süß  wasser  und  Weide  nicht  lange  halten  konnte 
An  einen  Rückzug  ins  Amboland  war  wegen  der  dort  herrschende) 
Hungersnot  nicht  zu  denken  und  den  Okavango  hätten  wir  bei  deij 
heruntergekommenen  Zustande  der  Reit-  und  Zugtiere,  ganz.abgj 
sehen  von  dem  Wassermangel  auf  dem  Wege  dorthin,  mit  der  Trupp 
nicht  mehr  erreicht.  Es  wurde  damals  schon  die  Frage  aufgeworfej 
ob  es  nicht  an  der  Zeit  sei,  erneut  mit  Botha  zu  verhandeln.  Ich  konnj 
mich  dazu,  angesichts  der  Bedingungen,  die  Botha  bei  Giftkupd 
gestellt  hatte,  nicht  entschließen,  zumal  ich  immer  noch  wenigste! 
auf  einen  Teilerfolg  hoffte,  der  uns  vielleicht  zu  günstigeren  Bedi 
gungen  verhelfen  würde.  Für  mich  entstand  nunmehr  die  Frad 
was  aus  mir  selbst  werden  sollte.  Die  Verwaltung  in  Grootfontel 
mußte  aufgelöst  werden,  ich  ließ  alles,  was  irgendwie  für  den  Fand  vj 
Interesse  sein  konnte,  darunter  auch  meine,  von  Tag  zu  Tag  weitd 
geführten  Berichte  über  Beginn  und  Verlauf  des  Krieges  vernichte 
die  wenigen  noch  übrigen  Beamten  traten  entweder  in  die  Schut| 
truppe  ein  oder  warteten  in  Tsumel  das  Ende  ab.  Der  Plan,  n 

wenigen  Begleitern  nach  dem  Okavango  zu  ziehen,  hätte  nur  dann  S11 
gehabt,  wenn  die  Möglichkeit  bestanden  hätte,  nach  Ostafrika  g 
langen’ zu  können.  Dafür  aber  war  bei  dem  absoluten  Mangel 
Kartenmaterial,  an  Proviant  und  Trägern  nicht  die  geringste  Ai 
sicht.  Das  einzig  Richtige  war,  zur  Truppe  zu  gehen,  deren  Schicks: 
zu  teilen  und  zu  versuchen,  für  das  Rand  erträgliche  Beingung 
bei  dem  bevorstehenden  Zusammenbruch  zu  erlangen.  Ich  fragte  d< 
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Ib  Oberstleutnant  Franke,  ob  es  nicht  zweckmäßig  sei,  daß  ich  mich 
zt  schon  zur  Truppe  begebe.  Auf  seinen  Rat  ging  ich  zunächst 
ch  Grootfontein  zurück  und  es  wurde  verabredet,  daß  ich  mich  auf 
te  entsprechende  Mitteilung  des  Kommandos  nach  Gaub  begeben 
Ite,  das  ebenso  wie  Guchab  zum  Schutz  der  linken  Flanke  von  der 
uppe  besetzt  wurde. 

Am  i.  Juli  vormittags  n Uhr  kam  die  Nachricht,  daß  der  Feind 
)tzlich  mit  überlegenen  Kräften  Otavi  und  Otavifontein  angegriffen 
tte  und  wir  beide  Orte  nach  schweren  Verlusten,  und  zwar  auch  auf 
iten  des  Feindes,  räumen  mußten.  Ich  konnte  nähere  Nachrichten 
Taufe  des  Tages  nicht  erhalten.  Ich  begab  mich  am  nächsten  Tag 
t Oberstleutnant  Bethe,  dem  Inspekteur  der  Landespolizei,  der 
gleich  als  mein  militärischer  Berater  fungierte,  meinem  Adjutanten, 
utnant  d.  R.  Graf  Schwerin  und  einigen  Polizeibeamten  nach  Gaub, 
s von  einer  Kompagnie  der  Schutztruppe  besetzt  war.  In  der  Nacht 
if  ein  Telegramm  des  Kommandeurs  ein,  das  keinen  Zweifel  mehr 
rüber  übrig  ließ,  daß  wir  einer  Katastrophe  in  den  nächsten  Tagen 
t gegengingen.  Ich  ritt  deshalb  am  nächsten  Morgen  nach  Korab 
)hin  auch  der  Kommandeur  von  Tsumel  aus  kam.  Nach  meiner  An- 
.nft  in  Korab  hatte  ich  eine  lange  Beratung  mit  dem  Kommandeur, 
j mtlichen  Stabsoffizieren  und  Offizieren  vom  Stabe  des  Kommandos, 
j e Lage  wurde  dahin  erläutert,  daß  die  Truppe  durch  das  Gefecht 
i Otavi  schwer  erschüttert  sei,  jeden  Augenblick  die  Nachricht  von 
r Besetzung  Namutonis  und  ein  Angriff  auf  Tsumeb  zu  erwarten, 
ier  weitere  Widerstand  aber  aussichtslos  sei  und  nur  sofortige  Ver- 
edlungen mit  General  Botha  die  Truppe  vor  dem  sicheren  und  nutz- 
$en  Untergang  retten  könne.  Dem  Deutschtum  im  Lande  aber  werde 
Lrch  einen  Vernichtungskampf  ein  unwiederbringlicher  Schade  zu- 
fügt, da  gerade  die  erfahrensten  und  tüchtigsten  Farmer  in  einem 
lchen  Kampfe  unnütz  geopfert  würden.  Ich  machte  darauf  auf- 
crksam,  daß  General  Botha  bei  den  Verhandlungen  in  Giftkuppe 
e formelle  Übergabe  des  Schutzgebiets  von  mir  verlangt  habe,  ich 
ich  aber  zu  einer  derartigen  Erklärung  niemals  entschließen  würde, 
ch  hatte  den  dringenden  Verdacht,  daß  Botha  auf  Grund  einer  dar- 
! tigen  Erklärung  schon  während  des  Krieges  die  Annexion  des  Schutz- 
biets durch  die  südafrikanische  Union  aussprechen  werde,  um  beim 
dedensschluß  nicht  nur  Deutschland,  sondern  auch  England  vor  eine 
älendete  Tatsache  stellen  zu  können).  Da  ich  der  Ansicht  war,  daß 
mehmbare  Bedingungen  von  Botha  nur  zu  erreichen  seien,  wenn  es 
is  im  letzten  Moment  noch  gelinge,  wenigstens  einen  militärischen 
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Teilerfolg  zu  erringen,  so  stellte  ich  die  Frage,  ob  es  nicht  jetzt  noch 
möglich  sei,  den  größten  Teil  der  Truppe  nach  Gaub  zu  schicken  und 
dort  den  Buren  eine  Schlappe  beizubringen.  Die  Frage  wurde  allgell 
mein  verneint.  Ich  erklärte  mich  darauf  bereit,  mit  Botha  in  Verl 
handlungen  einzutreten.  Wie  notwendig  es  war,  wenn  nicht  der  letztej 
noch  mögliche  Zeitpunkt  verpaßt  werden  sollte,  wurde  mir  vollständig  j 
klar,  als  am  Abend  des  4.  Juli  die  Reste  der  bei  Gaub  geschlagenen  I 
Abteilung  Kleist  im  Lager  bei  Korab  eintrafen.  Durch  die  Wegnahme, 
von  Gaub  und  die  am  6.  Juli  vormittags  trotz  des  inzwischen  abge- 
schlossenen Waffenstillstandes  erfolgte  Besetzung  Tsumebs  waren  wir 
von  allen  Seiten  durch  eine  feindliche  Truppenmacht  von  insgesamt ; 
24  000  Mann  eingeschlossen.  Vom  4.  bis  9.  Juli  dauerten  die  Verband-  j 
hingen,  zuletzt  noch  drohte  alles  zu  scheitern,  weil  die  südafrikanische  j 
Regierung  die  von  Botha  im  Prinzip  genehmigten  Bedingungen  in 
mehreren  Punkten  wesentlich  verschärfte.  Mir  selbst  war  in  diesen 
Tagen  mehr  und  mehr  die  Überzeugung  gekommen,  daß  weder  ein« 
Durchbruch  noch  ein  erfolgreicher  Widerstand  gegen  einen  feindlichen 
Angriff  möglich  sei.  Die  Reit-  und  Zugtiere  waren  mit  wenigen  Aus-  j 
nahmen  in  gänzlich  heruntergekommenen  Zustand,  was  nicht  zu  ver- 
wundern ist,  da  die  Tiere,  abgesehen  von  Offiziers-  und  Patrouillen- 
pferden,  seit  Monaten  kein  Korn  Kraftfutter  mehr  erhalten  konnten. 
Täglich  wurden  die  abgemagerten  und  abgetriebenen  Tiere,  von  denen 
viele  sich  mühsam  dahinschleppten,  an  meinem  Zelte  vorüber  zur 
Tränke  geführt,  fortgesetzt  knallten  die  Schüsse,  mit  denen  vor  der 
Front  die  gänzlich  niedergebrochenen  Tiere  erschossen  wurden.  DieJ 
Truppe  war  in  engem  Kreis  in  Stärke  von  3400  Mann,  darunter  noch  , 
rund  1200  Mann  der  aktiven  Truppe,  um  die  Wasserstelle  von  Korab 
zusammengezogen.  Die  Verpflegung  hätte,  abgesehen  von  frischem 
Fleisch,  das  gänzlich  fehlte,  noch  bis  zum  21.  Juli  gereicht.  Für  dieS 
gute  Haltung  der  Truppe  spricht  die  Ruhe,  die  in  diesen  schweren 
Tagen  im  hager  herrschte.  Aber  die  Leistungsfähigkeit  eines  großen! 
Teiles  der  Mannschaften  war  erheblich  beschränkt.  Das  kam  daher,! 
daß  der  größte  Teil  der  Truppen  elf  Monate  lang  dauernd  am  Feind  1 
gelegen  hatte  und  infolgedessen  auch  an  sich  kräftige  Naturen  unter 
der  Einwirkung  des  Klimas  an  Herzschwäche  litten,  sodann  aber  auch« 
’ daher,  daß  wir  abgesehen  von  den  wenigen  Männern,  die  zur  Er-J 
nährung  der  Bevölkerung  auf  den  Farmen  belassen  werden  mußten, 
jeden  Mann  eingezogeri  hatten,  der  ein  Gewehr  tragen  konnte.  Be-'I 
sonders  das  Infanterie-Bataillon  von  400  Mann,  in  das  die  nach  dem  j 
Norden  geretteten  Reste  der  ursprünglichen  Ortsbesatzungen  ein-J 
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gereiht  waren,  bestand  zum  größeren  Teil  aus  Leuten,  die  $iuch  bei 
den  mildesten  Anforderungen  weder  als  feld-  noch  als  garnisondienst- 
fähig bezeichnet  werden  konnten.  Es  wäre  tatsächlich  im  Falle  eines 
feindlichen  Angriffs  nur  ein  verzweifelter  Vernichtungskampf  übrig 
^eblieben,  durch  den  politisch  und  militärisch  nichts  gewonnen,  dem 
Deutschtum  im  Lande  aber  durch  den  Verlust  vieler  erfahrener  Farmer 
und  den  Abtransport  des  Restes  der  Schutztruppe  nach  Südafrika 
ein  tödlicher  Schlag  versetzt  worden  wäre.  Verschwand  die  Truppe 
samt  den  Beamten  aus  dem  Schutzgebiet  — und  das  wäre  zweifellos 
die  Folge  eines  Vernichtungskampfes  gewesen  — so  war  der  Feind 
an  einer  systematischen  Ausräubung  des  Landes  nicht  zu  hindern, 
während  die  Anwesenheit  der  Beamten  und  der  Truppe,  selbst  wenn 
sie  interniert  war,  der  feindlichen  Verwaltung  immerhin  eine  gewisse 
Zurückhaltung  auflegte.  Dazu  kam  die  Rücksicht  auf  die  Eingeborenen. 
Wurde  die  Truppe  entwaffnet  und  im  Triumph  nach  Südafrika  ab- 
geführt, so  war  es  mit  unserm  Ansehen  bei  den  Eingeborenen  voibei. 
Die  deutschen  Frauen  und  Kinder  waren  auf  den  meisten  barmen 
schutzlos  aufrührerischen  Eingeborenen  preisgegeben,  denn  von  den 
Engländern,  deren  Politik  von  Anfang  an  auf  Aufhetzung  der  Ein- 
geborenen gegen  alles  Deutsche  ausgegangen  war,  konnte,  wie  der 
Bastardaufstand  zeigte,  ein  wirksamer  Schutz  von  Frauen  und  Kindern 
nicht  erwartet  werden.  Gerade  dieses  Moment  wurde  mir  immer 
wieder  entgegengehalten  und  noch  im  letzten  Augenblick,  als  die 
Verhandlungen  au  den  verschärften  Bedingungen  der  Unionsregierung 
zu  scheitern  drohten,  bat  mich  ein  Vertreter  der  eingezogenen  Farmer 
dringend,  die  Verhandlungen  nicht  abzubrechen,  wenn  die  gestellten 
Bedingungen  irgendwie  mit  der  Waffenehre  der  Ü ruppe  vereinbar 
seien  und  es  erreicht  werden  könne,  daß  die  Farmer  von  der  Inter- 
nierung ausgeschlossen  und  auf  ihre  Farmen  entlassen  würden.  Ich 
konnte  deshalb  den  versammelten  Hauptleuten  der  Schutztruppe 
auf  die  Frage,  ob  in  der  Annahme  der  Übergabebedingungen  ein  Opfer 
der  Schutztruppe  für  das  Land  zu  senen  sei,  diese  Frage  mit  gutem 
Gewissen  bejahen.  Am  9-  Juli  kam  auf  Grund  mündlicher  Verhand- 
lungen der  als  Anlage  beigefügte  Übergabevertrag  zu  Stande,  dem 
Botha  auf  mein  Verlangen  mündlich  die  ausdrückliche  Zusicherung 
beifügte,  daß  die  Bestimmungen  der  Haager  Konvention  eingehalten, 
das  Privateigentum  der  Deutschen  nicht  angetastet  und  niemand 
strafrechtlich  verfolgt  werden  dürfe  für  Handlungen,  die  er  während 
des  Krieges  in  Ausübung  seines  Amtes  oder  auf  Befehl  seiner  Vor- 
gesetzten vorgenommen  habe.  Ausgenommen  sollten  nur  Taten  sein, 
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die  sich  nach  dem  Reichsstrafgesetzbuch  als  gemeine  Verbrechen 
charakterisierten. 

Im  allgemeinen  hat  sich  auch  die  Unionsregierung  an  die  Be||| 
dingungen  des  Vertrags  gehalten.  Alle  Zivilpersonen  wurden  entlasset! 
und  konnten  frei  ihrem  Beruf  nachgehen.  Die  nach  Südafrika  gegen 
alle  Grundsätze  des  Völkerrechts  deportirten  Deutschen,  darunter  | 
die  gesamte  Bevölkerung  Rüderitzbuchts  wurden  nach  dem  Schutz-  j 
gebiet  zurückgebracht,  die  deutschen  Schulen  blieben  unter  unserer  \ 
eignen  Aufsicht  bestehen.  Wir  haben  die  deutschen  Schulen  während 
der  Okkupationszeit  nicht  nur  erhalten,  sondern  dem  Anwachsen  der. 
Zahl  der  schulpflichtigen  Kinder  entsprechend  ausgebaut.  Die  Selbst- 
verwaltung der  Gemeinden  und  der  ländlichen  Bezirke  blieb  unter 
Aufsicht  der  englischen  Bezirksbeamten  bestehen.  Die  deutschen 
privaten  Krankenhäuser  und  das  Erholungsheim  des  Roten  Kreuzes.  s 
in  Swakopmund  konnten  ihren  Betrieb  weiterführen,  bezw.  wieder- 
eröffnen. Als  Kommissar  für  die  Vertretung  der  deutschen  Interessen 
hatte  ich  auf  Grund  des  Vertrags  von  Korab  den  Finanzreferenten  des  j 
Gouvernements,  Regierungsrat  Kastl  bestellt.  Er  hat  diese  schwierige  j 
Stellung  in  nie  ermüdender,  aufreibender  Tätigkeit  mit  Takt  und  j 
Geschick  bis  zuletzt  wahrgenommen.  Das  Rand  behielt  seinen  Charakter 
als  deutsches  Rand,  der  Zweck  des  Übergabevertrags  wurde  erreicht:« 
selbst  die  Eingeborenen  verloren  sehr  bald,  die  hie  und  da  aufgetauchte  ' 
Neigung  zur  englischen  Herrschaft  und  sehnten  die  deutsche  Ver-  j 
waltung  zurück.  Da  kam  der  Waffenstillstand  vom  November  1918.  J 
An  den  Vertrag  von  Korab  hatte  bei  Abschluß  des  Waffenstillstandes  I 
offenbar  niemand  gedacht.  Als  auf  die  erste  Nachricht  von  den  bevor-  j 
stehenden  Ausweisungen  Regierungsrat  Kastl  gegen  eine  solche  Maß-  J 
nähme  Protest  einlegte,  wurde  ihm  erwidert,  auf  den  Vertrag  von  | 
Korab  könne  er  sich  nicht  mehr  berufen,  dieser  sei  durch  den  Waffen-  I 
Stillstand  hinfällig  gweorden.  Und  man  muß  es  den  Engländern 
lassen,  sie  haben  die  Aufhebung  des  Vertrags  von  Korab  gründlich f 
ausgenützt.  Über  6000  Deutsche,  Beamte,  Schutztruppe,  Farmer  1 
Kaufleute  und  fast  sämtliche  deutsche  Arbeiter  wutden-  gewaltsam  1 
aus  dem  Rande  weggeführt.  Was  die  englische  Politik  aber  nicht  zu  i 
vernichten  vermochte,  das  ist  der  starke  Einschlag  deutschen  Wesens  .} 
und  deutscher  Kultur,  den  unsere  dreißigjährige  Arbeit  dem  Rande 
gegeben  hat.  Wir  haben  ein  Rand  verloren,  dessen  Wirtschaft  auf-  ,] 
gebaut  ist  mit  dem  Schweiße  deutscher  Arbeit,  dessen  Boden  gedüngt  1 
ist  mit  deutschen  Blut  und  benetzt  von  den  Tränen  deutscher  Mütter.  I 
Aber  angesichts  des  Gesamtergebnisses  dieses  Krieges,  dessen  Zweck  ,1 
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die  Vernichtung  deutschen  Wesens  und  deutscher  Kultur  war,  wird 
sich  auch  der  Engländer  fragen  müssen,  ob  denn  in  der  Tat  sein  Volk 
der  wahre  Sieger  ist,  ob  vielmehr  der  Ausgang  dieses  Krieges  mit 
seiner  Umwälzung  aller  nationalen  und  wirtschaftlichen  Beziehungen 
nicht  auch  den  Anfang  bedeutet  vom  Ende  der  britischen  Weltherr- 
schaft. 


BEDINGUNGEN  DER  ÜBERGABE 
DER  STREITKRÄFTE  DES  SCHUTZGEBIETS  VON 

D.-S.-W.-AFRIKA. 

wie  sie  gebilligt  sind  durch  das  Gouvernement  der  Union  von 
Südafrika  und  angenommen  von  Se.  Exzellenz  dem  Kaiserlichen 
Gouverneur  von  Deutsch- Südwestafrika  und  dem  Kommandeur  der  ge- 
nannten Streitkräfte  bei  km  500  an  der  Eisenbahn,  zwischen  Otavi 
und  Khorab  am  9.  7.  1915. 


1.  Die  Streitkräfte  des  Schutzgebiets  von  Deutsch- Süd westafrika 
(in  der  Folge  als  Schutzgebiet  bezeichnet),  welche  im  Felde  unter  Waffen 
übrig  geblieben  und  zur  Verfügung  des  Kommandeurs  der  genannten 
Schutztruppe  stehen,  werden  hierdurch  an  General  Right  Honourable 
EouisBotha,  Oberkommandierender  der  Streitkräfte  der  Union  über- 
geben. 

Der  Brigadegeneral  H.  T.  Eukin  C.  M.  G.,  D.  S.  O.,  als  Vertreter 
von  General  Botha,  soll  der  beauftragte  Offizier  sein  zur  Regelung 
der  Einzelheiten  der  Übergabe  und  ihrer  Ausführung. 

S 2.  Die  aktiven  Truppen  genannter  Streitkräfte  des  Schutzgebiets, 
welche  sich  nach  Ziffer  1.  dieses  Protokolls  ergeben,  sollen,  was  die 
Offiziere  anlangt,  ihre  Waffen  behalten  und  im  Fall  sie  ihr  Ehren- 
wort geben  wollen,  soll  ihnen  erlaubt  sein,  unter  diesem  Ehrenwort 
an  dem  Platz  zu  leben,  den  sie  sich  aussuchen.  Falls  aus  irgend 
einem  Grunde  die  Regierung  der  Union  von  Süd- Afrika  (in  der 
Folge  als  Unionsregierung  bezeichnet)  nicht  in  der  Tage  ist,  dem 
Wunsche  eines  Offiziers  in  bezug  auf  die  Wahl  seines  Aufenthalts 
zu  entsprechen,  wolle  der  Offizier  einen  anderen  Platz  wählen,  in 
bezug  auf  welchen  keine  Schwierigkeiten  bestehen. 

3.  Betreffs  der  anderen  Dienstgrade  der  aktiven  Truppen  unter 
den  Streitkräften  des  Schutzgebiets  sollen  diese  Rangklassen  unter 
angemessener  Bewachung  interniert  werden  an  einem  Platz  im 
Schutzgebiet,  den  die  Unionsregierung  dafür  aussuchen  wird.  Jeder 
4* 
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Unteroffizier  und  Mann  dieser  letztgenannten  Dienstgrade  soll  die 
Erlaubnis  erhalten,  sein  Gewehr  zu  behalten,  aber  keine  Munition 
Je  einem  Offizier  soll  es  erlaubt  sein,  zusammen  mit  den  anderen 
Rangklassen  interniert  zu  werden  bei'  der  Artillerie,  bei  dem  Rest 
der  aktiven  Truppe  und  bei  der  Polizei. 

4.  Alle  Reservisten  (Landwehr,  Landsturm)  aller  Dienstgrade,  der 
genannten  Schutztruppe,  die  jetzt  unter  Waffen  im  Feld  stehen, 
(mit  Ausnahme  der  in  Ziffer  6 unten  genannten)  sollen  hei  der  Über- 
gabe ihre  Waffen  abgeben  und  in  solchen  Formationen,  als  es  am 
zweckmäßigsten  gefunden  wird  und  nach  Unterzeichnung  der  an- 
gehefteten Verpflichtung  die  Erlaubnis  erhalten,  nach  Hause  zurück- 
zukehren und  ihren  Zivilberuf  wieder  aufzunehmen. 

6.  Die  Offiziere  der  Reserve  (Landwehr,  Landsturm),  welche  sich 
nach  den  Bedingungen  des  § 1 unterwerfen,  sollen  die  Erlaubnis 
erhalten,  ihre  Waffen  zu  behalten,  vorausgesetzt,  daß  sie  die  Ver-  . 
pflichtung  unterschreiben,  die  in  § 4 erwähnt  ist. 

7.  Allen  Offizieren  genannter  Schutztruppe,  welche  die  oben  in 
§ 4 genannte  Verpflichtung  unterzeichnen,  soll  erlaubt  werden,  die- 
jenigen Pferde  zurückzubehalten,  welche  ihnen  in  ihrer  militärischen 
Dienststellung  normal  zustehen. 

8.  Die  Polizei  des  Schutzgebiets  soll,  soweit  sie  mobilisiert  war, 
ebenso  behandelt  werden,  wie  die  aktive  Truppe.  Diejenigen  Mit- 
glieder der  Polizei,  welche  auf  abgelegenen  Stationen  Dienst  tun, 
sollen  auf  ihren  Posten  verbleiben  bis  sie  durch  Unionstruppen  ab- 
gelöst werden,  damit  Leben  und  Eigentum  der  Nichtkombattanten 


geschützt  werden.  . j 

9.  Zivilbeamte  im  Dienste  der  Kaiserlich  Deutschen  Regierung  fj 
oder  des  Gouvernements  des  Schutzgebiets  sollen  die  Erlaubnis  j 
erhalten,  an  ihrem  Wohnsitz  zu  verbleiben,  vorausgesetzt  daß  sie  die 
oben,  Ziffer  4,  erwähnte  Verpflichtung  unterschreiben.  Aus  diesem 
Vertrage  soll  aber  nicht  herausgelesen  werden,  daß  irgend  ein  Bejj 
amter  berechtigt  ist,  die  Funktionen  seines  Amtes  auszuüben,  welche 
er  inne  hatte,  oder  Gehalt  von  der  Unionsregierung  zu  beanspruchen,  j 

10.  Mit  Ausnahme  der  Waffen,  welche  von  den  Offizieren  der 
Schutztruppe  und  von  den  übrigen  Dienstgraden  der  aktiven  Truppe  J 
wie  in  Ziffer  2 bestimmt  ist,  zurückbehalten  werden,  soll  alles  Kriegs-« 
material  (einschließlich  aller  Feld-  und  Gebirgsgeschütze,  Handwaffen 
und  Geschütz-  und  Handwaffenmunition)  und  das  gesamte  Eigenf 
tum  der  Regierung  des  Gouvernements  des  Schutzgebiets  zur  Ver» 
fügung  der  Unionsregierung  gestellt  werden. 
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ii.  Be.  Exzellenz  der  Kaiserliche  Gouverneur  soll  einen  Zivil- 
beamten des  Schutzgebietsdienstes  bestimmen,  welcher  ein  Verzeich- 
nis des  gesamten  Gouvernementseigentums  der  Zivilverwaltung  aus- 
händigen und  bei  sich  auf  bewahren  soll,  einschließlich  des  Verzeich- 
nisses, welches  der  Unionsregierung  nach  den  Bestimmungen  von 
Ziffer  io  oben  ausgehändigt  wird.  Der  Kommandeur  der  genannten 
Schutztruppe  soll  einen  Offizier  bestimmen,  welcher  ein  ähnliches 
Verzeichnis  von  allem  Gouvernementseigentum  der  Militärverwaltung 
des  Schutzgebiets  aushändigen  find  aufbewahren  soll. 

Gegeben  mit  unserer  Unterschrift  am  9.  7.  1915, 

gez.  Uouis  Botha,  gez-  Seitz, 

Generaloberkommandierender  der  Kais.  Gouverneur  von 
Truppen  der  Union  von  Südafrika  Deutsch- Süduestafrika. 

im  Felde. 

gez.  Franke, 

Oberstleutnant  und  Kommandeur 
der  Schutztruppe  für  Deutsch- Südwestafrika. 
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DIE  POLITIK  DER  SÜDAFRIKANI- 
SCHEN UNION  WÄHREND  DES 
GROSSEN  KRIEGES. 

Die  Politik,  welche  die  Südafrikanische  Union  während  des  gro- 
ßen Krieges  unter  Ueitung  des  Ministeriums  Botha-Smuts  und 
unter  dauernder,  wenn  auch  teilweise  nicht  sehr  enthusiastischer,  j 
Zustimmung  der  großen  Mehrheit  des  südafrikanischen  Parlaments  J 
eingehalten  hat,  ist  nur  verständlich,  wenn  man  einen  kurzen 
Rückblick  wirft  auf  die  staatliche  Entwicklung,  welche  Südafrika 
seit  dem  Burenkriege  genommen  hat.  Bei  Beginn  des  Burenkriegs 
bestand  Südafrika,  wenn  man  von  dem  im  ersten  Entwicklungs- 
stadium befindlichen,  der  Chartered-Company  von  Cecil  Rhodes  | 
überlassenen  Rhodesien  absieht,  aus  den  beiden  Burenrepubliken 
Transvaal  und  Oranje-Freistaat  und  den  beiden  englischen  Kolonien 
Capland  und  Natal.  In  allen  dieseu  4 Staatengebilden  war  neben 
den  Buren  auch  das  englische  Element  vertreten,  am  geringsten 
im  Oranje-Freistaat.  Im  Transvaal  hatte  das  Engländertum  seinen 
Hauptstützpunkt  in  Johannesburg  und  den  Minendistrikten  und 
hier  war  es  auch,  wo  bald  nach  dem  verunglückten  Jainesonraid 
die  sogenannte  Uitlander-Frage  • zum  Kampf  der  Republiken  gegen 
England  führte.  Dabei  muß  von  vornherein  betont  werden, 
daß  schon  vor  dem  Burenkrieg  sowohl  in  den  beiden  englischen  j 
Kolonien  Capland  und  Natal,  als  auch  im  Transvaal  eine  starke 
Partei  bestand,  welche  die  Vereinigung  Südafrikas  unter  englischer  1 
Flagge  anstrebte.  Diese  Partei  bestand  nicht  nur  aus  Eng-  •? 
ländern,  zu  ihr  müssen  auch  sehr  viele  alt-holländische  Elemente  im 
Capland  und  Natal  und  die  gesamten  Uitlanders  in  Transvaal  gerechnet  | 
werden.  Diese  Richtung,  deren  geistiges  Haupt  Cecil  Rhodes  war,  f 
entbehrte  einer  einheitlichen  Organisation,  viele  Anhänger  des  Oe-  1 
dankens  einer  Vereinigung  Südafrikas  unter  britischer  Flagge  waren 
mit  Cecil  Rhodes,  besonders  in  seiner  inneren  Politik  keineswegs  ; 
einverstanden,  aber  alle  standen  mehr  oder  minder  unter  dem  Ein- 
fluß des  englischen  Kapitalismus  und  sahen  das  Heil  Südafrikas  nur 
in  engem  Anschluß  an  England,  da  ihnen  nur  der  Schutz  der  englischen 
Flotte  und  die  Unterstützung  des  englischen  Kapitals  eine  erfolg- 
reiche materielle  Entwicklung  Südafrikas  zu  ermöglichen  schien. 
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So  kam  es,  daß  die  Republik  Transvaal  mit  sehr  geteilten  Gefühlen 
in  ihren  Unabhängigkeitskampf  eintrat  und  während  des  ganzen 
Krieges  die  pro-englische  Partei  in  Transvaal  eine  unheilvolle  Rolle 
spielte.  Dieser  innere  Zwiespalt  trat  am  deutlichsten  darin  hervor, 
daß  nach  dem  Tode  des  politisch  zweifelhaften  Generals  Joubert 
zum  Obergeneral  der  Buren  Uouis  Botha  gewählt  wurde,  der  von  An- 
fang an  ein  Gegner  der  Politik  des  alten  Präsidenten  Krüger  und  ein 
Anhänger  der  Versöhnung  mit  England  gewesen  war  Botha  hat 
während  des  ganzen  Krieges  mit  Deutschland  bei  jeder  Gelegenheit 
bei  der  es  ihm  politisch  angebracht  erschien,  den  nach  England  nei- 
genden Teil  seiner  Doppel-Natur  zu  betonen,  immer  wieder  erklärt, 
daß  er  in  Natal  als  englischer  Untertan  geboren,  daß  er  ein  Gegner  der 
Politik  des  alten  Präsidenten  Krüger  gewesen  sei,  seinem  Adoptiv- 
vaterlande Transvaal  aber,  nachdem  einmal  der  Krieg  ausgebrochen 
sei,  bis  zum  Ende  treu  gedient  habe.  Jedenfalls  blieb  er  seinen  ange- 
borenen englischen  Sympathien  auch  nach  dem  Kriege  insofern  treu, 
als  er  sofort  nach  dem  Untergang  der  Burenrepubliken  eine  erfolg- 
reiche Tätigkeit  im  Sinne  einer  Versöhnung  mit  England  begann  und 
sich  zum  Haupte  derjenigen  Strömung  im  Burenvolk  machte,  die  in 
einer  Vereinigung  Südafrikas  unter  englischer  Flagge  ihr  Ideal  sah. 
Zunächst  gelang  es  ihm  auch,  den  größten  Teil  des  Burenvolkes  für 
seine  Bestrebungen  zu  gewinnen,  nur  wenige,  die  unentwegt  an  der 
Unabhängigkeit  der  alten  Republiken,  als  der  einzigen  Hoffnung 
auf  die  Erhaltung  ihres  Volkstums  festhielten,  standen  grollend  und 
mißtrauisch  bei  Seite.  So  entstand  unter  dem  Segen  des  englischen 
Imperialismus  im  Mai  1910,  die  Südafrikanische  Union,  die  das  Kap- 
land  und  Natal,  den  Oranje-Freistaat  und  Transvaal  zu  einem  britischen 
Dominium  mit  Selbstverwaltung  vereinigte.  In  dem  Parlament  der 
neuen  Union  beherrschte  Botha  mit  seiner  Partei  vollkommen  die 
Situation.  Alles  schien  gut  zu  gehen,  da  den  Buren  vorgeschmeichelt 
wurde,  daß  sie  als  stärkste  Partei  mit  Hilfe  einer  aus  ihnen  gebildeten 
Regierung  die  Union  beherrschten,  und  Englands  kluge  Politik  die 
materiellen  Interessen  der  Union  in  ausgiebigster  Weise  unterstützte. 
Bald  aber  wurde  es  wenigstens  einem  Teile  des  Burenvolkes  klar, 
daß  die  Herrlichkeit  nur  Schein  war,  daß  die  materielle  Wohlfahrt 
nur  einer  langsamen  aber  sicheren  Stärkung  des  Engländertums  zu 
gute  käme  und  zuletzt  das  eigene  Volkstum  die  Zeche  bezahlen  müsse. 
So  erhob  sich  langsam  eine  Opposition  gegen  Botha  in  der  eigenen 
Partei,  die  in  dem  von  englischen  Einfluß  am  wenigsten  durchseuchten 
Freistaat  ihre  Hauptstütze  hatte  und  schließlich  im  Jahre  1912  mit 
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dem  Austritt  des  Generals  Hertzog  aus  dem  Botha- Kabinett  und  der 
Bildung  einer  selbständigen  Burenpartei,  der  Nationalisten,  ihren 
äußeren  Ausdruck  fand.  Wie  weit  zu  diesem  Entschlüsse  Hertzogs 
die  Ergebnisse  der  Londoner  Reichskonferenz  vom  Jahre  1911,  an  der 
Botha  als  Premierminister  der  Union  teilnahm,  beigetragen  haben, 
bleibt  vorläufig  unaufgeklärt-  Jedenfalls  hat  Botha  damals  schon  der 
britischen  Reichsregierung  in  bindender  Weise  seine  Unterstützung 
für  den  Fall  eines  Krieges  mit  Deutschland  zugesagt.  Denn  als  ihm  bei 
der  Zusammenkunft  zu  Giftkuppe  im  Mai  1915  der  Gouverneur  von 
Süd westafrika  die  Frage  vorlegte,  warum  die  Union  bei  Beginn  des 
Krieges  im  August  1914  nicht  neutral  geblieben  sei,  obwohl  von  Süd- 
westafrika  jede  Feindseligkeit  gegen  die  Union  vermieden  worden  sei, 
antwortete  Botha,  der  Gouverneur  müsse  doch  wissen,  daß  es  bei 


Beginn  des  Krieges  zu  Verhandlungen  zu  spät  gewesen  sei,  da  er, 
Botha,  sich  schon  vor  Jahren  in  London  festgelegt  habe.  Botha  kam 
im  Laufe  der  Verhandlungen  nochmals  spontan  auf  diesen  Punkt  | 
zurück  und  erklärte  wiederholt,  er  sei  durch  die  in  London  gegebene 
Zusage  gebunden.  Wie  weit  diese  Zesage  ursprünglich  ging,  muß  vor- 
läufig dahingestellt  bleiben,  jedenfalls  hat  nach  der  eigenen  Erklärung 
Bothas  die  britische  Reichsregierung  bei  Beginn  des  Krieges  nicht  die 


Eroberung  Südwestafrikas,  sondern  nur  die  Besetzung  der  Küsten- 
plätze und  die  Wegnahme  der  Großfunkenstation  in  Windhuk  ver-J 
langt.  Ob  die  Verpflichtungen,  die  Botha  im  Jahre  1911  der  englischen  vj 
Regierung  gegenüber  übernommen  hatte,  seinen  Kollegen  im  Mini- 
sterium  der  Union  bekannt  wurden,  erscheint  zweifelhaft.  Wahrschein- 
lich hatte  sich  Botha  — und  das  würde  seiner  vorsichtigen  Natur 
ganz  entsprechen  — nur  verpflichtet,  daß  die  Südafrikanische  Union  | 
im  Falle  eines  Krieges  Englands  sich  nicht  für  neutral  erkläre,  sondern  4 
sich  als  mit  den  Feinden  Englands  im  Kriegszustand  befindlich  be-  j 
trachte.  Eine  solche  allgemein  gehaltene  Erklärung  hat  Botha  auch 
auf  eine  Anfrage  im  Kapstädter  Parlament  abgegeben.  Über  die  j 
Leistungen,  welche  die  Union  in  einem  Kriegsfälle  für  England  zu 
übernehmen  hätte,  schwieg  er  sich  aus,  wahrscheinlich  waren  auch  in 
London  über  derartige  Leistungen  gar  keine  Abmachungen  getroffen 
worden.  War  es  doch  beiden  Parteien  klar,  daß  der  Krieg,  um  den  es  ' 
sich  allein  handeln  konnte,  ein  Krieg  mit  Deutschland  war,  und  das  j 
Objekt,  das  in  einem  solchen  Kriege  für  die  Südafrikanische  Union  in 
Frage  kam,  nur  Deutsch- Süd  westafrika  sein  konnte.  Da  es  aber  für! 
beide  Parteien  kaum  erwünscht  war,  über  das  endgültige  Schicksal! 
dieses  Objekts  allzu  eingehend  zu  verhandeln,  so  ist  wohl  auch  ü^erl 
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eventuelle  Kriegsleistungen  der  Union  nur  ganz  allgemein  gesprochen 
worden. 

Vielleicht  haben  diese  Verhandlungen  der  britischen  Reichskonferenz 
mit  den  Anstoß  zur  Gründung  der  Nationalistenpartei  gegeben.  Der 
innere  Grund  zur  Trennung  von  Botha  ist  jedenfalls  in  der  Erkenntnis 
zu  finden,  daß  die  Politik  Bothas  in  ihrem  Endergebnis  nicht  zu  einer 
Versöhnung  des  britischen  und  holländischen  Elements,  sondern  zur 
vollständigen  Vernichtung  des  letzteren  und  zu  seiner  Aufsaugung 
durch  das  an  Kapital,  Macht  und  Bildung  überlegene  Britentum 
führen  werde. 

Der  Einfluß  der  neuen  Partei  im  Parlament  war  zunächst  kein 
großer.  Die  Unionistenpartei,  die  ausgesprochene  Partei  des  englischen 
Kapitalismus,  die  in  sich,  abgesehen  von  den  Arbeitern,  die  ganze 
englische  Bevölkerung  Südafrikas  vereinigte,  stand  den  Nationalisten 
von  vornherein  absolut  feindlich  gegenüber  und  bildete  so  bei  jedem 
Konflikt  zwischen  Botha  und  den  Nationalisten  für  Botha  eine  Hilfe, 
die  mit  der  eigenen  Partei  Bothas,  der  Südafrika-Partei,  zusammen 
ihm  die  erdrückende  Mehrheit  im  Parlament  sicherte.  Auch  die  Ar- 
beiterpartei, die  ihrer  geringen  Anzahl  wegen  keine  ausschlaggebende 
Rolle  spielte,  war,  obwohl  sie  zur  Botha-Regierung  in  den  meisten 
Fragen  der  inneren  Politik  in  Opposition  stand,  den  Nationalisten 
von  vornherein  feindlich,  einmal,  weil  ihre  Anhänger  sich  in  über- 
wiegender Anzahl  aus  Briten  und  diesen  anhängenden  Elementen 
allen  möglichen  Ursprungs  zusammensetzten,  und  sodann,  weil  sie  in 
den  Nationalisten,  als  den  Vertretern  des  alten,  im  „Veidt“  sitzenden 
Burentums,  nichts  als  rückständige  Reaktionäre  sahen. 

Weit  bedeutender  als  im  Parlament  war  die  Rolle,  welche  die 
Nationalisten-Partei  von  vornherein  im  Volksleben  der  Union  spielte. 
Der  Gegensatz  zum  Engländertum  und  der  Anglisierungspolitik  der 
Botha-Regierung  hatte  wieder  einen  sichtbaren  Mittelpunkt  gefunden, 

- um  den  sich  alle  diejenigen  Buren  sammelten,  welchen  die  Erhaltung 
ihres  Volkstums  oberstes  Gesetz  war,  und  zwar  gleichviel,  ob  sie  ihr 
Ziel  innerhalb  der  Union  auf  gesetzlichem  und  friedlichen  Wege  oder 
durch  Wiederherstellung  der  alten  Burenrepubliken,  gegebenenfalls 
auch  unter  Anwendung  von  Gewalt  zu  erreichen  suchten.  Die  erste 
Richtung  war  vertreten  durch  den  offiziellen  Führer  der  Partei, 
General  Hertzog,  und  den  alten  Präsidenten  Stein,  die  zweite  durch 
den  General  Christian  de  Wet  und  den  zunächst  wenig  her  vor  tretenden 
\ General  Beyers,  der  beim  Ausbruch  des  Krieges  im  August  1914 
Kommandant  der  gesamten  defence  force  der  Union  war.  Seine 
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eigenen  Wege  ging  der  General  de  la  Rey,  der,  obgleich  er  sich  nicht 
förmlich  der  Nationalistenpartei  anschloß,  doch  ein  geschworener 
Feind  der  Engländer  blieb.  Der  Einfluß  der  Nationalisten- Partei 
im  öffentlichen  Leben  der  Union  war  so. groß,  daß  beim  Ausbruch  des 
Krieges  gegen  Deutschland  die  Gesamtheit  des  Burenvolkes  — einzig 
die  Intimen  von  Botha  und  Smuts  ausgenommen  — gegen  eine  aktive 
Beteiligung  am  Kriege  war.  Die  große  Mehrheit  der  Burenbevölkerung 
war  zweifellos  entschlossen,  jedem  Angriff  auf  das  Unionsgebiet 
entgegenzutreten,  dagegen  wenig  geneigt,  angriffs weise  gegen  die 
Deutschen  vorzugehen.  Aus  dieser  Stimmung  heraus  erklärt  sich 
die  vorsichtige  Haltung  Bothas  in  den  ersten  Wochen  des  Krieges 
und  sein  Streben,  unter  allen  Umständen  einen  Angriff  der  Deutschei) 
auf  das  Unionsgebiet  zu  konstruieren  und  so  für  die  Mehrheit  seiner 
Landsleute,  besonders  die  schwankenden  Elemente  in  seiner  eigenen 
Partei,  einen  ihrem  südafrikanischen  Fühlen  entsprechenden  Grund 
zum  Eingreifen  in  den  Krieg  zu  liefern.  Botha  hatte  sich  zunächst, 
nachdem  die  britischen  Reichstruppen  sich  schon  in  den  ersten  Tagen 
des  August  1914  nach  England  eingeschifft  hatten,  damit  begnügt,  eine 
allgemein  gehaltene  Erklärung  zu  veröffentlichen,  wonach  die  Union 
an  ihren  Verpflichtungen  gegen  England  festhalten  werde.  Er  hat 
auch,  ohne  daß  die  Öffentlichkeit  etwas  davon  erfuhr,  schon  am  10. 
August  sich  auf  Verlangen  der  englischen  Regierung  bereit  erklärt, 
Südwestafrika  anzugreifen.  Jedenfalls  bestand  die  Haupttätigkeit 
Bothas  in  den  ersten  Wochen  des  Krieges  darin,  sich  der  Zustimmung 
möglichst  vieler  einflußreicher  Buren,  besonders  der  Kommandanten 
der  defence  force,  zu  einem  Angriff  auf  Südwestafrika  zu  versichern. 
Nach  mündlichen  Berichten  aus  dem  Lager  der  späteren  Rebellen 
hat  Mitte  August  in  Pretoria  eine  Versammlung  von  64  Komman- 
danten der  defence  force  stattgefunden,  in  welcher  Botha  seinen  Plan 
zum  Angriff  Südwestafrikas,  und  zwar  zunächst  durch  Freiwillige 
vorlegte.  Mit  Ausnahme  von  Botha  und  Smuts  sollen  sämtliche 
Kommandanten  erklärt  haben,  daß  sie  zwar  einem  Einfall  der  Deut- 
schen mit  Gewalt  entgegentreten  würden,  für  einen  Angriff  auf  Süd- 
westafrika aber  nicht  stimmen  könnten,  solange  die  Deutschen  nicht 
selbst  angriffsweise  gegen  die  Union  vorgingen.  General  De  la  Rey 
soll  die  Versammlung  verlassen  haben  mit  der  Drohung,  falls  Süd- 
westafrika angegriffen  würde,  den  Vierkleur,  die  alte  Fahne  der 
Republik  Transvaal  aufzuziehen  und  den  Aufstand  zu  proklamieren. 
Mag  der  Bericht  über  diese  Versammlung  im  Rebellenlager  auch  in 
Einzelheiten  ausgeschmückt  worden  sein,  eine  Versammlung  dieser 
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Art  hat,  wie  Botha  in  seinem  Prozeß  gegen  den  Senator  Wolmarans 
zugab,  stattgefunden.  Botha  hat  in  derselben  erklärt,  daß  er  Süd- 
westafrika mit  Freiwilligen  anzugreifen  gedenke  und  muß  dabei  auf 
erheblichen  Widerstand  gestoßen  sein.  Denn  Botha  setzte  auf  der 
einen  Seite  die  Verhandlungen  mit  den  Burenführern,  die  ihm  feindlich 
oder  unentschlossen  schienen,  fort,  besonders  bei  einem  Aufenthalt 
in  Upington  im  Oktober  1914,  auf  der  andern  Seite  wußte  er  bei  den 
Verhandlungen  des  Parlaments  am  9.  September  durch  die  Behaup- 
tung, die  Deutschen  hätten  bei  Nakab  die  Grenze  überschritten  und 
sich  auf  dem  Gebiet  der  Südafrikanischen  Union  verschanzt,  seine 
Partei  für  den  Krieg  gegen  Süd  west  afrika  zu  gewinnen.  Der  Vorgang 
im  Parlament  ist  für  die  ganzen  Verhältnisse  in  Südafrika  so  be- 
zeichnend, daß  er  bei  einer  Schilderung  der  Politik  der  Union  nicht 
übergangen  werden  kann.  Man  ist  bei  Darstellung  des  Vorganges, 
da  es  einen  offiziellen  Parlamentsbericht  in  Südafrika  nicht  gibt, 
auf  die  nicht  sehr  vertrauenswürdigen  Berichte  der  Parteiblätter 
angewiesen,  die  hier  durch  die  Aussagen  Bothas  in  seinem  späteren 
Beleidigungsprozeß  gegen  den  Senator  Wolmarans  ergänzt  werden. 
Danach  hat  die  Unionsregierung  dem  Parlament  mit  dem  Antrag 
auf  Genehmigung  des  Angriffs  gegen  Südwestafrika  zu  gleicher  Zeit 
das  Projekt  des  Baues  einer  Eisenbahn  Prieska-Upington- Kalkfontein 
(letzteres  im  Schutzgebiet  von  Deutsch- Südwestafrika  gelegen)  vor- 
gelegt, welche  bei  Nakab  die  Grenze  überschreiten  sollte.  Auf  der 
Karte,  die  diesem  Projekt  beigegeben  war,  war  ursprünglich  die 
Station  Nakab  auf  deutschem  Gebiet  eingezeichnet  gewesen,  war 
aber  dort  ausradiert  und  nachträglich  auf  Unionsgebiet  eingezeichnet 
worden.  Um  seine  schwankenden  Anhänger  auf  seine  Seite  zu  ziehen 
und  allen  denen,  die  sich  geweigert  hatten,  gegen  Süd westafrika  zu 
kämpfen,  solange  nicht  ein  deutscher  Angriff  auf  das  Unionsgebiet 
erfolgt  sei,  einen  plausiblen  Grund  zum  Umschwenken  zu  geben, 
stellte  Botha  im  Parlament  die  Behauptung  auf,  die  Deutschen  hätten 
sich  bei  Nakab  auf  Unionsgebiet  verschanzt.  Für  die  Uage  von  Nakab 
berief  er  sich  dabei  auf  die  dem  Eisenbahnprojekt  beigefügte  Karte. 
Schon  während  der  Verhandlungen  im  Parlament  tauchte  nun  die 
Behauptung  auf,  Nakab  liege  auf  deutschem  Gebiete  und  die  dem 
Parlament  vorgelegte  Karte  sei' gefälscht.  Wie  sich  damals  Botha 
aus  der  Uage  zog,  ist  nicht  ganz  klar,  jedenfalls  wurde  der  Vorwurf 
der  Kartenfälschung  auch  später  gegen  Botha  erhoben  und  war  einer 
der  Gründe,  die  zum  Beleidigungsprozeß  Botha- Wolmarans  führten, 
ln  diesem  Prozeß  behauptete  nun  Botha,  er  habe  die  fragliche  Karte 
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zum  ersten  Mal  im  Parlament  gesehen  und  sich  bona  fide  auf  sie  be- 
rufen. Er  gab  zu,  daß  der  Ort  Nakab  auf  der  deutschen  Seite  aus- 
radiert und  auf  der  Unionsseite  eingezeichnet  sei.  Dies  sei  aber  ohne 
Wissen  und  Willen  der  Minister  — auch  der  Eisenbahnminister 
Burton  habe  um  die  Änderung  nicht  gewußt  — durch  einen  unter- 
geordneten Schreiber  oder  Zeichner  geschehen.  Botha  berief  sich  zu 
seiner  Entschuldigung  darauf,  daß  es  — was  er  bei  der  Verhandlung 
im  Parlament  nicht  gewußt!  — zwei  Orte  mit  Namen  Nakab,  einen 
auf  der  deutschen,  einen  auf  der  südafrikanischen  Seite  gebe,  hier 
handle  es  sich  um  das  südafrikanische  Nakab.  Nun  ist  es  richtig,  daß  j 
es  zwei  Nakab  gibt,  die  sich  unmittelbar  an  der  Grenze  gegenüber- 
liegen und  eine  deutsche  und  eine  südafrikanische  Grenzstation  be- 
herbergen. Die  Meldung,  daß  die  Deutschen  sich  bei  dem  südafrika- 
nischen Nakab  verschanzt  hätten,  soll  von  einem  Journalisten  oder 
Landmesser,  der  sich  in  der  Gegend  herumtrieb,  herrühren.  Leider 
vergaß  der  Premierminister  und  General  Botha  im  Parlament  mit-  - 
zuteilen,  daß  das  südafrikanische  Nakab  die  ganze  kritische  Zeit  über  | 
von  einem  Posten  der  permanent  force,  einem  Korporal  und  5 Mann 
besetzt  wer  und  erst  am  15  • September,  nachdem  die  permanent 
force  den  deutschen  Posten  Ramansdrift  überfallen  hatte,  nach  aus- 
drücklicher vorheriger  Warnung  von  den  Deutschen  angegriffen 
und  genommen  wurde.  Der  britische  Posten  Nakab  hat  nie  gemeldet  — 
und  er  konnte  es  auch  nicht—,  daß  die  Grenze  von  den  Deutschen 
überschritten  sei.  Das  ist  auch  nicht  geschehen,  weil  der  deutsche 
Gouverneur,  dem  die  Stimmung  der  Buren  bekannt  war,  verboten 
hatte,  die  Grenze  zu  überschreiten,  und  dies  Verbot  erst  aufgehoben  | 
hat,  nachdem  die  permanent  force  das  deutsche  Ramansdrift  über- 
fallen und  damit  den  Angriff  auf  Deutsch- Südwestafrika  begonnen 
hatte.  Jedenfalls  hatte  Botha  die  Genehmigung  des  Parlaments  zum 
Angriff  auf  Südwestafrika  erreicht  und  damit  die  Möglichkeit,  die 
defence  force  zwangsweise  zum  Kampf  gegen  die  Deutschen  zu  ver- 
wenden. Denn  in  der  defence  force  act  war  vorgesehen,  daß  die  defence 
force  zur  Verteidigung  des  Unionsgebietes  auch  außerhalb  dieses  j 
Gebietes  in  Südafrika  verwendet  ' werden  kann. 

Aber  der  Beschluß  des  Parlaments  hatte  eine  zweite,  von  Botha 
nicht  gewollte  und  kaum  erwartete  Wirkung.  Er  trieb  nicht  nur  nach  ; 
der,  in  ihren  Ursachen  durchaus  nicht  aufgeklärten  Erschießung  j 
de  la  Reys  die  radikalen  Anhänger  der  Nationalisten- Partei  unter 
Beyers,  Christian  de  Wet  und  Maritz  zur  offenen  Rebellion,  sondern 
er  riß  auch  im  Burenvolk  die  kaum  vernarbte  Wunde  von  neuem  auf M 
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Zwar  gelang  es  Botha,  da  er  die  gesamten  Machtmittel  der  Union 
in  Händen  hatte,  die  schlecht  organisierte  Rebellion  in  wenigen  Wochen 
niederzuwerfen  und  in  n monatlichem  Feldzug  mit  60  ooo  Mann  die 
5000  Südwestafrikaner,  von  denen  unter  normalen  Verhältnissen 
kaum  mehr  als  die  Hälfte  für  felddienstfähig  befunden  worden  wären, 
zu  Boden  zu  werfen,  und  zwar  nicht  zuletzt  mit  Hilfe  des  Aufstandes 
der  Rehobother  Bastards.  Aber  seine  Versöhnungspolitik  hatte  einen 
schweren  Schlag  erhalten.  Der  Haß  zwischen  Buren  und  Engländern 
erhielt  neue  Nahrung  und  bei  den  Wahlen  zum  Parlament  im  Herbst 
1915  kehrte  Hertzog  mit  28  Mann,  statt  mit  17  zurück.  Ja  die  Nationa- 
listen  behaupteten,  daß  sie  mehr  Burenstimmen  auf  sich  vereinigten 
als  die  Botha-Partei,  da  die  Anhänger  Bothas  in  vielen  Bezirken  nur 
mit  Hilfe  der  englischen  Stimmen,  in  der  Cap-Provinz  vielfach  nur 
mit  Hilfe  der  dort  stimmberechtigten  Farbigen  durchgedrungen 
seien.  Auch  in  der  eigenen  Partei  muß  um  diese  Zeit  die  Stimmung 
unsicher  gewordemsein,  denn  nur  so  erklärt  sich  die  Stellung  Bothas 
zu  den  Ende  1915  neu  aufgetretenen  Fragen. 

Die  Hauptfrage  lag  auf  dem  Gebiet  der  inneren  Politik  des  bri- 
tischen Reichs.  Gerade  um  die  Wende  der  Jahre  1915  und  16  wurde 
in  England  und  den  Kolonien,  nicht  zum  wenigsten  infolge  des  Auf- 
tretens des  australischen  Premier-Ministers  Hughes  in  England  selbst, 
lebhaft  die  Frage  einer  neuen  Organisation  des  britischen  Reiches 
erörtert.  Dabei  wurde  von  den  extremen  Imperialisten,  und  zwar  auch 
in  Südafrika,  das  Verlangen  laut  nach  einem  auch  von  den  Dominions 
beschickten  Refchsparlament.  Über  die  Befugnisse  dieses  Parlaments, 
besonders  auf  wirtschaftlichem  Gebiet,  wurden  sich  zwar  seine  Be- 
fürworter selbst  nicht  einig,  aber  das  Bestreben  ging  doch  sichtlich 
dahin,  in  den  Händen  eines  Reichsparlaments  die  Entscheidung  über 
die  auswärtige  Politik  und  die  Verfügung  über  die  Militär-  und  Flotten- 
macht des  ganzen  britischen  Reiches  zu  vereinigen.  Daß  diese  Zen- 
tralisierungsbestrebungen im  ganzen  Burenvolk  das  größte  Miß- 
trauen erregen  mußten,  war  klar.  Und  so  hielt  es  Botha  für  angebracht, 
einmal  wieder  sein  Südafrikanertum  stärker  zu  betonen.  Er  persönlich 
vermied  es  zwar,  ebenso  wie  Smuts,  zu  der  Frage  Stellung  zu  nehmen, 
aber  er  ließ  durch  seine  Anhänger  jedem,  der  es  hören  wollte,  erklären, 
daß  seine  Partei,  die  South- Africa-Party,  mit  britischem  Imperialis- 
mus nichts  zu  tun  habe  und  der  Einrichtung  eines  Reichspariamen  ts 
nie  zustimmen  werde.  Er  vermied  es  auch  mit  Hughes,  der  im  Jahre 
1916  nach  Australien  zurückkehrte,  um  die  (offenbar  der  englischen 
Regierung  versprochene)  Zwangsrekrutierung  in  Australien  durch- 
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zusetzen,  zusammenzutreffen.  Er  mußte  gerade,  als  Hughes  in  Süd- 
afrika eintraf,  seinem  Freunde  Smuts  einen,  unter  keinen  Umständen 
verschiebbaren  Besuch  in  Ostafrika  abstatten.  Fieber  setzte  sich  Botha  > 
der  Malaria  aus  als  einer  Unterredung  mit  dem  gefährlichen  Im- 
perialisten Hughes!  Von  derselben  Vorsicht  zeugt  seine  Weigerung 
an  der  mit  so  vielem  Geräusch  von  der  englischen  Presse  angekün- 
digten Konferenz  der  Minister  aller  großen  Kolonien  im  Jahre  1917 
teilzunehmen.  Er  schickte  Smuts,  der  damit  Gelegenheit  bekam,  , 
seinen  aus  verschiedenen  Gründen  bedenklich  gewordenen  Posten 
als  Oberbefehlshaber  in  Ostafrika  mit  Ehren  aufzugeben  und  seine 
Talente  auf  allen  Gebieten  des  öffentlichen  Febens  dem  britischen 
Reich  an  der  Quelle,  in  Fondon  selbst,  zur  Verfügung  zu  stellen. 
Mochte  Smuts  durch  manche  unvorsichtige  Äußerung  unter  den  Partei- 
genossen in  Südafrika  bedenkliches  Kopfschütteln  erregen,  mochte 
er  auf  der  anderen  Seite  in  seinem  kolonialen  Selbstbewußtsein  den  | 
Engländern  unangenehme  Dinge  sagen,  Botha  blieb  der  gleiche,  von 
dem  für  die  Buren  die  Ruhe,  für  die  Engländer  die  Treue  Südafrikas  j 
abhing,  der  dak  Fand  auch  nicht  auf  wenige  Wochen  verlassen  konnte,, 
wenn  nicht  die  britische  Herrschaft  in  Südafrika  den  größten  Gefahren 
ausgesetzt  werden  sollte.  Und  man  muß  zugeben,  Botha  wußte  seine 
Rolle  gut  zu  spielen.  Je  mehr  die  Nationalisten- Partei  in  Südafrika 
an  Boden  gewann,  tun  so  mehr  trat  in  Botha  der  geborene  britische  < 
Untertan  zurück  und  der  Afrikaner  in  den  Vordergrund.  Er  gab  Eng- 
land  nur  soviel,  als  er  ihm  anstandshalber  geben  mußte : keine  Zwangs- 
aushebung,  sondern  nur  freiwillige  Rekrutierung  für  den  Krieg  außer- 
halb Südafrikas  und  einen  Kriegsbeitrag  von  1 Million  Pfund  1 
(20  Millionen  Mark)  jährlich.  Bei  all  seinen  Proklamationen  und  Reden  j 
für  die  energische  Durchführung  des  Krieges  vermied  er  peinlich,  • \ 
sich  auch  nur  einmal  klar  und  deutlich  an  den  holländisch  sprechenden 
Teil  der  Bevölkerung  zu  wenden,  so  sehr  er  auch  von  englischer  Seite 
dazu  gedrängt  wurde.  Auf  der  anderen  Seite  fortgesetzt  die  Betonung, 
daß  die  Zeit  für  ein  unabhängiges  Südafrika  noch  nicht  gekommen  sei, 
daß  Südafrika  nur  zu  wählen  habe  zwischen  englischer  und  deutscher 
Herrschaft,  und  die  erstere  immerhin  vorzuziehen  sei,  wenn  er  auch  ; 
anerkenne,  daß  England  den  Burenrepubliken  in  früherer  Zeit  schweres 
Unrecht  getan  habe.  Am  klarsten  ist  wohl  der  Gedankengang  Bothas 
in  zwei  Feitartikeln  der  ihm  sehr  nahestehenden  ,,Volkstem°  vom  26. 
und  27.  April  1918  unter  der  Aufschrift  Patriotisme  wiedergegeben. 

Ob  die  Artikel  von  Botha  selbst  herstammen,  was  möglich  ist,  mag  ( 
dahingestellt  bleiben,  jedenfalls  bringen  sie  Bothas  Gedanken  zum  * 
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jisdiuck.  Nachdem  die  Stellung  der  verschiedenen  Völker  zum  Welt- 
rieg  erörtert  ist,  kommt  er  für  Südafrika  zu  folgendem  Schluß: 

„Nachdem  wir  die  Situation  nach  allen  Seiten  hin  betrachtet 
aben,  kann  es  nicht  zweifelhaft  sein,  daß  sowohl  unsere  Regierung 
ls  auch  die  große  Mehrheit  unseres  Parlaments  den  einzig  brauch- 
aren  Kurs  befolgt  haben,  nämlich  Groß -Britannien  zu  unterstützen  — - 
is  an  die  Grenze  des  erzwungenen  Kriegsdienstes  in  der  Union. 
Fnd  für  diejenigen,  die,,  obschon  einstmals  Verteidiger  des  Fort- 
estehens der  Boerenrepubliken,  der  Botha-Politik  angehangen 
aben,  mag  die  Überzeugung  den  Durchschlag  gegeben  haben,  daß 
ie  ruhige  Entwicklung  des  Geschickes  von  Südafrika  in  der  nächsten 
ukunft  besser  gesucht  wird  in  der  Atmosphäre  eines  britischen  als 
ines  deutschen  ,,' Weltreiches' ‘ (empire).  Die  Zeit  ist  nicht  mehr  fern, 
1 der  der  größte  Teil  der  Unionsbevölkerung  frei  sein  wird  von  über- 
vverchen  Jingo-Ideen.  Aber  solange  die  Teilnahme  am  britischen 
taatenbund  unserem  Fand  nur  Vorteil  bringen  kann  — und  nur 
eilig  konkreten  Nachteil  — so  lange  ist  eine  Veränderung  des  heutigen 
tatus  der  Union  ein  gefährliches  Experiment.  Und  diejenigen  unter 
nsern  Versammlungsrednern,  die  unermüdlich  das  junge  Geschlecht 
er  Südafrikaner  ermahnen  zum  freiwilligen  Diensteintritt,  würden 
erständig  handeln,  wenn  sie  mehr  Nachdruck  legten  auf  die  größeren 
refahren,  die  für  unser  Fand  in  der  Nachbarschaft  einer  deutschen 
Kolonie  und  im  Wachstum  eines  unbestrittenen  germanischen  Im- 
erialismus  gelegen  sind,  als  in  der  Fortsetzung  des  britischen  Im- 
erialismus,  der  unwiderruflich  dazu  bestimmt  ist,  in 
urzer  Zeit  die  Gestalt  anzunehmen  eines  freiwilligen 
nternationalen  Verbandes  zwischen  verschiedenen,  über 
ie  Erde  zerstreuten  sich  selbst  regierenden  Staaten 
Republiken).“  Und  kurz  vorher  heißt  es:  „Wenn  der  Krieg  zu 
runsten  der  Verbündeten  endet,  dann  wird  Südafrika  die  Unter- 
:ützung  nicht  zu  bereuen  haben,  die  es  der  Bothaschen  Politik 
ewährt  hat ; sollte  dagegen  der  letzte  Ausgang  anders  sein,  dann  wird 
ir  Südafrika  die  Fage  doch  nicht  verschieden  sein  von  der,  welche 
as  Resultat  einer  vollkommen  passiven  (neutralen,  lijdelike)  Haltung 
swesen  wäre.  Wenn  sich  Europa  zusammen  mit  Amerika  nicht  fähig 
rweiSen  sollte,  den  Mittelmächten  die  Stirne  zu  bieten,  dann  wäre 
ie  etwa  durchgehaltene  militärische  und  sonstige  Untätigkeit  unserer 
rnion  kein  zweckmäßiger  (doeltreffend)  Schild  gegen  diplomatische, 
konomische  oder  ärgere  Aufdringlichkeit  von  Seite  der  Mittelmächte/’ 
Ergänzt  werden  diese  Auslassungen  durch  die  Rede,  die  Botha  am 
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14.  Mai  1918  in  Pretoria  bei  der  Eröffnung  des  Kongresses  der  süd- 
afrikanischen Partei  ( South- Africa-Party)  hielt.  In  dieser  Rede  gibt 
er  zum  ersten  Mal  öffentlich  zu,  daß  auch  in  der  eigenen  Partei  ver- 
langt wurde,  in  das  Parteiprogramm  die  republikanische  Propaganda, 
also  die  Trennung  von  Großbritannien  als  ein  Ziel  der  Partei  aufzu- 
nehmen. Anders  sind  wohl  die  Worte:  „er  zijner  die  denken:  waroonf 
legt  niet  de  z A.  P.  00k  de  republikeinse  Propaganda  in  Naar 
Programma  ?“  in  seiner  Rede  vom  14.  Mai  kaum  zu  verstehen.  Botli^ 
lehnt  dieses  Ansinnen  ab,  nicht,  weil  er  ein  grundsätzlicher  Gegneij 
der  republikanischen  Propaganda  ist,  sondern  weil  seiner  Ansicht 
nach  diese  Propaganda  ohne  Anwendung  von  Gewalt  nur  Aussicht! 
auf  Erfolg  hätte,  wenn  sie  nicht  nur  die  Mehrheit  der  Boeren,  sondern 
auch  die  Mehrheit  der  englischen  Bevölkerung  in  Südafrika  gewinner 
könnte.  Letzteres  hält  er  aber  für  unmöglich.  Er  erklärt  sich  wieder 
holt  mit  aller  Schärfe  gegen  die  Zwangsrekrutierung  und  bestreitet 
dem  britischen  Parlament  in  London  die  Befugnis,  diese  Zwangs-, 
rekrutierung  für  Südafrika  anzuordnen.  Nach  den  üblichen  Ausfällen 
auf  Deutschland  folgt  die  alte  Versicherung,  daß  Südafrika  Raum  füj 
beide  Rassen,  die  holländische  und  englische  habe  und  sein  Heil  nuf 
in  einem  gleichberechtigten:  Nebeneinanderbestehen  beider  Rassen 
zu  finden  sei.  Das  auffallendste  an  dieser  Rede  aber  ist,  daß  Botha 
trotz  der  heftigen  Angriffe,  die  er  im  Parlament  erfahren  hatte, 
immer  wieder  betont,  daß  er  zu  einer  Annäherung  an  die  Nationalister 
bereit  sei,  obgleich  diese  eine  frühere  Anregung  zur  Wiedervereinigung 
die  von  der  South  Africa  Party  ausgegangen  war,  nicht  einmal  be- 
antwortet haben. 

Die  Gedanken  und  Ziele  Bothas  und  seiner  Partei  sind  nie  so  klai 
ausgesprochen  worden  als  in  dem  Leitartikel  „Patriotisme  dei 
„Volkstem”  und  in  der  Rede  Bothas  vom  14.  Mai  1918.  Aus  ihner 
ergibt  sich : 

1.  Botha  ist  der  Ansicht,  daß  Südafrika  zur  Zeit  noch  nicht  starl 
genug  ist,  um  ohne  Anlehnung  an  eine  große  Macht  als  selbständige: 
Staat  aufzutreten.  Seiner  Überzeugung  nach  muß  Südafrika  wählet 
zwischen  Deutschland  und  England  und  er  entschließt  sich  für  das 
letztere,  zumal  seiner  Ansicht  nach  das  britische  Reich  binnen  kurze! 
Zeit  mit  Notwendigkeit  sich  in  einen  Staatenbund  umwandeln  muß; 
also  an  die  Stelle  des  Empire  ein  Verband  selbständiger  Staaten 
treten  wird,  die  nur  durch  internationale  Verträge  wie  einst  die 
souveränen  deutschen  Staaten  zur  Zeit  des  alten  deutschen  Bundes 
eggenseitig  verbunden  sind.  Der  Sieg  Deutschlands  aber,  der  eine 
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ätsche  Weltmacht  begründen  würde,  wäre  nach  Bothas  Auffassung 
e Gefahr  für  die  Freiheit  Südafrikas. 

i.  Botha  unterstützt  deshalb  das  britische  Reich  im  Kriege  gegen 
utschland,  aber  nur  innerhalb  gewisser  Grenzen,  besonders  weigert 
sich  unter  Abänderung  der  defence  force  act  eine  zwangsweise 
krutierung  für  den  Kriegsdienst  außerhalb  Südafrikas  einzuführen. 
].  Botha  ist  nach  wie  vor  der  Ansicht,  daß  an  der  Gleichberechtigung 
: beiden  weißen  Rassen,  Boeren  und  Holländer  in  jeder  Beziehung 
tgehalten  werden  muß  und  nur  auf  dieser  Grundlage  eine  gedeihliche 
itwicklung  Südafrikas  gesichert  werden  kann, 
p Botha  schweigt  sich  aus  über  das  zukünftige  Schicksal, Südwest- 
:ikas.  Aber  sicher  ist,  daß  er  auch  damals  noch  an  seiner  im  Prozeß 
»tha-Wolmarans  ausgesprochenen  Ansicht  festhielt,  wonach  Siid- 
ist,  wenn  es  nicht  an  Deutschland  zurückgegeben  werden  sollte,  für 
: Union  verlangt  werden  müsse . 

Wie  kann  Botha  am  Festhalten  an  diesen  Sätzen  an  eine  Annäherung 
er  gar  Vereinigung  mit  der  von  Hertzog  geführten  Nationalisten- 
rtei  denken  ? In  der  Tat  sind  die  Unterschiede  zwischen  den  beiden 
rteien,  wenn  man  die  einzelnen  Fragen  genau  betrachtet,  nicht 
groß  und  vielleicht  nicht  so  unüberbrückbar,  als  es  auf  den  ersten 
ick  scheinen  möchte.  Sie  liegen  weniger  in  dem  Ziel,  das  sich  beide 
rteien  gesteckt  haben,  als  in  den  Wegen,  auf  welchen  sie  dieses 
d in  der  Praxis  verfolgen. 

1.  Beide  Parteien  stellen  als  Ziel  die  Unabhängigkeit  Südafrikas 

1.  beide  wollen  sie  auf  friedlichem  Wege  erreichen.  Nur  will  Botha 
iS  Ziel  erreichen  im  Taufe  der  ruhigen  Entwicklung  in  stetigem 
mehmen  mit  England,  Hertzog  will  die  Entwicklung,  selbst  auf  die 
ifahr  eines  Gegensatzes  zu  England,  durch  Agitation  für  die  Un- 
hängigkeit  beschleunigen. 

2.  Botha  sieht  eine  Gefahr  in  dem  Siege  Deutschlands  und  fordert 
shalb  in  gewissen  Grenzen  die  Unterstützung  Englands  im  Kriege, 
irtzog  verwirft  die  Teilnahme  am  Krieg  und  fordert  Neutralität 
r Union,  da  seiner  Ansicht  nach  die  Interessen  der  Union  auch  ohne 
Heiligung  am  Krieg  gewahrt  werden  können. 

3.  Botha  sieht  in  der  Gleichberechtigung  der  beiden  weißen  Rassen 
,s  Heil  Südafrikas,  Hertzog  sieht  in  dieser  Politik  den  Untergang 
r Boeren  als  Nation  und  verlangt  ein  Südafrika,  in  dem  Nationalität 
id  Sprache  der  Boeren  ausschlaggebend  sind. 

4.  Über  das  Schicksal  Süd westafrikas  schweigen  sich  beide  Parteien 
is.  Nur  einmal  hat  Hertzog  auf  seiner  Agitationsreise  durch  Trans- 
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vaal  im  Juni  1918  auf  eine  Anfrage  in  Ermelo  erklärt,  er  wünsche  nichl 
daß  die  Union  Südwest  behalte,  weder  als  Geschenk  Englands  noc 
als  eigene1)  Kriegsbeute.  Man  sieht,  Botha  hat  insofern  Recht,  als  be 
einem  beiderseitigen  Nachgeben  auf  praktischem  Gebiete  eine,  wen 
auch  nur  vorläufige  Vereinbarung  beider  Parteien  unter  Wahrun 
ihrer  Grundsätze  schon  zu  finden  wäre.  Die  Frage  war  damals;  all 
Botha  seine  Programmrede  hielt,  nur  die,  ob  nicht  die  Rücksicht  an 
England  zu  einem  weiteren  Entgegenkommen,  besonders  in  der  Frag 
der  Kriegführung,  zwingen  würde.  Wir  treffen  hier  auf  den  eine] 
schwachen  Punkt  in  Bothas  sonst  so  fein  ausgeklügelter  Politik 
Botha  ging  bei  Beginn  des  Krieges,  wie  die  überwiegend  große  Mehl 
zahl  aller  Politiker  von  der  Ansicht  aus,  daß  die  Uandmacht  Rußland) 
und  Frankreichs  genügen  werde,  um  Deutschland  und  Österreich 
niederzuwerfen,  daß  also  England  den  Krieg  wesentlich  zur  See  un 
in  den  Kolonien  führen,  auf  dem  europäischen  Festlande  aber  nur  mi 
einem  kleineren  oder  größeren  Expeditionskorps  auftreten  werd« 
Das  war  die  Rolle,  die  England  seit  Jahrhunderten  in  allen  eure 
päischen  Kriegen,  an  denen  es  beteiligt  war,  gespielt  hatte.  War  d j 
Verlauf  der  Dinge  auch  diesmal  der  gleiche,  dann  genügte  es  aucJ 
wenn  die  großen  Dominions  ihre  Zugehörigkeit  zum  Mutterlande  be 
wiesen,  indem  sie,  sei  es  für  den  Kampf  in  den  Kolonien,  sei  es  zu 
Unterstützung  des  englischen  Expeditionskorps  auf  dem  Festland« 
kleinere  oder  größere  Kontingente  Freiwilliger  stellten;  und  in  dieser 
Falle  wäre  Botha  mit  seiner  Politik,  England  innerhalb  gewisse 
Grenzen  zu  unterstützen,  nicht  in  Verlegenheit  gekommen.  Abe 
schon  die  Rebellion  in  Südafrika  machte  einen  Strich  durch  seine  Rech 
nung.  Er  mußte  über  seinen  ursprünglichen  Plan,  Deutsch- Süd  west 
afrika  mit  Freiwilligen  zu  bekämpfen,  hinausgehen  und  zur  Untei, 
drückung  der  Rebellion  und  zum  Angriff  gegen  die  Südwestafrikane 
die  defence  force  zwangsweise  heranziehen.  Immerhin  hatte  er  hie 
die  offizielle  Auslegung  des  Gesetzes  über  die  Verwendungsmöglicl: 
keit  der  defence  force  in  Südafrika  auf  seiner  Seite.  Schon  kritische 
gestaltete  sich  für  ihn  die  ganze  Uage,  als  nach  der  Eroberung  Süc 
wests  zu  entscheiden  war,  was  soll  Südafrika  weiter  für  England  tur 
Wahrscheinlich  kam  Botha  schon  damals  in  die  Uage,  sich  dem  Ver 
langen,  einen  Teil  der  mobilisierten  defence  force  nach  Ostafrika  un 
Frankreich  zu  schicken,  widersetzen  zu  müssen.  Es  scheint  — wenig 

9 Bei  den  Verhandlungen  des  Südafrikanischen  Parlaments  wegen  Übei 
nähme  des  Mandats  für  Südwestafrika  hat  sich  die  Nationalistenpartei  am 
drücklich  gegen  eine  Annexion  des  Schutzgebietes  ausgesprochen. 
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;tens  nach  Äußerungen  englischer  Offiziere  in  Südwestafrika  — da- 
nals  schon  ein  solches  Ansinnen  von  London  aus  an  Botha  gestellt 
vorden  zu  sein.  Jedenfalls  blieb  Botha,  allem  Drängen  des  englischen 
Elementes  in  Südafrika  zum  Trotz,  darauf  bestehen,  daß  entsprechend 
len  Bestimmungen  der  defence  force  act  außerhalb  Südafrikas,  also 
licht  nur  in  Europa,  sondern  auch  in  Ostafrika  und  Ägypten,  nur 
Freiwillige  verwendet  werden  dürften.  Er  kam  damals  über  die  Tage 
verhältnismäßig  leicht  hinweg,  da  sich  für  den  Feldzug  in  Ostafrika, 
dessen  Schwierigkeiten  offenbar  unterschätzt  wurden,  junge  Eng- 
länder und  Buren  in  Masse  meldeten  und  seiner  grundsätzlichen 
Stellungnahme  bald  noch  von  außen  her  eine,  ihm  selbst  sicherlich 
unerwartete  Hilfe  kam:  In  Australien  wurde  die  Zwangsrekrutierung 
durch  eine  allgemeine  Volksabstimmung  abgelehnt  und  Botha  konnte 
nun  den  imperialistischen  Heißspornen  in  Südafrika  und  der  Regierung 
in  London  bei  jedem  Drängen  auf  Zwangsaushebung  das  warnende 
Beispiel  von  Australien  entgegenhalten.  Die  wiederholte  Ablehnung 
der  Zwangsrekrutierung  in  Australien  und  die  großen  Schwierigkeiten 
auf  welche  in  Kanada  die  Durchführung  der  durch  das  dortige  Par- 
lament genehmigten  Zwangsaushebung  stieß,  haben  es  Botha  ermög- 
licht, auch  nach  der  großen  Niederlage  der  Engländer  in  den  Schlachten 
bei  St.  Quentin  und  Cambrai,  welche  der  südafrikanischen  Brigade 
anscheinend  mehr  als  die  Hälfte  ihrer  Gefechtsstärke  kosteten,  auf 
seinem  Standpunkt  zu  oeharren.  Ob  in  dieser  Zeit  neben  dem  offi- 
ziellen Hilferuf  Lloyd  Georges  nicht  noch  vertraulich  die  Einführung 
einer  Zwangsaushebung  in  Pretoria  angeregt  wurde,  wird  vorläufig 
nicht  festzustellen  sein.  Es  wird,  wenn  nicht  ein  Bruch  zwischen  den 
Regierungen  in  London  und  Pretoria  erfolgt,  jedenfalls  sehr  viel 
Wasser  den  wasserarmen  Oranje  niederfließen,  bis  sich  die  Archive 
über  den  Verkehr  der  englischen  und  der  südafrikanischen  Regierung 
in  der  Frage  nicht  nur  der  Zwangsaushebung,  sondern  der  Beteiligung 
Südafrikas  am  Kriege  überhaupt  öffnen  werden.  Daß  es  in  dieser  Frage 
trotz  aller  gegenseitiger  Schlauheit  und  Behutsamkeit  ohne  recht 
kritische  Erörterungen  nicht  abgegangen  sein  kann,  liegt  auf  der  Hand. 
Der  Druck  aber,  der  in  diesen  kritischen  Tagen  von  englischer  Seite  auf 
Botha  ausgeübt  wurde,  muß  sehr  stark  gewesen  sein,  sonst  hätte  er 
sich  kaum  zu  seinem,  in  den  südafrikanischen  Zeitungen  vom  12. 
April  1918  veröffentlichten  Aufruf  entschlossen,  in  dem  er  dringend 
zur  Ergänzung  der  von  schweren  Verlusten  betroffenen  südafrika- 
nischen Brigade  auffordert. 

Botha  kam  den  Engländern  noch  einen  weiteren  Schritt  entgegen. 
5* 
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Br  erließ  einen  nicht  ganz  klaren  Aufruf,  in  welchem  er  diejenigen,  j 
die  selbst  aus  irgendwelchen  Gründen  nicht  zur  Front  gehen  können, 
auf  fordert,  einen  Stellvertreter  zu  senden.  Br  selbst  und  mehrere 
bekannte  Politiker  erklärten  sich  bereit,  das  Auf  finden  solcher  Stell- 
vertreter zu  vermitteln.  Wie  sich  dadurch  die  Zahl  der  Freiwilligen  ver- 
mehren sollte,  nachdem  jeder,  mit  dem  Gesetz  irgendwie  vereinbare  j 
moralische  und  wirtschaftliche  Druck  durch  das  Jingotum  und  das 
hinter  ihm  stehende  englische  Kapital  längst  ausgeübt  wurde,  ist 
nicht  recht  ersichtlich.  Das  Reizmittel,  das  in  diesem  System  liegen 
sollte,  ist  offenbar  darin  zu  finden,  das  derjenige,  welcher  als  Stell- 
vertreter für  einen  anderen  eintritt,  neben  dem  staatlichen  Sold  noch 
eine  private  Zahlung  von  seinem  Auftraggeber  erhält. 

An  der  neuen,  im  Juli  1918  stattfindenden  Reichskonferenz  teil-  j 
zunehmen,  hat  Botha  abermals  abgelehnt.  Br  beschränkte  sich  da- 
rauf, zur  Unterstützung  des  in  Bngland  befindlichen  Smuts  seinen 
Kollegen  vom  Bisenbahnministerium  Burton  zu  schicken,  um  dort  ] 
die  Interessen  Südafrikas  mit  zu  vertreten. 

Auf  dieser  Konferenz  hat  zweifellos  die  Frage  der  Bntschädigung  der 
Dominions  für  ihre  Kriegshilfe,  und  zwar  sowohl  mit  Band  wie  mit  J 
Geld  eine  Hauptrolle  gespielt.  1 

Wir  kommen  damit  zu  einer  zweiten,  für  die  Südafrikanische  j 
Union  höchst  kritischen  Frage,  nämlich  zu  dem  Schicksal  des  eroberten 
Südwestafrikas.  Trotz  allen  Drängens  der  südafrikanischen  Jingos, 
die  im  ersten  Siegesrausch  eine  sofortige  Annexion  des  Bandes  ver- 
langten,  hat  sich  Botha  zu  dieser  Frage  stets  sehr  vorsichtig  geäußert 
Br  hat  immer  nur  davon  gesprochen,  daß  er,  falls  das  Band  nicht  an  , 
Deutschland' zurückgegeben  werden  sollte,  darauf  dringen  müsse,  daß 
es  der  Union  angeschlossen  wird.  Das  Band  zu  behalten,  ist,  damit  | 
müssen  wir  uns  abfinden,  nicht  nur  der  offene  Wunsch  der  Unionisten-  ; 
und  Botha-Partei,  sondern  ebenso  sehr  der  geheime  Wunsch  eines  ; 
Teiles  der  Nationalisten.  Der  entscheidende  Punkt  aber  war,  wie) 
stellt  sich  Bngland  zur  Frage  ? Die  englischen  Minister  waren  zunächst  ; 
in  ihren  Äußerungen  über  das  Schicksal  der  eroberten  deutschen 
Kolonien  stets  sehr  zurückhaltend.  Bloyd  George  selbst  hat  sich 
mehrmals  dahin  geäußert,  die  Bntscheidung  der  Frage  müsse  den 
Friedensverhandlungen  Vorbehalten  werden.  Bine  Zusage,  daß  die 
eroberten  Kolonien  ganz  oder  zum  Teil  den  Dominions  (es  kommen  ! 
hier  Australien  und  Südafrika  in  Frage)  überlassen  werden  sollten, 
ist  anscheinend  von  der  engilschen  Regierung  nicht  gegeben  worden 
Der  Grund  ist  naheliegend.  In  Bngland  muß  man  stets  mit  den  Un- 
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abhängigkeitsbestrebungen  der  Dominions  rechnen.  Trifft  dies  schon 
für  Kanada  und  Australien  zu,  so  ist  es  noch  viel  mehr  für  Südafrika 
der  Fall  und  der  englische  Politiker  muß  sich  sehr  wohl  die  Frage 
vorlegen,  ob  nicht  in  einem  geeinten  Südafrika,  das  frei  ist  von  der 
Nachbarschaft  einer  deutschen  Kolonie,  die  Unabhängigkeitsgelüste, 
wie  einst  in  den  Neu-Englandstaaten  nach  Vertreibung  der  Franzosen 
aus  Kanada,  die  ganze  Bevölkerung,  auch  die  englisch  sprechende 
ergreifen  würden.  Jedenfalls  würde  das  Hauptargument,  mit  dem 
Botha  bisher  seine  Partei  bei  der  englischen  Flagge  hielt,  die  Furcht 
vor  einer  deutschen  Invasion  jedes  Gewicht  verlieren.  So  erklärt  sich 
leicht  die  Zurückhaltung  der  englischen  Regierung  und  es  wird  sehr 
interessant  sein,  später  zu  erfahren,  ob  nicht  Botha  bei  der  Reichs- 
konferenz vom  Juni  1918  eine  bestimmte  Zusage  über  den  Erwerb 
Südwests  für  die  Südafrikanische  Union  verlangt  hat.  Scheinbar  haben 
Fragen  dieser  Art  die  Reichskonferenz  beschäftigt,  denn  nach  Zeitungs- 
notizen soll  aus  den  Kreisen  der  Dominions  verlangt  worden  sein, 
auf  die  Interessengebiete  der  Dominions  die  Monroe-Doktrin  auszu- 
dehnen — ein  neues  Beispiel  für  den  demokratischen  Gerechtigkeits- 
sinn und  die  demokratische  Uneigennützigkeit  des  Britentums! 
Soviel  ist  klar,  Bothas  Regiment  stand  und  fiel  mit  dem  Schicksal 
Süd  wests.  Blieb  Süd  west  deutsch,  so  war  es  mit  dem  Einfluß  Bothas 
zu  Ende;  seine  eigene  Partei  würde  ihm  im  Verein  mit  den  Nationalisten 
vorgeworfen  haben,  daß  er  besser  neutral  geblieben  sei,  die  Unionisten- 
partei  würde  behaupten,  er  sei  in  der  Unterstützung  Englands  nicht 
weit  genug  gegangen.  Alles  was  England  sonst  anbieten  könnte, 
Rhodesien  oder  eine  große  Geldentschädigung  würde  an  dieser  Rage 
kaum  etwas  ändern. 

Auch  der  Wilsonsehe  Plan,  die  deutschen  Kolonien  und  damit 
Südwestafrika  durch  Mandatare  des  zu  gründenden  Völkerbundes  ver- 
walten zu  lassen,  hat  in  Südafrika  zunächst  keine  Gegenliebe  gefunden. 

| Gleich  nach  Bekanntwerden  des  Wilson  sehen  Planes  ließ  die  süd- 
afrikanische Regierung  offiziös  erklären,  daß  sie  ein  Mandat  zur  Ver- 
waltung Süd westafrikas  nicht  annehmen  werde,  sie  werde,  vielmehr, 
wenn  in  Südwestafrika  eine  Mandatsregierung  eingerichtet  werden 
sollte,  ihr  Gebiet  hermetisch  gegen  Südwest  abschließen,  da  sich  unter 
einer  Mandatsregierung  zweifellos  nur  Gesindel  aus  aller  Welt  in  dem 
Lande  ansammeln  werde.  Dieser  Widerspruch  hatte  offenbar  Erfolg. 
Denn  nur  aus  diesem  Widerspruch  ist  der  wunderbare  Absatz  6 des 
Art.  22  der  Wilsonschen  Völkerrechtssatzung  zu  erklären,  der  mit 
den  Worten  beginnt:  ,, Endlich  gibt  es  Gebiete  wie  Südwestafrika  , 
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und  der  de  facto  für  diese  Gebiete,  d.  h.  für  Südwestafrika  und  die 
Inseln  des  australischen  Stillen  Ozeans,  die  Mandatsregierung  auf-  j 
hebt  und  diese  ehemals  deutschen  Kolonien  zu  integrierenden  Be- 
standteilen Südafrikas  bezw.  Australiens  macht.  Botha  hat  sein  Ziel  1 
erreicht : Südwest  ist  ein  integrierender  Bestandteil  der  Südafrika- 
nischen Union  geworden  und  die  Botha-Regierung  steht,  wenigstens 
vorläufig,  fester  als  je.  Gibt  ihr  doch  der  Friedensvertrag  das  Recht,  | 
nicht  nur  alle  Deutschen  aus  Süd westafrika  auszuweisen,  sondern  auch 
ohne  jeden  Ersatz  ihr  Vermögen  zu  konfiszieren  — ein  barbarisches 
Schandmal  moderner  Zivilisation.  Wird  die  südafrikanische  Regierung 
von  diesem ,,  Recht“  Gebrauch  machen  ? An  Druck  von  Uondon  aus  wird 
es  nicht  fehlen,  denn  England  hat  das  größte  Interesse  daran,  an  Stelle 
der  deutschen  Ansiedler,  die  sich  politisch  sicherlich  zu  den  Boeren 
besonders  den  Nationalisten  halten  würden,  entlassene  englische 
Soldaten  zu  setzen.  Eine  andere  Frage  aber  ist  es,  ob  dieser  Tausch  / 
den  Boeren  in  ihre  Pläne  paßt.  Jedenfalls  lassen  die  Äußerungen,  die  s 
Smuts  bei  Unterzeichnung  des  sogenannten  Friedens  und  später  Botha  , 
bei  seiner  Uandung  in  Kapstadt  getan  hat,  darauf  schließen,  daß  sie  | 
vor  den  äußersten  Konsequenzen  des  ,,Versöhnungs“friedens  denn  doch 
zurückschrecken  und  wenigstens  einem  Teil  unserer  Uandsleute  in 
Süd  west  das  Eos  erspart  bleiben  wird,  als  Bettler  mit  Gewalt  ins  Vater- 
land zurückgeschickt  zu  werden.1) 

Eine  weitere  bedeutsame  Frage  wird  es  sein,  ob  England  willens  ] 
und  imstande  ist,  den  Dominions  ihre  Kriegskosten  zu  ersetzen  ? Man 
scheint  bisher  die  ganze  Frage  absichtlich  im  Dunkel  gelassen  zu  haben.  \ 
Als  im  September  1914  der  neue  Generalgouverneur  Eord  Buxton 
nach  Südafrika  kam,  brachte  er  11  Millionen  Pfund  (222  Millionen 
Mark)  mit.  Über  die  Bedingungen,  unter  denen  dieses  Geld  der  Süd-  i 
afrikanischen  Union  überlassen  werden  sollte,  wurde  nur  soviel  be- 
kannt, daß  die  Union  während  der  Dauer  des  Krieges  keine  Zinsen 
zu  zahlen  brauche.  In  England  wird  diese  Summe,  gerade  so  wie  die  ] 
zu  Beginn  des  Krieges  an  Australien  gegebenen  Gelder  immer  als  ein 
dem  Dominion  Südafrika  gegebenes  Darlehen  bezeichnet  und  figuriert 
neben  den  Darlehen,  welche  den  Alliierten  Englands,  Frankreich,  ' 
Italien,  Serbien  etc.  gegeben  worden  sind.  In  der  Südafrikanischen 
Union  war  man  anfangs  offenbar  der  Ansicht,  daß  England  diese  Summe 
nach  dem  Kriege  der  Union  schenken  werde.  Später,  als  die  Kriegs- 

x)  Inzwischen  hat  nach  dem  Tode  Bothas  das  südafrikanische  Parlament 
auf  Antrag  des  neuen  Ministerpräsidenten  Smuts  das  Mandat  für  Südafrika 
tatsächlich  angenommen. 


— 
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:osten  Englands  ins  Ungeheuerliche  stiegen,  mochten  manchem  Zweifel 
tuftauchen,  ob  England  nach  dem  Kriege  in  der  Lage  sein  werde,  als 
roßmütiger  Schenker  aufzutreten.  Mehrfach  wurde  von  Mit- 
fiedern der  Unionistenpartei  im  Kapstädter  Parlament  angeregt, 
ehon  während  des  Krieges,  der  bis  zum  Jahre  1917  der  Union  er- 
lebliche  pekuniäre  Vorteile  brachte,  mit  der  Abzahlung  jenes  Dar- 
^hens  zu  beginnen.  Aber  alle  Anzapfungen  stießen  bei  der  Regierung, 
Ler  Bothapartei  und  den  Nationalisten  auf  taube  Ohren.  Allerdings 
agte  der  Einanzminister  in  seiner  Budgetrede  vom  15.  Februar  191$, 
Südafrika  habe  der  britischen  Reichsregierung  4,3  Millionen  Pfund 
86  Millionen  Mark)  Vorschüsse  (advances)  zurückbezahlt  und  diese 
lumme  könne  Südafrika,  wenn  nötig,  wieder  zurückfordern.  Es 
cheint  also  fraglich,  ob  dieses  Geld  überhaupt  mit  der  zu  Beginn  des 
Krieges  von  England  gewährten  Anleihe  zusammenhängt.  Man  trug 
ich  offenbar  mit  der  Absicht,  England,  falls  es  nicht  am  Ende  des 
Krieges  auf  eine  Rückzahlung  des  Darlehens  verzichtet,  eine  gesalzene 
jegenrechnung  aufzumachen,  ln  diese  Gegenrechuung  könnten  die 
gesamten  Aufwendungen  der  Union  für  den  Kreig  aufgenommen 
verden,  die  Kosten  der  Niederwerfung  der  Rebellion,  der  Feldzüge 
n Südwest-  und  Ostafrika  und  der  nach  Übersee  gesandten  Expe- 
litionen.  Wie  hoch  sich  diese  Kosten  belaufen,  ist  weder  aus  den  Er- 
klärungen der  Minister  im  Parlament,  noch  aus  dem  Etat  der  Süd- 
ifrikanischen  Union  zu  entnehmen.  Nur  soviel  steht  fest,  daß  die  Schul- 
len  der  Union  seit  Beginn  des  Krieges  von  rund  2 Milliarden  Mark 
ruf  über  3 Milliarden  gestiegen  sind  und  daß  die  Union  seit  1916  an 
England  jährlich  eine  Kriegsbeihilfe  von  1 Million  Pfund  = 20  Millionen 
Mark  gezahlt  hat.  Was  die  Niederwerfung  der  Rebellion  und  der  Feld- 
zug in  Südwest  gekostet  haben,  ist  nie  mit  Bestimmtheit  angegeben 
worden.  Bald  wurden  30  Millionen  Pfund  (600  Millionen  Mark),  ba'd 
17  Millionen  Pfund  (340  Millionen  Mark),  bald  15  Millionen  Pfund 
[300  Millionen  Mark)  genannt.  Bald  sollten  in  diesen  Summen  die  Kosten 
für  Niederwerfung  der  Rebellion  eingeschlossen  sein,  bald  nicht,  bald 
sollte  es  sich  um  die  Gesamtkosten  handeln,  bald  nur  um  das  Geld, 
das  außer  Landes  gegangen  ist,  Noch  weniger  zu  übersehen  sind  die 
Kosten  für  den  Feldzug  in  Ostafrika  und  die  Übersee-Expeditionen. 
Nach  den  ursprünglichen  Angaben  der  Regierung  sollte  Südafrika 
hier  nur  die  Kosten  für  die  in  der  Union  selbst  befindlichen  Truppen, 
für  die  außer  Landes  gesandten  Truppen  aber  lediglich  den  Unions- 
sold zahlen,  trotz  der  Proteste  der  Unionistenpartei,  welche  die  Gleich- 
stellung der  Südafrikaner  mit  den  übrigen  Kolonialtruppen  verlangte. 
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Tatsächlich  wurde  diese  Differenz  von  England  bezahlt  und  anschei- 
nend hat  England  wenigstens  teilweise  auch  die  Kosten  für  die  Aus- 
rüstung dieser  Truppen  übernommen.  Denn  nur  so  läßt  sich  die 
Äußerung  des  defence  Ministers  Mentz  verstehen,  daß  durch  die  großen 
Pferdeankäufe  für  den  ostafrikanischen  Feldzug  eine  Masse  Geld 
(es  werden  20  Millionen  Mark  genannt)  ins  Fand  gekommen  sei.  Aus 
dem  Etat  der  Südafrikanischen  Union  ist,  wie  bereits  bemerkt,  sicheres 
über  die  tatsächlichen  Kriegskosten  nicht  zu  entnehmen,  da  die  Kosten 
unter  den  ordentlichen  Ausgaben  für  die  defence  force,  unter  den 
ordentlichen  Ausgaben  für  die  übrigen  Ressorts  (Teuerungszulagen 
infolge  des  Krieges  etc.)  und  unter  der  Anleihe  zerstreut  sind,  ohne  daß 
zu  den  einzelnen  Titeln  die  in  Deutschland  übliche  Erläuterung 
gegeben  wird.  Auch  die  Kosten  der  Verwaltung  von  Süd  west,  die  für 
das  Jahr  1916  auf  13  Millionen  Mark  (anscheinend  ohne  Eisenbahnen , 
Hafenanlagen  und  Post)  angegeben  wurden,  sind  nirgends  mit  Be- 
stimmtheit aufgeführt.  Aus  dem  Etat  ist  nur  zu  ersehen,  daß  die 
ordentlichen  Ausgaben  von  18,3  Millionen  Pfund  (366  Millionen 
Mark)  im  Jahre  1914/15  auf  19,6  Millionen  Pfund  (392  Millionen  Mark) 
im  Jahre  1918  und  die  öffentliche  Schuld  von  rund  2 Milliarden  auf 
über  3 Milliarden  Mark  gestiegen  sind.  Weiter  verdunkelt  werden  die 
finanziellen  Kriegsleistungen  der  Südafrikanischen  Union  noch  da- 
durch, daß  die  Zahlungen  an  Angehörige  der  im  Felde  stehenden 
Soldaten,  die  Pensionen-  und  Hinterbliebenenversorgung  ganz  oder 
zum  Teil  aus  Fonds  geleistet  werden,  die,  wie  der  Governor  General 
Fund,  durch  Sammlungen  auf  privatem  Wege  zusammengekommen 
sind.  Immerhin  aber  wird  man  nicht  fehlgehen,  wenn  man  die  finan- 
ziellen Kriegsleistungen  der  Südafrikanischen  Union  bis  Ende  März 
1918  auf  rund  eine  Milliarde  Mark  einschätzt.  Das  ist  nicht  sehr  viel, 
im  Vergleich  zu  den  Feistungen  von  Kanada  und  Australien,  aber 
genug,  um  der  Union  mit  ihren  rund  1 400  000  w^eißen  Einwohnern 
nach  dem  Krieg  recht  unangenehm  fühlbar  zu  werden,  zumal  der 
Zufluß  englischen  Kapitals  nach  dem  Kriege,  auf  den  die  ganze 
Hoffnung  der  Botha-Partei  für  die  künftige  Fmtwicklung  des  Fandes 
gestellt  ist,  recht  spärlich  sein  wird.  Wenn  der  englische  Minister 
Bonar  Faw  meint,  die  Dominions  würden  auf  Grund  ihrer  natürlichen 
Hilfsquellen  die  zu  erwartende  wirtschaftliche  Krise  aus  eigener 
Kraft  leichter  überwinden  als  das  Mutterland,  so  trifft  das  für  Süd- 
afrika trotz  Diamanten  und  Gold  nicht  zu.  Die  Kosten  der  ordentlichen 
Verwaltung  werden  nach  dem  Krieg  nicht  herabgesetzt  werden  können. 
Im  Gegenteil : die  vielen  Schäden,  die  während  des  Krieges  in  der  Ver- 
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vualtung  der  Union  hervorgetreten  sind,  haben  das  Verlangen  nach 
?jnem  besser  vorgebildeten  Beamtentum,  das  natürlich  auch  besser 
bezahlt  werden  muß,  deutlich  hervortreten  lassen.  Es  wird  also,  wenn 
die  Staatsschuld  in  normalen  Zeiten  verzinst  und  amortisiert  werden 
5 oll,  eine  Steigerung  der  ordentlichen  Einnahmen  zu  suchen  sein. 
Die  Zölle  können  auf  der  jetztigen  Höhe  (2 6 % Kriegszuschlag)  nicht 
gehalten  werden,  da  das  Land  noch  lange  hinaus  auf  die  Einfuhr  fast 
sämtlicher  industriellen  Erzeugnisse  angewiesen  sein  wird.  Ob  eine  Um- 
gestaltung der  sehr  mangelhaften  Einkommensteuer,  die  fast  ganz 
von  der  städtischen  Bevölkerung  getragen  wird,  oder  die  Einführung 
filier  hohen  Grundsteuer  bei  der  derzeitigen  Zusammensetzung  des 
Parlaments  möglich  ist,  muß  billig  bezweifelt  werden.  Das  Ministerium 
Botha,  jetzt  Smuts,  wird  jedenfalls  mit  solchen  Vorschlägen  nicht  her- 
vortreten, weil  es  damit  sofort  den  größten  Teilseiner  Anhänger  in  der 
Burenbevölkerung  verlieren  würde.  Bleibt  eine  schärfere  Heranziehung 
der  Diamant-  und  Goldminen.  Ob  sich  das  Ministerium,  das  mit 
dem  englischen  Kapitalismus  stark  liiert  ist,  zu  einer  derartigen  Maß- 
nahme entschließen  wird  oder  überhaupt  entschließen  kann,  muß 
bezweifelt  werden.  Die  Tatsache,  daß  dieses  Ministerium  einer  der 
großen  Gesellschaften,  welche  staatliche  Goldminen  gepachtet  haben, 
der  Modderfontein  Gold  Mining  Area  Co.  noch  während  des  Krieges 
eine  erhebliche  Vergünstigung  in  den  Pachtbedingungen  zugestanden 
hat,  läßt  eher  auf  das  Gegenteil  schließen.  Auch  suchten  die  großen 
Gesellschaften  schon  im  Jahre  1918  jeder  Anziehung  der  Steuer- 
schraube durch  eine  andauernde  Agitation  in  der  Presse  vorzubeugen. 
Sie  lassen  immer  von  neuem  verkünden,  daß  die  Steigerung  der 
Produktionskosten  demnächst  eine  Anzahl  der  weniger  ergiebigen 
Goldminen  zur  Einstellung  des  Betriebes  nötigen  wird,  und  haben, 
als  im  Juni  1918  eine  starke  Bewegung  auf  Erhöhung  der  Uöhne  am 
Rand  und  in  Johannesburg  selbst  eins^tzte  und  ein  allgemeiner 
Streik  drohte,  in  der  Presse  andeuten  lassen,  daß  es  doch  wohl  am 
besten  sei,  wenn  das  Imperial  Government t also  die  Londoner  Regie- 
rung, in  deren  Interesse  die  Aufrechterhaltung  der  Goldausbeute  liege, 
den  notleidenden  Gesellschaften  mit  einer  Geldbeihilfe  unter  die  Arme 
greife.  Die  Nationalisten  allerdings  wollten  sich  von  der  Not  der  Gold- 
gesellschaften nicht  überzeugen  lassen.  Sie  haben  im  Provinzialrat 
des  an  chronischer  Geldnot  leidenden  Transvaal  einen  Beschluß 
durchgesetzt,  der  eine  Besteuerung  der  Goldminen  mit  200  000  Pfund 
verlangt.  Trotzdem  aber  bleibt  es  zweifelhaft,  ob  selbst  ein  nationali- 
stisches Ministerium  nach  dem  Kriege  die  Kraft  haben  würde,  den 
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Widerstand  der  großen  Gesellschaften  zu  brechen.  Zu  dem  vielleicht 
einzig  wirksamen  Mittel,  einer  Verstaatlichung  sämtlicher  Diamant-  : 
und  Goldminen,  würde  auch  ein  nationalistisches  Ministerium  nicht 
greifen  können.  Um  eine  derartige  Maßnahme  mit  Erfolg  durchführen 
zu  können,  bedarf  es  eines  geschulten,  von  seinen  Pflichten  gegen  die 
Allgemeinheit  und  den  Staat  durchdrungenen  Beamtentums.  Daran 
fehlt  es  aber  in  der  Südafrikanischen  Union  ganz  und  gar.  Und  von 
einem  Tag  auf  den  andern  läßt  sich  unmöglich  an  Stelle  einer  Ver- 
waltung, in  der  Vetterles  Wirtschaft  und  persönlicher  Eigennutz  als 
berechtigte  Eigenschaften  der  nach  Parteirücksichten  ausgewählten 
Beamten  gelten,  ein  sachkundiges,  auf  das  Staatsinteresse  einge-» 
schworenes  Beamtentum  setzen.  j 

Also  auch  auf  diesem  Gebiete  der  Finanz  Wirtschaft  zeigte  sich  der  j 
innere  Zwiespalt,  an  dem  das  Ministerium  leidet.  Auf  der  einen 
Seite  fortgesetzt  die  Erklärung,  daß  dieser  Krieg  ein  Krieg  für  die  j 
Freiheit  Südafrikas  sei  und  deshalb  mit  allen  Mitteln  geführt  werden 
müsse,  auf  der  anderen  Seite  der  Mangel  am  Willen  und  an  der  Fähig- 
keit, die  finanziellen  Hilfskräfte  des  Uandes  in  vollem  Maße  für  den 
Krieg  verfügbar  zu  machen.  Und  so  wird  auch  nach  dem  Frieden  die  j 
Südafrikanische  Union,  zumal  wenn  sie  die  Verwaltung  des  durch 
die  Ausweisung  von  vielen  Tausend  Deutschen  in  seiner  Eeistungs- 
fähigkeit  geschwächten  Südwestafrikas  übernehmen  soll,  noch  lange 
nicht  am  Ende  ihrer  finanziellen  Schwierigkeiten  sein.  Nur  eine  gründ- 
liche Finanzreform  könnte  helfen,  aber  wo  auch  das  Ministerium 
ansetzen  wollte  sei  es  mit  einer  Sonder besteuerung  der  Diaman- 
ten- und  Goldminen,  sei  es  mit  Umgestaltung  der  Einkommen-  und 
Grundsteuer,  überall  würde  es  auf  einen  Widerstand  stoßen,  der  sein 
Dasein  gefährdet.  Wenn  man  der  Regierung  Bothas  nicht  jede 
politische  Einsicht  und  Fähigkeit  absprechen  will,  so  kann  man  nur 
in  dieser  Furcht  ums  eigepe  Dasein  den  Grund  dafür  finden,  daß 
Botha  die  für  die  Union  wirtschaftlich  so  günstigen  Jahre  1915 — 1 7 
nicht  benutzt  hat,  um  eine  Reform  des  inkonsequenten  und  mangel- 
haften Steuersystems  herbeizuführen.  Einer  in  sich  geschlossenen 
und  ihrer  Sache  sicheren  Regierung  wäre  eine  solche  Reform  in  den 
ersten  Kriegsjahren  zweifellos  gelungen.  Im  Jahre  1918,  als  der 
Nationalismus  bedenklich  erstarkt  war  und  den  inneren  Zusammen- 
halt der  Botha-Partei  erschüttert  hatte,  als  die  Einwirkungen  des 
Krieges  in  alle  Kreise  der  Bevölkerung  Unzufriedenheit  und  Unruhe  , 
getragen  hatten,  war  es  zu  spät.  So  lebte  die  Botha- Regierung  von 
der  Hand  in  den  Mund,  ließ  Gott  einen  guten  Mann  sein  und  hoffte 
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mf  eine  bessere  Zukunft  und  das  Hereinströmen  englischen  oder 
/ielleicht  amerikanischen  Kapitals. 

Die  Doppelnatur  Bothas  zeigt  sich  am  deutlichsten  in  seiner  inneren 
Politik.  Sein  außerordentlich  mildes  Verhalten  gegenüber  den  Rebellen 
läßt  sich  ja  schließlich  mit  seiner  allgemeinen  Versöhnungspolitik 
erklären.  Aber  zum  guten  Teil  ist  die  frühzeitige  Begnadigung  der 
befangenen  Rebellen  sicherlich  darauf  zurückzuführen,  daß  in  Botha 
der  Boer  über  den  Staatsmann  siegte.  Es  ist  kaum  zu  glauben,  aber  es 
ist  so:  die  meisten  Rebellen  waren  überzeugt  davon,  daß  ihnen  Botha, 
venn  sie  unterliegen  sollten,  doch  nicht  wehe  tun  würde.  Und  sie 
tiatten  schließlich  recht.  Denn  daß  ein  rabiates  Kriegsgericht  den 
Kommandanten  Eourrie  erschießen  ließ,  war  sicherlich  nicht  im  Sinne 
Bothas.  Dieses  Vertrauen  der  Rebellen  in  Botha,  das  sich  hie  und  da 
n geradezu  kindlicher  Weise  äußerte,  hat  nicht  wenig  dazu  beige- 
tragen, die  innere  Kraft  der  Rebellion  zu  lähmen.  Hertzog  und  seine 
Freunde  haben  nicht  ganz  Unrecht,  wenn  sie  die  ganze  Erhebung 
nicht  als  eine  Rebellion,  sondern  als  einen  bewaffneten  Protest  gegen 
Bothas  Kriegspolitik  bezeichnen.  An  dieser  Sachlage  ändert  die  Tat- 
sache nichts,  daß  einzelne  energische  Männer  bewußt  auf  die  Uos- 
reißung  von  England  und  die  Wiederherstellung  der  alten  Republiken 
linarbeiteten. 

Sieht  man  von  der  Niederwerfung  der  Rebellion  und  der  milden 
Behandlung  der  Rebellen  ab,  so  bezeichnen  die  Kriegsjahre  einen 
absoluten  Stillstand  in  der  inneren  Politik  Südafrikas.  Jede  Handlung 
ler  Regierung  ist  diktiert  durch  die  Rücksicht  auf  die  Buren  der 
Botliapartei  einerseits  und  die  Engländer  der  Unionistenpartei  anderer- 
seits. Da  die  Interessen  der  einen  denen  der  anderen  meist  wider- 
streben, so  ist  tatsächlich  auf  dem  Gebiete  der  inneren  Politik,  ab- 
gesehen von  einzelnen  im  Anlauf  verunglückten  Versuchen  und 
Halbheiten,  nichts  geschehen. 

Sehr  bezeichnend  ist  die  Haltung  der  Botha- Regierung  gegen  die, 
doch  wohl  nur  auf  Druck  von  Uondon  aus,  in  Südafrika  internierten 
Deutschen.  Nimmt  sich  die  Stimmung  der  Buren  dieser  Unglücklichen 
an,  was  manchmal  unter  der  Beteuerung  geschah,  daß  diese  Deute, 
die  sich  dauernd  in  Südafrika  niedergelassen  hatten,  für  das  Band 
mehr  leisteten,  als  die  vorübergehend  aus  England  herübergekommenen 
Geldmacher,  so  versucht  es  Botha  mit  Milderung  der  Internierung, 
erheben  die  englischen  Jingos  in  Versammlungen  und  Presse  ihr 
Chauvinistengeschrei,  so  fällt  Botha  wieder  um.  Wenn  zuletzt  gar  ein 
Gesetz  angenommen  wurde,  nach  dem  jeder  Mensch  deutscher  Ab- 
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stammung,  selbst  wenn  er  naturalisierter  Brite  ist,  aus  Südafrika 
ausgewiesen  werden  kann,  so  ist  das  wieder  ein  Zugeständnis  an  den 
britischen  Jingoismus,  dessen  Wirkungen  in  der  Praxis  kaum  allzu 
schwerwiegend  sein  werden. 

Am  klarsten  aber  tritt  der  Mangel  an  innerer  Festigkeit  der  Re-f 
gierung  Bothas  in  der  Eingeborenen-Politik  hervor.  Daß  die  ganz ! 
verschiedenartige  Behandlung  der  Eingeborenen  in  Gesetzgebung  und  | 
Praxis,  wie  sie  heute  noch  in  den  einzelnen  Provinzen  der  Süd- 1 
afrikanischen  Union  besteht,  auf  die  Dauer  nicht  beibehalten  werden 
kann,  ist  wohl  allen  Parteien  in  Südafrika  längst  zum  Bewußtsein 
gekommen.  Daß  aber  der  vorsichtige  Botha  diese  Frage,  in  der  sich 
die  Auffassungen  der  Boeren  und  Engländer  schroff  gegenüber- 
stehen, gerade  während  des  Krieges  auf  die  Tagesordnung  brachte! 
steht  im  Widerspruch  zu  seinem  sonstigen  Bestreben,  während1 
des  Krieges  alles  zu  vermeiden,  was  den  Gegensatz  zwischen  Eng-! 
ländertum  und  Burentum  im  Parlament  zum  offenen  Ausdruck 
bringen  könnte.  Botha  muß  also  schwerwiegende  Gründe  dafür  gehabt 
haben,  im  Parlament  eine  neue  Native  affairs  administration  bill 
mitten  im  Kriege  einzubringen.  Am  nächsten  liegt  wohl  die  Annahme, 
daß  Botha  hoffte,  spätestens  mit  Friedensschluß  das  Basuto-  und 
Swazi-Eand,  die  bisher  wie  das  Betschuana-Protektorat  dem  General- 
gouverneur  als  high  commissioner  unterstehen,  für  die  Union  zu  er- 
werben,  und  deshalb  die  Eingeborenenfrage  zu  einem  gewissen  Ab-  i 
Schluß  bringen  wollte,  bevor  ihre  Regelung  durch  den  Eintritt  der 
beiden  großen  Eingeborenen- Reservate  in  die  Union  noch  weiter  1 
kompliziert  würde.  Botha  beschränkte  seinen  Gesetzentwurf  aus- 
drücklich  auf  die  Eingeborenen  im  engeren  Sinn,  also  Kaffern,  Busch-  ■ 
leute  und  Hottentotten,  soweit  die  beiden  letzteren  Klassen  von 
Eingeborenen  in  Südafrika  überhaupt  noch  zu  finden  sind.  Aus-  \ 
geschlossen  sind  die  sogenannten  Farbigen,  Inder ; Malaien  und  alle 
Mischlinge.  Dem  Gesetzentwurf  liegt  das  System  der  lokalen  Trennung  \ 
von  Weiß  und  Schwarz  zu  Grunde.  Grundsätzlich  sollen  den  Weißen  j 
und  Schwarzen  getrennte  Fandst riche  für  Besiedelung  angewiesen  : 
werden.  In  den  ihnen  zugewiesenen  Uandstrichen  soll  den  Schwarzen 
eine  Art  eigener  Verwaltung  gewährt  werden,  sie  sollen  in  diesen  Be-  1 
zirken  zeigen,  was  sie  selbständig  nicht  nur  materiell  auf  dem  Gebiete 
der  Fand  Wirtschaft  und  der  Gewerbe,  sondern  auch  geistig  als  Ärzte,  ; 
Advokaten,  Beamte  etc.  leisten  können.  In  seiner  großen  Parlaments-  1 
rede  vom  20.  April  1917  hat  Botha  diese  Seite  seiner  Bill  besonders 
hervorgehoben,  um  den  Widerspruch  der  Engländer  zu  beseitigen.! 
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rotzdem  ergab  die  darauf  folgende  Abstimmung  über  die  zweite 
,esung  der  Bill  eine  Trennung  nach  Rassen.  Für  die  zweite  Lesung 
timmten  die  Buren,  dagegen  die  Engländer.  Es  zeigte  sich  eben,  daß 
ie  Gegensätze  in  der  Behandlung  der  Eingeborenenfrage  nicht  aus- 
ngleichen  sind  und  daß  bei  Aufstellung  des  Gesetzentwurfs  in  dem 
[erzen  des  Botha-Ministeriuns  zur  Abwechslung  wieder  einmal  das 
lurentum  den  Sieg  davon  getragen  hatte  über  die  british  civilisation. 
lein  Zweifel,  Botha  konnte  den  Entwurf  in  der  Parlamentstagung 
on  1918  mit  Unterstützung  der  Nationalisten  durch  eine  große  Mehr- 
eit  zum  Gesetz  werden  lassen;  er  hat  das  nicht  getan,  vielmehr  zu- 
itzt  erklärt,  das  Gesetz  könne  erst  nach  Friedensschluß  zu  Stande 
omnien.  Warum  dieses  Zurückweichen  in  einer  von  ihm  persönlich 
d heiß  verteidigten  Sache  ? Die  Rücksicht  auf  das  Engländertum 
rar  sicher  mitbestimmend,  aber  nicht  maßgebend.  Ausschlaggebend 
rar  für  Botha  zweifellos  die  Stimmung  unter  den  Eingeborenen  und 
ielleicht  noch  mehr  unter  den  sogenannten  Farbigen.  Diese  Stimmung 
ber  war  dem  Gesetzentwurf  absolut  feindlich;  setzte  Botha  das  Gesetz 
rotzdem  gegen  die  Stimmen  der  englischen  Unionisten  durch,  so 
rieb  er  die  Eingeborenen  und  vor  allem  die  stimmberechtigten 
'arbigen  des  Kaplandes  in  das  Lager  der  Unionisten.  Außerdem  waren 
ie  Ansprüche  dei  Faibigen  und  Eingeborenen  während  des  Krieges 
o gestiegen,  daß  ein  gewaltsamer  Ausbruch  der  gereizten  Stimmung 
Iler  dieser  Elemente  bei  Durchführung  des  geplanten  Gesetzes  nicht 
usgeschlossen  schien.  Dies  Risiko  aber  konnte  Botha  zu  den  anderen 
, asten  des  Krieges  niclr.  auf  sich  nehmen.  Die  Stimmung  unter  Far- 
»igen  und  Eingeborenen  der  Südafrikanischen  Union  war  während 
Les  Krieges  immer  unbehaglicher  geworden.  Zwar  hatte  zu  Beginn 
des  Krieges  die  Anpreisung  britischer  Milde  und  Gerechtigkeit  in  der 
Behandlung  der  Eingeborenen  gegenüber  der  angeblichen  deutschen 
Grausamkeit  ihre  Wirkung  nicht  verfehlt.  Tausende  von  Eingeborenen 
neideten  sich  zum  Dienst  gegen  die  Deutschen.  Wie  weit  in  Ostafrika 
üdafrikanische  Eingeborene  zum  Kampf  verwendet  wurden,  steht 
urzeii  nicht  fest.  In  Süd  west,  wro  die  Deutschen  grundsätzlich  die 
Eingeborenen  vom  Kampfe  zwischen  Weißen  fernhielten,  haben  die 
nglischen  Offiziere  Eingeborene  und  zwar  auch  Eingeborene  des 
Schutzgebiets  unbedenklich  in  die  Unions-Uniform  gesteckt  und  zum 
Kampfe  verwendet.  Botha  suchte  diese  Tatsache  zu  bestreiten,  er 
)ehauptete,  bei  den  Unionstruppen  seien  etwa  20  Eingeborene  als 
Späher  verwendet  worden.  Das  Gegenteil  kann  bewiesen  werden. 
Ges  weiteren  wurden  etwa  13  000  Eingeborene  in  Ar  beiter  bat  aillone 
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formiert  und  nach  Frankreich  geschickt.  Regierung  und  Jingopressi 
konnten  sich  anfangs  nicht  genug  tun  in  überschwänglichem  Fob  de 
Leistungen  und  loyalen  Haltung  der  Eingeborenen;  bald  aber  ändert \ 
sich  das  Bild.  Die  aus  Südwest,  Ostafrika  und  Flandern  zurück] 
kehrenden  farbigen  Kämpfer  für  die  Freiheit  der  Welt  zeigten  eini 
selbst  in  dem  durch  Bescheidenheit  der  Farbigen  nicht  verwöhnte] 
Südafrika  auffallende  Frechheit.  Es  kam  zu  Auflehnungen  gegen  di] 
Staatsgewalt,  die  Revolten  verzweifelt  ähnlich  sahen.  Plötzlich  machte 
die  Regierung  bekannt,  daß  auf  Grund  eines  Befehls  des  Königs  voll 
England  die  farbigen  Arbeiterbataillone  aus  Frankreich  zurückgezogen 
werden  müßten.  Nichtamtlich  wurde  als  Grund  für  diese  Maßnahmi 
der  Mangel  an  Schiffen  zum  Transport  nach  und  von  Frankreich  anj 
gegeben.  Im  Parlament  erklärte  die  Regierung,  daß  es  nicht  angängig 
sei,  jetzt  sich  über  die  Frage  auszulassen.  Die  Maßnahme  selbst  abd 
steigerte  die  Unzufriedenheit  der  Farbigen  und  Eingeborenen,  dk 
als  Kämpfer  für  die  Freiheit  der  Welt  gegen  den  deutschen  Despotis- 
mus nun  immer  lauter  als  Belohnung  gleiche  Rechte  mit  den  Weißeri 
beanspruchten.  Die  während  des  Krieges  erfolgte  Erhöhung  der  Löhne 
der  weißen  Arbeiter,  der  Gehälter  der  weißen  Beamten,  die  mit  jedem 
Jahr  zunahm,  steigerte  natürlich  die  Begehrlichkeit  der  Farbigen 
die  an  diesen  Erhöhungen  keinen  oder  nur  sehr  geringen  Anteil  hatten. 
Dazu  kamen  Maßnahmen  der  Eisenbahn  Verwaltung,  die  auf  Trennung 
von  Farbigen  und  Weißen  im  Eisenbahnverkehr  abzielten,  Anregungen 
auf  Einführung  des  Paßzwangs  und  der  ärztlichen  Untersuchung 
für  farbige  Dienstboten,  kurz  eine  Reihe  von  Momenten,  die  durch 
den  anerkannten  Führer  der  Africa  Political  Organisation,  deii 
malaischen  Dr.  Abduraliman  in  der  geschicktesten  Weise  ausgenutzf 
wurden,  um  eine  starke  Agitation  zum  Zusammenschluß  aller  Far-j 
bigen  und  Schwarzen  ins  Leben  zu  rufen.  Wurde  nun  noch  die  bei 
Farbigen  und  Eingeborenen  verhaßte  native  affairs  administratioq 
bill  zum  Gesetz,  so  konnten  die  Folgen  unübersehbare  sein.  Bothaj 
konnte  sich  aber  während  des  Krieges,  wo  viele  Tausende  Weißeij 
in  Südwest,  Ostafrika  und  Flandern  festgehalten  waren,  einem  Ein-I 
geborenen-Aufstand  nicht  aussetzen,  zumal  ein  solcher  Aufstand] 
mit  Sicherheit  den  ganzen  Betrieb  der  Goldminen  lahmgelegt  hätte.' 
Hier  ist  wohl  in  der  Hauptsache  der  Grund  zu  suchen,  aus  dem  Botha 
den  Rückzug  im  Kampf  um  die  native  affairs  administration  bill 
antrat.  Die  Frage  ist  nur,  ob  dieser  Rückzug  geeignet  ist,  die  einmal 
vorhandenen  Schwierigkeiten  zu  beseitigen  oder  auch  nur  zu  mildern. 
Die  mit  Mühe  unterdrückten  Streiks  der  Eingeborenen  in  Johannes^ 
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Durg  und  auf  dem  Rand  im  Juni  1918  zeigen,  daß  die  Gärung  unter 
len  Eingeborenen  eher  wächst  als  nachläßt,  das  Ergebnis  der  Volks- 
zählung vom  Mai  1918,  nach  dem  die  weiße  Bevölkerung  im  Durch- 
schnitt um  11%,  die  farbige  aber  um  16%  gestiegen  ist,  ist  ein  leuch- 
endes Menetekel  für  alle,  die  da  glauben,  die  Eingeborenenfrage 
n Südafrika  werde  sich  durch  Hinziehen  einschläfern  lassen.  Kaum 
kvar  in  Europa  der  Waffenstillstand  abgeschlossen,  so  richtete  sich 
iie  englische  Partei  in  Südafrika  auf  die  neuen  Verhältnisse  ein. 
Sie  glaubte  die  Zeit  für  gekommen,  sich  der  Eingeborenen  nach  alter 
Praxis  als  Stütze  gegen  die  Buren  zu  versichern.  In  einer  großen 
Eingeborenen- Versammlung  in  Kapstadt,  in  welcher  der  frühere 
englische  Oberbürgermeister  dieser  Stadt,  Sir  Frederic  Smith,  den 
Vorsitz  führte,  wurde  einstimmig  eine  Resolution  gefaßt,  welche 
volle  bürgerliche  und  politische  Gleichstellung  der  Eingeborenen 
und  Farbigen  mit  den  Weißen  verlangt. 

Die  Regierung  von  Südafrika  — mag  nun  Botha,  Smuts,  Hertzog  oder 
der  Unionist  Swart  an  ihrer  Spitze  stehen  — wird  binnen  kurzem 
gezwungen  sein,  eine  befriedigende  Eösung  der  Frage  zu  finden,  wenn 
nicht  Südafrika  rettungslos  dem  Schicksal  der  südamerikanischen 
Republiken  verfallen  und  ein  Staat  von  Bastards  und  Schwarzen 
werden  soll.  Die  einzige  Möglichkeit,  Südafrika  wenigstens  zum  Teil 
der  weißen  Rasse  zu  retten,  liegt  auf  dem  von  Botha  beschrittenen 
Weg,  der  territorialen  Trennung  von  Weiß  und  Schwarz.  Jeder  Tag 
aber,  um  den  sich  die  Eösung  der  Frage  verzögert,  erschwert  diesen 
Weg.  Das  Engländertum  in  der  Union  hat  seine  guten  Gründe,  eine 
befriedigende  Eösung  der  Eingeborenenfrage  durch  ein  Burenmini- 
sterium überhaupt  zu  hinter  treiben.  Gelänge  es  dem  Ministerium  auf 
Grund  der  territorialen  Trennung  die  Eingeborenen  und  Buren  zu  be- 
friedigen, so  wäre  seine  Stellung  gegenüber  der  englischen  Unionisten- 
Partei  ungleich  stärker  als  bisher  und  dem  Engländertum  eine  Waffe 
genommen,  mit  der  es  seit  Besitzergreifung  des  Kaplandes  dauernd 
und  mit  Erfolg  die  Buren  bekämpft  hat.  Die  Eingeborenen  und  Far- 
bigen gegen  die  Buren  auszuspielen,  war  ein  Mittel,  auf  das  die  Eng- 
länder immer  mit  Erfolg  zurückgegriffen  haben.  Botha  hat  auch  sehr 
wohl  herausgefühlt,  daß  dem  Widerstand  der  Engländer  gegen  seine 
native  affairs  administration  bill  dies  alte  Motiv  zu  Grunde  lag. 
Nicht  umsonst  hat  der  zurückhaltende  Mann  in  seiner  Rede  am  20. 
April  1917  sein  Volk  in  leidenschaftlicher  Weise  gegen  den  von  eng- 
lischer Seite  erhobenen  Vorwurf  verteidigt,  daß  die  Eingeborenen 
von  den  Buren  hart  und  ungerecht  behandelt  würden.  Gerade  bei 
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Botha  hatten  die  Engländer  mit  diesem  Vorwurf  die  empfindlichste 
Stelle  getroffen.  Denn  mit  viel  mehr  Grund,  als  heute  von  den  Eng] 
ländern  und  ihren  Nachbetern,  Herrn  Botha  eingeschlossen,  von 
deutscher  Barbarei  und  deutschem  Absolutismus  gesprochen  wird,! 
kann  man  von  Unterdrückung  der  Eingeborenen  durch  die  Buren! 
sprechen.  Man  muß  sich  nur  hüten  zu  glauben,  es  sei  die  reine  Menschen! 
freundlichkeit,  wenn  der  britischen  Unionisten-Partei  in  Südafrika) 
Bothas  Gesetzes  Vorschlag  unannehmbar  erscheint.  Die  Engländer 
hatten  und  haben  das  Glück,  daß  bei  ihnen  Freiheit  und  Menschen-} 
freundlichkeit  immer  eng  verbunden  sind  mit  ihren  politischen  und) 
finanziellen  Interessen.  Und  da  das  Engländert  um  in  Südafrika! 
glaubt,  sich  die  Eingeborenen  warm  halten  zu  müssen,  um  sie  auch 
künftig  gegen  die  Buren  ausspielen  zu  können,  kann  es  der  Botha- 
Regierung  nicht  gestatten,  eine  vernünftige  Eingeborenengesetz- 
gebung durchzuführen,  mag  auch  Botha  die  Unionisten  in  den  rührend-j 
sten  Tönen  beschwören,  die  Zukunft  Südafrikas  nicht  dadurch  zu 
gefährden,  daß  sie  die  für  diese  Zukunft  wichtigste  Frage  zu  einem, 
offenen  Streit  zwischen  den  beiden  weißen  Rassen  werden  lassen.) 
Wenn  Botha  nicht  mit  Blindheit  geschlagen  war  oder  absichtlich  die 
Augen  schloß,  muß  er  hier  an  einem  praktischen  und  entscheidenden) 
Fall  gesehen  haben,^ wohin  seine  Versöhnungspolitik  führt:  zum  Ver- 
derben der  beiden  weißen  Rassen  in  Südafrika,  denn  dem  Engländer 
liegt  nur  an  einem  britischen  Südafrika,  kann  er  das  nicht  haben., 
dann  ist  ihm  ein  Bastardraubstaat,  den  er  geschäftlich  schon  genügend 
ausplündern  wird,  lieber  als  ein  Südafrika,  in  dem  das  Burenelement 
ausschlaggebend  ist.  In  dem  modernen  Engländertum  ist  eben  das 
ganze  Fühlen  und  Denken  beherrscht  durch  die  Sucht  Geld  zu  machen; 
eine  Folge  dieser  Sucht  ist  nicht  nur  die  unersättliche  Uändergier  j 
sondern  ebenso  der  sogenannte  Schutz  der  kleinen  Nationen.  Diesen  j 
Schutz  läßt  England  (unter  Umständen  in  der  drastischen  Form  der  i 
Wegnahme  der  Handelsflotte)  allen  denen  angedeihen,  die  als  ernst- 
licher Konkurrent  auf  dem  Weltmarkt  nicht  mehr  auftreten  können 
und  willig  oder  unwillig  die  Klienten  der  englischen  Geldmacht  werden,  j 
Die  Sucht,  Geld  zu  machen,  hat  England  in  den  Krieg  mit  Deutsch- 
land, das  es  für  seinen  gefährlichsten  Konkurrenten  hielt,  getrieben ;! 
und  es  ist  eine  Ironie  der  Weltgeschichte,  daß  England,  das  geschäfts- 
kluge, sich  in  diesem  Krieg,  anstatt  einen  Konkurrenten  loszuwerden, 
systematisch  zwei  viel  gefährlichere  Konkurrenten  großgezogen  hat: 
Nordamerika  und  Japan.  Ob  bei  der  rücksichtslosen  Art,  wie  Südafrika  ; 
in  der  Schiffahrtsfrage  von  England  sowohl  wie  von  Nordamerika  ! 
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ehandelt  wurde,  Botha  machmal  der  Gedanke  aufdämmerte,  daß 
; einen  falschen  Kurs  steuerte  und  vom  Mutterland  sowohl  wie  von 
sm  großen  Bruder  über  dem  Ozean  Südafrika  heute  schon  nicht 
tiders  bewertet  wird  als  einer  der  südamerikanischen  Raubstaaten  ? 
Wo  wir  in  der  Politik  Südafrikas  hinschauen,  stoßen  wir  im  letzten 
[oment  auf  die  Person  Bothas.1)  Es  ist  eben  hier,  wie  beinahe  überall 
1 rein  demokratisch  organisierten  Staaten:  nicht  die  Ansichten  und 
er  Wille  des  Volks  sind  entscheidend,  sondern  einzelne  geschickte 
ührer,  bei  denen  häufig  weniger  der  Charakter  als  die  politische 
indigkeit  ausschlaggebend  ist.  Kein  Zweifel:  die  große  Mehrheit  des 
lurenvolkes  war  von  Anfang  bis  zu  Ende  im  Herzen  gegen  den  Krieg 
dt  Deutschland.  Man  lese  nur  die  Redaktionsbemerkungen  der 
Volkstem”  zu  den  Reuternachrichten  und  man  wird  sehen,  daß  die 
ympathien  dieses  führenden  Organs  der  Botha-Partei  mehr  auf 
eutscher  als  auf  englischer  Seite  zu  suchen  sind.  Trotzdem  ist  es 
otha  durch  J onglieren  mit  halb  richtigen,  halb  falschen  Argumenten 
düngen,  die  Masse  seiner  Anhänger  bei  der  britischen  Flagge  zu 
alten.  Mit  der  Mine  des  friedliebenden  Mannes  beteuerte  er,  zu  diesem 
Heg  für  die  Freiheit  der  Welt  im  Interesse  Südafrikas,  das  kein 
lensch  anzugreifen  dachte,  gezwungen  zu  sein,  durch  seine  Werk- 
mge  aber  ließ  er  fortgesetzt  in  der  giftigsten  Weise  gegen  Deutsch- 
.nd  hetzen.  Und  wenn  seine  Anhänger  trotzdem’ aufsässig  zu  werden 
rohten,  dann  wurde  ihnen  versichert,  Süd  west  sei  nur  angegriffen 
orden,  weil  sonst  die  Engländer  das  Schutzgebiet  mit  australischen 
nd  indischen  Truppen  angegriffen  hätten  und  dann  für  die  Union 
lies  verloren  gewesen  wäre.  Aber  seiner  innerlich  zwiespältigen  Natur 
atsprechend  konnte  er  die  vollen  Konsequenzen  seiner  Stellung- 
ahme doch  nicht  ziehen.  Er  wußte,  daß  er  dem  Volk,  das  widerwillig 
1 den  Krieg  heineingezogen  wurde,  die  Zwangsaushebung  nicht  zü- 
rnten durfte,  da  der  Bur  in  ihm  noch  stark  genug  war,  um  einzusehen, 
aß  es  keinen  Sinn  hat,  die  Blüte  seiner  Volksgenossen  in  Frankreich 
egraben  zu  lassen.  Er  fühlte,  daß  seine  Versöhnungspolitik  ihm 
eder  die  Engländer  noch  die  Nationalisten  gewinnen  konnte,  aber 
: fürchtete  auf  der  einen  Seite,  die  Masse  seiner  Anhänger  zu  ver- 
sren,  wenn  er  eine  zu  enge  Koalition  mit  der  englischen  Unionisten- 
artei  einging,  und  auf  der  anderen  Seite  war  sein  politischer  Ehrgeiz 

i groß,  um  die  Macht  mit  den  ihm  persönlich  verhaßten  Führern 

*)  Botha  ist  inzwischen,  kurz  nach  seiner  Rückkehr  von  Versailles,  wo  er 
it  seinem  Freunde,  nunmehrigen  Nachfolger  Smuts  die  südafrikanische  Union 

ii  den  Friedensverhandlungen  vertrat,  gestorben. 
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der  Nationalisten  zu  teilen.  So  versumpfte  die  innere  Politik  d 
Union:  keine  Reform  des  veralteten  und  ungenügenden  Finan, 
Systems,  keine  Reform  der  kläglichen  Verwaltung,  kein  entscheidend»; 
Schritt  in  der  immer  gefährlicher  werdenden  Eingeborenen  frag] 
Bald  wird  den  Engländern,  bald  den  Buren  ein  Brocken  hingeworfe: 
um  sie  zu  beschwichtigen,  bald  wird  den  Eingeborenen  mit  der  Peitscl 
gedroht,  bald  werden  sie  mit  Schmeicheleien  überhäuft. 

Und  nun  nach  dem  Frieden?  Wird  die  Nachfolgerin  der  Bothj 
Regierung  von  den  barbarischen  Mitteln  Gebrauch  machen,  die  il 
der  angeblich  von  demokratischer  Gerechtigkeit  diktierte  Gewalj 
frieden  gibt  und  das  Deutschtum  im  ganzen  Südafrika  vernichtet 
Von  der  Richtung,  welche  die  Politik  der  südafrikanischen  Regieruf 
in  den  nächsten  Jahren  einschlagen  wird,  hängt  nicht  nur  das  Schicks? 
des  Deutschtums  in  Südafrika,  sondern  das  Schicksal  von  ganz  Stic 
afrika  ab.  Die  innere  Politik  der  nächsten  Jahre  wird  für  die  Fra^ 
entscheidend  werden,  ob  die  Vorherrschaft  des  weißen  Mannes 
Südafrika  erhalten  bleiben  soll,  oder  ob  sie  untergehen  soll  in  einej 
Staatengebilde,  in  dem  bald  der,  bald  jener  Demagoge  mit  Hilfe  de 
farbigen  Masse  die  Gewalt  an  sich  reißt. 
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Über  4 Jahre  hat  der  Kriegsgott  unter  den  Völkern  der  Erde  ge- 
iltet, Massenheere  wurden  auf  geboten,  wie  sie  die  Welt  nie  gesehen 
atte,  gewaltige  Schlachten  forderten  in  wenigen  Tagen  mehr  Menschen- 
iben als  sonst  Jahre  des  Kampfes  und  mit  Recht  wird  dieser  Krieg 
er  Weltkrieg  genannt.  Alle  großen  Kriege,  die  bisher  die  Geschichte 
ennt,  waren  immer,  selbst  wenn  alle  zur  Zeit  des  Krieges  geschichtlich 
•bendigen  Kräfte  der  Menschheit  aufeinander  stießen,  auf  kleinere 
der  größere  Teile  der  Erdoberfläche  beschränkt.  Erst  diesem  Kriege 
^r  es  bestimmt,  alle  Teile  der  Erdoberfläche,  von  Kiautschou  über 
ie  Ostküste  Südamerikas  bis  Indien  und  Australien,  vom  Kap  der 
Uten  Hoffnung  bis  Archangelsk,  in  seine  Kreise  zu  ziehen.  Nicht  nur 
ie  zivilisierten  Völker  und  Staaten  sind  samt  und  sonders  direkt 
der  indirekt  in  diesen  gigantischen  Kampf  hineingezogen,  nein, 
ach  so  absurde  und  verkommene  Zerrbilder  von  Staaten,  wie  die 
:hmutzigen  Negerrepubliken  von  Haiti  und  Liberia,  haben  an  Deutsch- 
md  den  Krieg  erklärt  als  die  berufenen  Vorkämpfer  für  britische 
reiheit  und  britische  Zivilisation,  als  Retter  der  Zukunft  der  Welt 
egen  das  Volk  der  Dichter  und  Denker.  Kein  Wunder,  daß  sich  unter 
iesen  Umständen  nicht  nur  bei  allen  beteiligten  Völkern  durch  die 
,eiden  des  Krieges  ein  tiefes  Friedensbedürfnis  herausgebildet  hat, 
ondern  daß  auch  überall  die  Frage  aufgeworfen  wird,  wie  ist  nach 
em  Kriege  ein  dauernder  Friede  zu  sichern,  und  daß  mit  dieser  Frage 
ler  Gedanke  eines  ewigen  Völkerfriedens  lebhafter  erörtert  wird  als 
i Und  in  der  Tat  gibt  der  Zusammenstoß  der  ganzen  Welt  mit  den 
leweisen  höchster  Opferwilligkeit  einerseits,  den  Erscheinungen 
;rasser  Brutalität  und  nackter,  bis  aufs  Äußerste  getriebener  Inter- 
ssenpolitik  andererseits  t dem  Beobachter  mehr  Material  als  irgend 
in  anderer  Zeitpunkt  der  Weltgeschichte  vor  und  vielleicht  auch 
ach  diesem  Kriege.  Die  folgenden  Ausführungen  unterlassen  eine 
Erörterung  der  Frage,  ob  denn  ein  ewiger  Frieden  überhaupt  im 
nteresse  der  Entwicklung  der  Menschheit  hegt,  ob  er  nicht  vielmehr 
ait  dem  Ende  des  Kampfes  auf  dieser  Erde  auch  das  Ende  allen 
;eistigen  Lebens  der  Menschheit  herbeiführen  müsse.  Siebeschränken 
ich  auf  die  Frage:  Gibt  es  überhaupt  einen  Weg,  um  auf  dieser  un- 
ollkommenen  Welt  zu  dem  Ziele  des  ewigen  Friedens  zu  gelangen  ? 

Theoretisch  bieten  sich  zwei  Wege  zum  ewigen  Frieden.  Einmal 
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wäre  es  denkbar,  daß  die  Menschheit  ganz  unabhängig  von  öffentlich-^ 

rechtlichen  Vereinbarungen  oder  Einrichtungen  dadurch  zum  ewigenj 
Frieden  gelangt,  daß  sie  in  allen  ihren  Einzelwesen,  staatlichen  und 
sozialen  Verbindungen  von  der  Notwendigkeit  und  Selbstverständ- 
lichkeit des  unbedingten  Friedens  so  durchdrungen  wird,  daß  diese; 
Sinneseinheit  jeden  Kampf  ausschließt.  Ist  eine  derartige,  jedem 
Einzelwesen,  jeder  Körperschaft,  jedem  Staat  zu  Fleisch  und  Blut 
gewordene  Sinneseinheit  je  zu  erreichen  und  auf  welchem  Wege  ? 
Sie  wäre  zweifellos  nur  zu  erreichen,  wenn  sämtliche  Völker  der  Erde 
zusammengefaßt  würden,  entweder  unter  einer  ganz  einheitlichen, 
das  Fühlen  und  Denken  der  Völker  in  gleicher  Weise  beherrschenden 
Kultur  oder  mindestens  unter  einer  ihr  ganzes  Beben  unbedingt 
beherrschenden  Religion. 

Daß  sich  die  kulturelle  Entwicklung  der  Menschheit  in  stets  auf- 
steigender Einie  bewege,  ist  ein,  der  großen  Mehrzahl  der  Gebildeten 
der  modernen  Welt  gemeinsamer  Glaubenssatz.  Aber  logischer  Weise* j 
müßte  eine  solche  Entwicklung  schließlich  zu  einer  inhaltlich  und 
formell  gleichen  Einheitskultur  der  ganzen  Menschheit  führen.  Wei 1 
die  Tagesliteratur  der  letzten  Jahrzehnte  verfolgt  hat,  dem  kani'l 
nicht  entgangen  sein,  wie  überall,  nicht  nur  in  Deutschland,  der  Ge- 
danke hervortrat,  daß  die  Fortschritte  auf  naturwissenschaftlichem 
und  technischem  Gebiete,  besonders  die  außerordentliche  Erleich-! 
terung  des  Verkehrs  und  die  damit  verbundene  Verquickung  der 
materiellen  Interessen  die  Völker  einander  stets  näher  bringe  und  da- 
mit der  gesamten  Weltkultur  — außerhalb  Deutschlands  wird  be- 
zeichnender Weise  meist  der  Ausdruck  Zivilisation  gebraucht  — 
einen  immer  einheitlicheren  Charakter  gebe.  Das  ist  in  einem  gewissen 
Umfang  richtig.  Äußerlich  und  formell  hat  das  Beben  der  Völker, 
die  heute  die  Kulturwelt  ausmachen,  eine  gewisse  Gleichförmigkeit 
angenommen.  Der  Eisenbahnverkehr  spielt  sich  überall  in  gleichen 
oder  ähnlichen  Formen  ab,  die  Großindustrie  zeigt  in  der  Art  ihres 
Betriebes,  und  zwar  nicht  nur  nach  der  technischen  Seite  hin,  eine 
gewisse  Gleichmäßigkeit,  die  sozialen  Verhältnisse,  welche  die  In- 
dustrialisierung bei  verschiedenen  Völkern  geschaffen  hat,  und  die 
auf  ihr  beruhenden,  ins  Staatsleben  übergreifenden  Bestrebungen 
zeigen  große  Verwandtschaft;  die  Naturwissenschaften,  Technik 
und  Medizin,  arbeiten  im  wesentlichen  in  der  gleichen  Richtung  und 
können  als  internationale  Wissenschaften  bezeichnet  werden.  Anders 
liegt  die  Sache  schon  auf  dem  Gebiete  der  Kunst.  Hier,  wo  die  reine 
Verstandestätigkeit  nicht  ausreicht,  wo  Phantasie  und  Gefühl  eine! 
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wesentliche  Rolle  spielen,  treten  trotz  des  gesteigerten  gegenseitigen 

Verkehrs  die  nationalen  Eigenheiten  immer  wieder  entscheidend 
.lervor. 

Auch  auf  dem  Gebiete  des  staatlichen  Lebens  schien  über  Fragen 
nicht  nur  des  Völkerrechts  sondern  auch  des  internationalen  Privat- 
rechts eine  Einheitlichkeit  ereicht  zu  sein,  die  sich  Hugo  Grotius  und 
seine  Nachfolger  kaum  träumen  ließen.  Eine  Masse  von  Einzelver- 
trägen wurden  zwischen  den  verschiedenen  Staaten  abgeschlossen  und 
das  Werk  internationaler  Verständigung  hatte  eine,  wenn  auch 
mangelhafte  Krönung  durch  die  Tätigkeit  der  Haager  Friedens- 
konferenz vom  Jahre  1899  und  1907  erfahren. 

Und  was  lehrt  uns  nun  der  große  Weltkrieg? 

Ich  habe  in  der  Einsamkeit  der  Gefangenschaft  Liszts  Völkerrecht 
und  alle  mir  zugänglichen  internationalen  Verträge  eingehend  studiert 
und  kaum  einen  Satz,  kaum  einen  Paragraphen  gefunden,  der  nicht 
in  diesem  Kriege  von  einer  oder  der  andern  Seite  gebrochen  worden 
wäre.  Daraus  erhellt  klar,  wie  oberflächlich  die  angebliche  Einheit- 
lichkeit im  Rechtsbewußtsein  der  sogenannten  zivilisierten  Staaten 
llind  Völker  saß.  Daraus  folgt  aber  auch  unbestreitbar,  daß  ein  Volk, 

1 wenn  seine  Lebensinteressen  angegriffen  werden,  wenn  es  im  Stande 
der  Notwehr  um  Sein  oder  Nichtsein  kämpfen  muß,  sich  an  inter- 
nationale Rechtssätze  und  Verträge  überhaupt  nicht  halten  kann. 
Derjenige,  der  das  Recht  bricht,  ist  aber  vom  sittlichen  Standpunkte 
. aus  nicht  der,  der  in  der  Notwehr  sich  gegen  formale  Rechtssätze 
oder  Verträge  versündigt,  sondern  derjenige,  der  das  Leben  des  Andern 
vernichten  will,  und  wenn  er  sich  dabei  noch  so  sehr  auf  formales 
Recht  beruft.  In  dieser  Beziehung  haben  die  Engländer  wieder  ihre 
alte  Meisterschaft  bewiesen.  Es  gibt  keinen  Vertrag,  den  der  Engländer 
nicht,  selbst  gegen  noch  so  klaren  Sinn  und  Wortlaut,  in  seinem 
Interesse  auszulegen  wüßte,  mit  einer  pharisäischen  Heuchelei,  die 
dem  ganzen  Volke  so  in  Fleisch  und  Blut  übergegangen  ist,  daß  die 
große° Mehrzahl  des  Volkes  sich  dieser  Heuchelei  gar  nicht  mehr  be- 
wußt ist.  Der  Engländer  wird  nie  zugeben,  daß  er  einen  Vertrag  oder 
; einen  internationalen  Rechtssatz  gebrochen  hat,  denn  bei  ihm  steht 
I unerschütterlich,  besonders  auf  dem  Gebiete  des  Seekrigs,  fest,  daß 
alles  was  er  tut  — und  er  tut  nur,  was  in  seinem  materiellen  Interesse 
liegt  — eo  ipso  Recht  ist.  Es  gibt  nur  einen  Punkt,  wo  der  Engländer 
auch  für  das  Recht  des  andern  empfindlich  wird,  nämlich  da,  wo  er 
wirksame  Repressalien  befürchten  muß.  Gegen  das  bis  zum  Stumpf- 
sinn ausgebildete  Bewußtsein  des  Engländers,  daß  er  selbst  nie  Un- 
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recht  tun  kann,  gibt  es  eben  nur  ein  Mittel,  das  ist  die  Gewalt.  W< 
daran  zweifelt,  der  lese  die  Auslassungen  nicht  nur  der  englische! 
Regierung,  sondern  der  gesamten  englischen  Presse  im  Laufe  d< 
Krieges,  von  der  London  Times  bis  herab  zu  dem  elendesten  kok 
nialen  Winkelblatt.  Überall  dasselbe  Lied,  England  das  freie  und  reim 
kann  kein  Unrecht  tun.  Es  ist  eines  der  hervorragendsten  Merkmal 
germanischer  Sinnesart,  auch  dem  Gegner  Gerechtigkeit  widerfahre 
zu  lassen,  und  gerade  bei  dem  Deutschen  droht  diese  Eigenschai 
immer  wieder  auszuarten  zum  schweren  Nachteil  für  das  eiger 
Volk.  Der  Engländer  hat  diese  germanische  Gewissenhaftigke: 
jedenfalls  auf  politischem  Gebiet  zum  Vorteil  seiner  Politik  längs 
abgestreift. 

Aber  nicht  nur  auf  dem  Gebiete  des  internationalen  Rechts  suche 
wir  in  diesem  Kriege  vergebens  nach  den  ausgleichenden  und  läii 
ternden  Wirkungen  der  fortschreitenden  Kultur;  heute,  wo  die  Volke 
vielfach  durch  Okkupation  fremden  Landes  und  Internierung  fremde! 
Kriegsgefangener  und  fremder  Privatpersonen  in  Beziehungen  gd 
treten  sind,  bei  welchen  internationale  Rücksichten  in  den  Hinteij 
grund  treten  und  der  Volkscharakter  sich  in  seiner  Nacktheit  zeigt 
muß  man  sich  ernstlich  fragen,  ob  sich  denn  die  Völker  durch  dei 
erleichterten  und  gesteigerten  Verkehr,  durch  die  Errungenschaftei 
der  Technik,  die  Verquickung  der  materiellen  Interessen  innerlicl 
näher  gekommen  sind.  Ja  man  wird  einen  Schritt  weiter  gehen 
und  fragen  müssen,  ob  denn  in  der  inneren  Entwicklung  der  Volke] 
überhaupt  ein  Zug  nach  größerer  Einheitlichkeit  im  Fühlen  und  Denkei! 
wahrzunehmen  ist,  ob  nicht  das  Ergebnis  der  modernen  Entwicklung 
in  der  Richtung  auf  Gleichförmigkeit  des  Lebens  ein  rein  äußerliche; 
ist,  und  man  deshalb  diese  auf  der  Oberfläche  sitzende  Einförmigkeit 
nicht  besser  mit  Zivilisation  als  mit  Kultur  bezeichnet.  Ans  eigene! 
Erfahrung  kann  ich  nur  über  unser  Verhältnis  zu  den  Engländern 
sprechen.  Seit  dem  Jahre  1915  sah  ich  vor  und  über  mir  britische  Ver- 
waltung und  britische  Strafrechtspflege  — eine  Zivilrechtspflege  hat  dei 
Peindim  Schutzgebiet  von  Südwestafrika  überhaupt  nicht  eingerichtet, 
Ich  sage  britischeV  erwaltung  und  britische  Rechtspflege,  denn  wenn 
auch  die  Verwaltung  von  der  südafrikanischen  Union  geführt  wird,  dem 
Geist  und  der  Form  nach  ist  Verwaltung  und  Rechtspflege  rein! 
britisch  und  alle  grundsätzlichen  Weisungen  kommen  von  London  1 
Und  wie  charakterisiert  sich  diese  Regierung?  In  unserer  Jugend 
wurde  uns  vom  Katheder  herab  britische  Verwaltung  und  britische 
Rechtspflege  gepriesen  als  von  germanischem  Geist  durchdrungenes 
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achahmenswertes  Ideal.  Die  harte  Wirklichkeit  zeigt  uns  in  der 
ritisclien  Verwaltung  nicht  etwa  eine  Wahrnehmung  der  Interessen 
;r  Allgemeinheit  unter  strenger  Beobachtung  der  Gesetze  und  Ver- 
rdnungen,  sondern  eine  ins  Belieben  der  einzelnen  Verwaltungs- 
rgane  gestellte  Regiererei,  deren  oberstes  Prinzip  eine  Wahrung 
er  Interessen  der  herrschenden  Partei  und  ihres  Anhanges  ist.  Die 
trafgerichtsbarkeit  vollends  ist  erstarrt  in  einem  Formalismus,  bei 
em  die  Frage  nach  Recht  oder  Unrecht  ganz  in  den  Hintergrund 
dtt.  Die  ganze  Strafrechtspflege  ist  nichts  als  ein  kontradiktorisches 
'erfahren  zwischen  Ankläger  und  Angeklagtem,  bei  dem  derjenige 
en  Sieg  davonträgt,  der  den  Formalismus  dieses  Verfahrens  am  besten 
eherrseht.  Ein  erfahrener  Jurist,  der  Gelegenheit  hatte,  eine  Anzahl 
ritischer  Strafprozesse,  zum  Teil  als  Verteidiger  des  Angeklagten, 

1 ihrem  Verlaufe  zu  verfolgen,  hat  seine  Ansicht  dahin  zusammen- 
efaßt : das  britische  Strafverfahren  scheint  eigens  erfunden  für  reiche 
,eute,  gewissenlose  Advokaten  und  Gauner.  Britische  Verwaltung  und 
nitische  Rechtspflege  gehen  von  Auffassungen  aus,  die  dem  deutschen 
techtsbewußtsein,  der  deutschen  Gesetzgebung  und  Praxis  absolut 
remd  sind,  und  wenn  früher  immer  der  gemeinsame  germanische  Zug 
n deutscher  und  britischer  Kultur  hervorgehoben  wurde,  so  kann 
ch  diesen  gemeinsamen  Zug  heute  in  Verwaltung  und  Rechtspflege 
licht  mehr  finden.  Man  wird  auch  nicht  einwenden  können,  daß  es 
ich  hier  um  eine  koloniale  Abart  britischen  Wesens  handle,  denn 
jerade  in  Verwaltung  und  Rechtspflege  ist  auch  in  Südafrika  bri- 
isehe  Form  und  britischer  Geist,  herrschend  geworden,  und  an  ihren 
Tüchten  sollt  ihr  sie  erkennen. 

Wenn  wir  so  auf  internationalem  und  dem  inneren  Rechtsgebiet 
lerartig  schwerwiegende  Unterschiede  in  der  Auffassung  zweier, 
ursprünglich  , blutsverwandter  Völker  sehen,  so  erhebt  sich  immer 
.vieder  die  Frage,  ob  mit  steigender  Kultur  sich  die  Völker  in  ihrem 
nneren  Wesen  nähern,  oder  ob  nicht  vielmehr  gerade  die  steigende 
Kultur  im  Fühlen  und  Denken  der  Völker  größere  Unterschiede 
leitigt.  Viele  Momente  sprechen  dafür.  Zeitigt  doch  auch  in  einem 
rational  geschlossenen  Volke  die  höhere  Kultur  viel  mehr  körperlich 
rnd  seelisch  verschiedene  Einzelwesen,  als  der  Zustand  der  Unkultur 
in  dem  die  Masse  eines  Volkes  oft  einen  beinahe  geschlossenen  Typ 
larstellt.  Ebenso  wie  der  einzelne  Mensch  ist  auch  das  Volk  em  Produkt 
:1er  Scholle  und  des  Klimas.  Solange  es  auf  dieser  Erde  Berg  und  Tal, 
solange  es  heiße,  gemäßigte  und  kalte  Zonen  gibt,  so 'lange  wird  das 
Fühlen  und  Denken  der  Völker  verschieden  bleiben,  nicht  einmal 
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innerhalb  einer  einzelnen  Nation  wird  sich  eine  absolute  Gleichhei 
erreichen  lassen.  Äußerlich  wird  die  Menschheit  vielleicht  gleich 
förmiger  werden,  der  Neger  wird  Hosen  tragen,  die  Briefmarken  uni 
Eisenbahnfahrkarten  werden  sich  einheitlich  gestalten  lassen,  di 
gepriesene  Zivilisation  der  Engländer  und  Franzosen  wird  sich  weite] 
und  weiter  ausdehnen,  aber  das,  was  wir  unter  Kultur  verstehen,  di 
Veredelung  des  innerlichen,  geistigen  und  seelischen  Bebens  der  Einzel 
menschen  und  der  Nationen  wird  kaum  je  zu  einem  derartigen  Gra^ 
der  Einheitlichkeit  kommen,  daß  wir  mit  Notwendigkeit  zu  einen 
Zustand  ewigen  Friedens  gelangen  müssen.  Auch  kein  philosophische 
System  wird  im  Stande  sein,  der  Menschheit  diese  Einheitlichkei 
im  Fühlen  und  Denken  zu  schaffen.  Denn  jedes  philosophische  Systen 
beruht  im  letzten  Grunde  arjf  dem  Fühlen  seines  Urhebers,  es  beginn] 
mit  einem  unbeweisbaren  Axiom  und  endet  mit  einem  Schlußsatz 
der  im  Grunde  ebensowenig  beweisbar  ist,  wie  das  Axiom,  so  logiscl 
richtig  auch  die  mittleren  Glieder  dieser  Stufenleiter  von  Gedankei 
auf  gebaut  sein  mögen. 

Hier  könnte  nur  eines  helfen,  eine  die  ganze  Menschheit  mit  einen 
unbestrittenen  Autoritätsglauben  umfassende  positive  Religion.  Unc 
welche  Religion  könnte  dazu  geeigneter  erscheinen  als  das  Christen 
tum,  das  in  die  Welt  trat  mit  den  Worten:  Friede  sei  mit  Euch.  Aller] 
dings  Jesus  Christus  hat  diesen  Frieden  rein  innerlich  aufgefaßt  al< 
den  Seelenfrieden  jedes  einzelnen,  er  hat  jede  unmittelbare  Eiwnir] 
kung  auf  die  äußerliche  Gestaltung  der  Beziehungen  der  Menscher 
untereinander  abgelehnt  mit  den  Worten:  mein  Reich  ist  nicht  vor 
dieser  Welt.  Aber  denkt  man  sich  die  Menschheit  in  allen  ihren  Glie- 
dern durchdrungen  von  dem  Grundprinzip  des  Christentums,  dei 
von  Jesus  gepredigten  reinen  und  ganz  selbstlosen  Nächstenliebe, 
so  müßte  dieser  Zustand  unbedingt  zum  ewigen  Frieden  führen. 
Dann  aber  wäre  das  Himmelreich  tatsächlich  herbeigekommen,  die 
Geschicke  der  Menschheit  wären  erfüllt.  Daß  der  Gedanke  des  ewigen 
Friedens  tief  im  Christentum  begründet  ist,. das  zeigt  auch  die  Ge- 
schichte der  christlichen  Kirche.  Kaum  hatte  sich  das  Christentum 
in  der  Kirche  eine  äußere  Organisation  geschaffen,  so  traten  auch  die 
Bestrebungen  hervor,  dieser  Kirche  die  Herrschaft  über  die  Staats- 
gewalt zu  verschaffen.  Ich  weiß  nicht,  ob  in  irgend  einer  päpstlichen 
Kundgebung  der  Gedanke  Ausdruck  gefunden  hat,  daß  die  Kirche  die 
Herrschaft  über  den  Staat  beanspruchen  müsse,  um  den  ewigen  Frieden] 
herbeizuführen  und  zu  sichern.  Aber  in  dem  Satz,  daß  Gott  mehr  zu; 
gehorchen  sei,  als  den  Menschen,  und  deshalb  die  Staatsgewalt  der 
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drehe  nachstellen  müsse,  liegt  doch  mit  der  Gedanke,  daß  die  Kirche 
tie  Vorherrschaft  vor  dem  Staate  brauche,  um  die  idealen  Ziele  des 
Christentums;,  darunter  den  ewigen  Frieden,  zu  verwirklichen.  Man 
rird  nicht  annehmen  dürfen,  daß  die  großen  Päpste  des  Mittelalters 
n ihren  Kämpfen  mit  der  weltlichen  Gewalt  des  Staates  rein  von 
ierrschsucht  geleitet  waren,  sie  betrachteten  eben  die  Herrschaft 
iber  den  Staat  als  das  unumgängliche  Mittel,  um  die  Aufgaben  des 
Christentums,  wie  sie  sie  auffaßten,  zu  erfüllen.  Und  in  der  Tat  lag 
m Mittelalter,  wenigstens  für  das  unter  der  Herrschaft  der  römischen 
Kirche  zusammengefaßte  Abendland  die  Möglichkeit  eines  ewigen 
Friedens  unter  der  Autorität  der  Kirche  näher  als  heute.  Die  rein  auf 
Las  Christentum  der  römischen  Kirche  gegründete  Kultur  des  mittel- 
ilterlichen  Abendlandes  war  innerlich  einheitlicher  als  unsere  heu- 
ige Kultur  und  bot  eher  als  irgend  eine  heute  denkbare  Einrichtung 
lie  Möglichkeit,  einen  ewigen  Frieden  zu  schaffen,  gestützt  auf  die 
Autorität  der  Kirche,  die  in  ihrem  Haupr,  dem  Papste,  den  lebendigen 
\usdruck  fand.  Daß  das  Streben  der  Päpste,  trotz  vorübergehenden 
Sieges  über  die  Staatsgewalt  scheiterte,  daß  auf  dem  Boden  der 
römischen  Kirche  selbst  die  Einheit  der  Kultur  durch  Humanismus, 
Renaissance  und  Reformation  schließlich  gebrochen  wurde,  beweist 
iben  wieder,  daß  die  Veranlagung  der  Einzelmenschen  und  der  ein- 
zelnen Völker  zu  verschieden  ist,  um  dauernd  eine  Einheitlichkeit 
m Fühlen  und  Denken  der  Menschheit  herbeizuführen  und  zu  er- 
halten. An  dieser  Tatsache  ändert  der  Umstand  nichts,  daß  die  Papst- 
kirche sich,  um  die  Ziele  des  Christentums,  wie  sie  dieselben  auf- 
faßte, möglichst  rasch  zu  erreichen,  eine  Verfassung  gab  und  Mittel 
anwandte,  die  dem  Wesen  des  Christentums,  wie  es  uns  im  neuen 
Testament  entgegentritt,  nicht  entsprechen.  Wollte  das  Christentum 
in  der  Welt  des  römischen  Kaiserreichs  zur  Herrschaft  gelangen, 
so  mußte  es  sich  eine  Organisation  schaffen,  die  dem  altrömischen 
Staatsgedanken  verständlich  war.  Sowie  das  Urchristentum  auftrat 
mit  seinem  Grundsatz,  daß  vor  Gott  alle  Menschen  gleich  sind,  mit 
seinem  Gebot:  man  soll  Gott  mehr  gehorchen  als  den  Menschen, 
bedeutete  es  für  den  römischen  Staat  eine  Gefahr,  eine  Verneinung 
des  Staatsgedankens  überhaupt.  Nur  so  erklären  sich  die  Christen- 
verfolgungen  in  einem  Reiche,  in  dem  Mithras  neben  Jupiter,  Isis 
neben  Minerva  verehrt  wurden,  ohne  daß  ein  römischer  Staatsmann 
darin  irgend  etwas  Bedenkliches  für  den  Bestand  des  Staates  gesehen 
hätte.  Das  Christentum  war,  wenn  es  seinen  Gedanken  zum  Durch- 
bruch verhelfen  wollte,  gezwungen,  sich  eine  Form  zu  geben,  in  der 
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es  der  damaligen  Welt  verständlich  war,  und  wenn  es  sich  dabei  voi 
den  Lehren  seines  Stifters  entfernte  und  in  innere  und  äußere  Kämpf}] 
ohne  Zahl  verfiel,  so  beweist  eben  gerade  die  Geschichte  der  christi 
liehen  Kirche,  wie  schwer,  ja  wie  unmöglich  es  ist,  nicht  nur  dieForirJ 
sondern  auch  den  Inhalt  des  Fühlens  und  Denkens  der  Menschheit 
einheitlich  zu  gestalten.  Solange  dies  aber  nicht  gelingt,  wird  auch  de) 
ewige  Friede  von  innen  heraus,  ohne  äußere  Zwangsanstalten  uncj 
Zwangsmittel  nicht  zu  erreichen  sein  und  Kampf  das  Erbteil  unsere 
Geschlechtes  bleiben. 

Eine  Frage  wird  man  noch  aufwerfen  müssen:  trägt  denn  nicht  de 
Sozialismus,  der  in  seiner  ursprünglichen  Gestalt  eine  gänzlich« 
Umänderung  des  modernen  Staatswesens,  ja  eine  Abschaffung  de^ 
Staates  an  sich  predigt,  Elemente  in  sich,  die  zum  ewigen  Frieder 
führen  können?  Jedenfalls  hat  der  Sozialismus  selbst  von  jehei 
behauptet,  daß  die  von  ihm  geplante  Umgestaltung  der  Staats-  und 
Gesellschaftsordnung  mit  Notwendigkeit  zum  ewigen  Frieden  führer 
müsse.  In  dem  von  Karl  Marx  und  Friedrich  Engels  im  Jahre  184! 
entworfenen  Manifest  der  kommunistischen  Partei  finden  sich  folgende 
Sätze : 

,,Die  nationalen  Absonderungen  und  Gegensätze  der  Völker 
verschwinden  mehr  und  mehr  schön  mit  der  Entwicklung  der 
Bourgeoisie,  mit  der  Handelsfreiheit,  dem  Weltmarkt,  der  Gleich] 
förmigkeit  der  industriellen  Produktion  und  der  ihr  entsprechender] 
Lebens  Verhältnisse . 

Die  Herrschaft  des  Proletariats  wird  sie  noch  mehr  verschwinder 
machen.  Vereinigte  Aktion,  wenigstens  der  zivilisierten  Länder, 
ist  eine  der  ersten  Bedingungen  seiner  Befreiung. 

In  dem  Maße,  wie  die  Exploitation  des  einen  Individuums  durch 
das  andere  aufgehoben  wird,  wird  die  Exploitation  einer  Nation 
durch  die  andere  aufgehoben.  ; 

Mit  dem  Gegensatz  der  Klassen  in  dem  Innern  der  Nation  fällt 
die  feindliche  Stellung  der  Nationen  gegeneinander.“  ja 

Auf  den  ersten  Blick  erscheinen  diese  Sätze  folgerichtig  und  haben 
etwas  Bestechendes  für  den  modernen  Menschen.  Aber  sieht  mani 
näher  zu,  so  häuft  sich  Zweifel  auf  Zweifel,  bis  das  ganze  Gebäude  zu- 
sammenfällt. Ich  habe  oben  schon  darauf  hingewiesen,  daß  Handelst 
freiheit,  Weltmarkt,  Gleichförmigkeit  der  industriellen  Produktion 
und  der  ihr  entsprechenden  Lebensverhältnisse  zwar  eine  gewisse 
Gleichförmigkeit  des  äußeren  Lebens,  aber  durchaus  keine  Gleich- f 
förmigkeit  des  Fühlens  und  Denkens  herbeigeführt  haben.  Gerade 
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er  gegenwärtige  Krieg  hat  in  der  klarsten  Weise  gezeigt,  daß  auch 
ei  Nationen,  die  äußerlich  einen  hohen  Grad  von  Ähnlichkeit  in 
iren  Lebensverhältnissen  zeigen,  das  Fühlen  und  Denken  nicht  durch 
Liese  äußeren  Verhältnisse  sondern  viel  stärker  durch  die  innere 
reranlagung  bestimmt  wird.  Sonst  wäre  es  ganz  unmöglich,  daß,  wie 
>ir  es  heute  sehen,  jede  einzelne  Nation  zu  den  Fragen  des  großen 
Sieges  eine  von  den  übrigen  Nationen,  auch  von  ihren  eigenen  Ver- 
endeten verschiedene  Stellung  einnimmt.  Daß  sich  dieser  Zustand 
ünftig,  wie  das  kommunistische  Manifest  annimmt,  durch  die  Herr- 
chaft  des  Proletariats  ändern  sollte,  ist  durch  nichts  bewiesen.  Auch 
Las  Proletariat  setzt  sich  zusammen  aus  einer  Summe  von  Einzel- 
ndividuen  und  Nationen,  deren  innere  Verschiedenheit  nicht  dadurch 
tufgehoben  wird,  daß  das  Proletariat  zur  Herrschaft  kommt.  Diese 
Verschiedenheit  könnte  nur  aufgehoben  werden  durch  eine  einheit- 
iche  sittliche  Kultur  oder  Religion,  nicht  durch  irgendwelche  Um- 
;-estaltungenen  der  äußeren  Lebensbedingungen,  vor  allem  nicht  der 
jtaatsverf  assungen . 

Einleuchtend  scheint  zunächst  auch  der  Satz  des  kommunistischen 
Manifestes,  daß  in  dem  Maße,  wie  die  Exploitation  des  einen  Indivi- 
luums  durch  das  andere  aufgehoben  wird,  auch  die  Exploitation 
iiner  Nation  durch  die  andere  aufgehoben  werde.  In  gewissem  Sinne 
commt  diesem  Satz  der  heutige  Krieg  zu  Hilfe,  in  dessen  Verlauf 
sich  immer  mehr  gezeigt  hat,  daß  wenigstens  für  einen  Teil  unserer 
Feinde  sein  innerster  Grund  und  Zweck  die  Ausbeutung  Mittel- 
europas durch  die  angelsächsische  Rasse  ist.  Aber  wo  ist  denn  der 
Beweis,  daß  der  Kommunismus  oder  die  Herrschaft  des  Proletariats 
las,  oder  wenigstens  ein  Mittel  ist,  um  diese  Ausbeutung  zu  "ver- 
ändern? Richten  wir  heute  eine  rein  kommunistische  Gesellschafts- 
md  Wirtschaftsordnung  ein,  so  wird  damit  die  Ursache  aller  Aus- 
beutung, der  individuelle  und  nationalistische  Egoismus  nicht  aus 
ier  Welt  geschafft,  es  werden  vielmehr  lediglich  für  seine  Betätigung 
indere  Bedingungen  geschaffen,  denen  er  sich  sehr  bald  anpassen  w ird 
Glaubt  man  denn,  ein  kommunistisches  England  wird  auf  den  ihm 
eingeborenen  und  seit  Jahrhunderten  gezüchteten  Trieb  zur  wirt- 
schaftlichen Beherrschung  der  Welt  verzichten?  Um  dies  Ziel  zu 
erreichen,  bedürfte  es  nicht  der  Umgestaltung  der  Gesellschafts-  und 
Wirtschaftsordnung  des  englischen  Volkes,  sondern  Umgestaltung 
der  rechtlichen  und'  sittlichen  Anschauungen  der  Einzelindividuen 
und  damit  des  ganzen  Volkes.  Das  kommunistische  Manifest  ist  eben 
in  seinen  Grundanschauungen  und  seiner  Beweisführung  rein  ma- 
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terialistisch  und  mechanisch,  alle  Momente  sittlicher  und  ideale 
Natur  fehlen  ihm,  es  geht  von  dem  durch  nichts  bewiesenen  und  nich 
zu  beweisenden  Satz  aus,  daß  die  Gleichheit  der  äußeren  Lebens! 
bedingungen  auch  die  Gleichheit  des  Ftihlens  und  Denkens  herbei; 
führen  müsse.  Und  dabei  vergißt  es  noch  dazu,  daß  sich  nicht  einmal 
eine  Gleichheit  der  äußeren  Eebensbedingungen  herbeiführen  läßt 
so  lange  Klima  und  Bodenbeschaffenheit  der  von  den  Menschei 
bewohnten  Erde  Ungleichheiten  zeigen,  die  durch  keine  Mittel  aucl 
der  vollkommensten  Technik  aus  der  Welt  zu  schaffen  sind. 

Am  deutlichsten  zeigt  sich  diese  Vernachlässigung  innerer  Moment 
in  dem  Satz,  daß  mit  dem  Gegensatz  der  Klassen  im  Innern  der  Natior 
auch  die  feindliche  Stellung  der  Nationen  gegen  einander  fallen  müsse 
Wo  in  der  Weltgeschichte  hat  sich  dieser  Satz  bewahrheitet  ? Ist  nicht 
viel  eher  das  Umgekehrte  richtig,  daß  Nationen,  die  ihre  innerer 
Gegensätze  zum  Teil  oder  ganz  überwunden  haben,  sich  mit  erhöhtet 
Kraft  nach  außen  zu  wenden  pflegen  ? Man  sehe  doch  die  Geschichte 
des  alten  Roms  an.  Mit  jeder  Periode  des  inneren  Ausgleichs  setzt 
eine  Periode  erhöhter  Aktion  nach  außen  ein.  Und  in  der  franzö-! 
sischen  Revolution  war  es  nicht  anders.  Ein  drastisches  Beispiel  ist 
der  Islam  in  der  Zeit  seines  Aufschwungs.  Selten  wohl  waren  die 
Klassengegensätze  geringer  als  in  dem  alten  arabischen  Kalifat! 
Und  doch,  welche  Expansionslust  nach  außen!  Das  kommunistische 
Manifest  verkennt  eben  gänzlich,  daß  die  Klassengegensätze  im  Innern 
eines  Staats  auf  ganz  andere  Gründe  zurückzuführen  sind,  als  die! 
Gegensätze  der  Nationen  zu  einander. 

Das  kommunistische  Manifest  geht  in  seinen  Voraussetzungen! 
von  einseitig  materialistischer  Auffassung  aus  und  zieht  seine  Eol-| 
gerungen  daraus  rein  mechanisch.  Richtig  ist,  daß  jede  Gesellschafts-! 
und  Wirtschaftsordnung,  wenn  sie  nicht  absterben  soll,  ständigen] 
den  veränderten  äußeren  und  inneren  Bedingungen  der  Menschheit 
entsprechenden  Umgestaltungen  unterworfen  werden  muß,  daß  dabei; 
den  gegebenen  Bedingungen  entsprechend  bald  das  individualistische 
bald  das  sozialistische  Moment  mehr  hervortreten  wird.  Ein  Irrtum: 
aber  ist  es,  wenn  das  kommunistische  Manifest  aus  den  für  uns  er-| 
kennbaren  Grundlagen  der  heutigen  Gesellschafts-  und  Wirtschafts*-! 
ordnung  die  Notwendigkeit  der  Entwicklung  zum  Kommunismus 
folgern  will.  Das  menschliche  Erkenntnisvermögen  ist  an  Grenzen!1 
gebunden,  über  die  es  mit  den  Mitteln  des  Intellekts  nicht  hinaus- j 
kommt.  Auf  der  andern  Seite  liegen  in  jedem  gesellschaftlichen  undj 
wirtschaftlichen  Zustand  Momente  für  eine  verschiedenartige  Ent- 
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icklung.  Welche  von  diesen  Momenten  für  die  Zukunft  maßgebend 
erden,  nach  welcher  Seite  hin  die  Entwicklung  gehen  wird,  das  kann 
er  in  der  Gegenwart  Stehende  niemals  mit  Sicherheit  sagen,  weil 
ben  für  diese  Entwicklung  häufig  für  uns  nicht  erkennbare  Momente, 
mponderabilien  auf  sittlichem  und  geistigen  Gebiete  ebensowohl 
de  auf  wirtschaftlichem  maßgebend  sind . Man  kann  aus  dem  Studium 
er  Geschichte  viel  lernen,  nur  nicht  unbedingt  sicheres  Prophezeien 
er  Zukunft.  Selbst  wenn  für  unsere  Erkenntnis  die  gesamten  inneren 
nd  äußeren  Lebensbedingungen  der  Gegenwart  denen  einer  früheren 
>eriode  ähnlich  oder  gar  gleich  sein  sollten,  so  folgt  daraus  noch  lange 
icht,  daß  auch  die  künftige  Entwicklung  mit  Notwendigkeit  eine 
leiche  sein  müsse.  Die  Weltgeschichte  wiederholt  sich  nie  in  den 
;leichen  Formen.  Deshalb  wird,  wer  seiner  Zeit  gerecht  werden  will, 
on  vornherein  davon  absehen,  ein  Dogma  für  die  künftige  Ent- 
wicklung aufzustellen,  sondern  sich  bescheiden  darauf  beschränken, 
Gesellschaft  und  Wirtschaftsordnung  den  jeweiligen  Lebensbedingun- 
ren  und  zwar  den  innern  sowohl  wie  den  äußeren  seines  Volkes 
nöglichst  anzupassen. 

Gerade  aus  dem  kommunistischen  Manifest  geht  hervor,  daß  der 
Sozialismus  als  solcher  durchaus  nicht  zum  ewigen  Frieden  führen 
nuß.  Ganz  klar  wird  man  das  erkennen,  wenn  man  die  Wissenschaft - 
iche  Verbrämung,  die  Marx  und  Engels  ihrem  System  gegeben  haben, 
inmal  fallen  läßt,  und  sich  ohne  wissenschaftliche  Begriffe  klar  zu 
werden  versucht  über  das  innerste  Wesen  des  Sozialismus,  über  das 
teute  für  die  meisten  Menschen  ein  gewisser  mystischer  Nebel  ver- 
breitet ist,  weil  durch  die  vielen  Parteischattierungen  vom  reinen 
Kommunismus  bis  zur  gemäßigten  Sozialdemokratie  und  die  Reihe 
wissenschaftlicher  oder  angeblich  wiissenschaftlicher  Systeme  der 
gewöhnliche  Mensch  sich  schwer  zurechtfinden  kann.  Der  Sozialismus 
st  hervorgegangen  aus  der  Erkenntnis,  daß  die  Güter  dieser  Welt 
ingleich  und  vielfach  ungerecht  verteilt  seien  und  daß  dieser  Zustand 
ich  bei  der  modernen  wirtschaftlichen  Entwicklung  fortdauernd 
Terschlechtern  müsse.  Das  Ziel  ist:  eine  gleiche  und  gerechte  Ver- 
:eilung  der  Güter  unter  alle  Menschen.  Bis  hierher  gehen  wohl  alle 
nzialistischen  Parteien  und  Theorien  einig.  Die  Trennung  aber  tritt 
ofort  ein  bei  der  Frage,  auf  welchem  Wege  dieses  Ziel  erreicht  werden 
»oll . Die  einen,  ünd  das  ist  die  gröbste  Form,  aber  auch  die,  die  auf  die 
besitzlosen  Massen  die  größte  Wirkung  ausübt,  wollen  einfach  die 
vorhandenen  Güter,  bewegliche  und  unbewegliche  aufteilen,  ohne  \ iel 
tm  fragen,  was  dann  weiter  werden  soll.  Das  ist  der  Gedanke,  der 
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von  keiner  Theorie  angekränkelt,  die  radikalen  Massen  bewegt,  mögei 
sie  sich  nun  Sozialisten,  Kommunisten  oder  sonstwie  nennen.  Dies] 
rohe  Auffassung,  die  für  die  politische  Agitation  ganz  gut  ist,  versag] 
natürlich,  sobald  es  sich  um  die  Begründung  einer  dauernden  sozialem 
Ordnung  handelt,  welche  die  durch  Teilung  gewonnene  Gleichheit 
sichern  soll.  Hier  beginnt  die  Trennung  der  verschiedenen  Richtungen 
die  sich  von  dem  Verlangen  der  Verstaatlichung  gewisser  Industriei 
erstrecken  über  die  Verstaatlichung  sämtlicher  Produktionsmittel  bis 
zur  gänzlichen  Abschaffung  des  Privateigentums.  Es  ist  kein  Zweifel 
daß  das  Ziel,  gleiche  Verteilung  der  Güter  dieser  Erde,  am  schärfstei 
im  Auge  behält  der  reine  Kommunismus,  und  daß  alle  andern  so 
zialistischen  Systeme  dieses  Ziel  modifizieren.  Als  ein  Faktor  zur  Erl 
reichung  des  ewigen  Friedens  aber  könnte  der  Sozialismus  nur  danxj 
in  Frage  kommen,  wenn  es  ihm  gelänge,  eine  dauernde  gleich  und 
gerechte  V erteil ung  aller  Güter  unter  alle  Menschen  tatsächlich  durchs 
zuführen.  Alle  andern  sozialistischen  Systeme  haben  für  die  Frage  de^ 
ewigen  Friedens  keinen  höheren  Wert  als  ein  beliebiges  anderes 
politisches  oder  wirtschaftliches  System.  Denn  sie  würden  nicht 
einmal  den  einen  Grund  zum  ewigen  Kampf  innerhalb  der  Menschheit; 
die  mehr  oder  minder  begründete  Unzufriedenheit  über  die  ungleiche 
Verteilung  der  irdischen  Güter,  aus  der  Welt  schaffen.  Aber  auch  der 
reine  Kommunismus  könnte,  wenn  er  in  die  Praxis  des  Bebens  um- 
zusetzen wäre,  immer  nur  ein  Faktor  für  die  Herbeiführung  des 
ewigen  Friedens  und  zwar  ein  negativer  sein,  indem  er  einen  einzelnen! 
Grund  zum  Kampf  und  Streit  ausschaltete.  Die  positiven  Elemente; 
die  wie  oben  gezeigt,  allein  zum  ewigen  Frieden  führen  könnten  und 
die  nur  auf  kulturellem  und  religiösem  Gebiet  liegen,  läßt  der  Koni- 
munisnus  gänzlich  unberührt.  Aber  auch  die  von  dem  Kommunismus 
erstrebte,  mechanische  Gleichstellung  auf  materiellem  Gebiet,  ist.« 
im  Leben  der  Menschheit  so  lange  nicht  durchzuführen,  als  die  ein- 
zelnen Menschen  und  mit  ihnen  alle  größeren  und  kleineren  Gemein- 
schaften, zu  denen  sie  sich  mit  Naturnotwendigkeit  immer  wieder 
zusammenschließen  müssen,  verschieden  sind  an  Arbeitskraft  und 
Arbeitslust  auf  der  einen,  an  Lebensbedürfnissen  und  Genußsucht! 
auf  der  andern  Seite.  Der  Kommunismus  mag  sich  organisieren  wie( 
er  will,  in  Arbeits-  und  Konsumgenossenschaften,  in  Gemeinden  oder; 
Staaten,  er  wird  die  Verschiedenheiten  und  damit  die  Streitpunkte: 
unter  den  einzelnen  Individuen  innerhalb  dieser  Gemeinschaften; 
und  die  dadurch  bedingten  Verschiedenheiten  und  Streitpunkte 
zwischen  diesen  Gemeinschaften  selbst  nie  aus  der  Welt  schaffen] 


Minen.  Darum  hat  es  auch  einen  richtigen  Kern,  wenn  die  radikalen 
ertreter  des  Sozialismus  immer  betonen,  der  wahre  Sozialismus 
hisse  revolutionär  sein  und  bleiben,  denn  er  muß  in  jedem  Moment 
;ines  Daseins  bereit  sein,  eine  neue  Verteilung  der  materiellen  Güter 
orzunehmen,  diese  Verteilung  kann  aber  bei  der  Natur  des  Menschen- 
Ichlechts  nie  anders  als  mit  Gewalt  durchgeführt  werden.  Wir 
dien,  statt  zum  ewigen  Frieden,  müßte  gerade  der  reine  Kommuni- 
ius  zum  ewigen  Kampf  aller  gegen  alle  führen. 

(Als  diese  Sätze  geschrieben  wurden,  war  die  russische  Revolution 
n Gange  und  kurz  darauf  gelang  es  dem  Russen  Lenin,  zum  ersten 
Ial  die  kommunistische  Theorie  für  ein  größeres  Gebiet,  das  ganze 
mere  Rußland,  in  die  Praxis  umzusetzen.  Lenin  ist  zweifellos,  wenn 
icht  die  stärkste  — das  müßte  erst  die  Zeit  beweisen  — so  doch  die 
iteressanteste  Persönlichkeit,  die  dieser  Krieg  an  die  Oberfläche 
ebracht  hat.  Ist  er  in  der  Tat,  was  bei  dem  Dunkel,  mit  dem  er  seine 
>erson  und  seine  Tätigkeit  zu  umgeben  weiß,  heute  nur  schwer  be- 
irteilt  werden  kann,  der  treibende  und  leitende  Geist  in  dem  bolsche- 
wistischen Rußland,  dann  müssen  wir  in  ihm  einen  der  größten  Tyr  all- 
en und  fanatischsten  Doktrinäre  sehen,  die  die  Weltgeschichte  kennt , 
ber  wir  müssen  auch,  soweit  wir  ihn  heute  beurteilen  können,  an- 
r kennen,  daß  wir  es  mit  einem  ehrlichen  Fanatiker  zu  tun  haben, 
üe  ekelhafte  Heuchelei,  die  sich  heute  so  häufig  in  der  Öffentlichkeit 
>reit  macht,  liegt  seiner  ganzen  Natur  offenbar  fern.  Vor  mir  liegen 
wei  Schriften  Lenins,  die  sich  gegenseitig  ergänzen  und  einen  Ein- 
dick in  seine  Gedankengänge  und  Absichten  gestatten:  Die  im  August 
917  erschienene  Abhandlung  über  Staat  und  Revolution  und  die 
därz- April  1918  datierte  Arbeit  über  die  nächsten  Aufgaben  der 
Sowjet-Macht,  der  ein  Abdruck  der  Resolution  des  Allrussischen 
.entralen  Vollzugs-Ausschusses  der  Arbeiter- Soldaten- Bauern  und 
losackendeputireten  vom  29.  April  1918  beigegeben  ist. 

Die  erste  Abhandlung  enthält  eine  etwas  langatmige,  durch  eine 
Vlenge  von  Zitaten  aus  Marx  und  Engels  geschmückte  Ausführung 
iber  den  Marx’schen  Gedanken  vom  Absterben  des  Staats  nach  Ern- 
ährung des  reinen  Kommunismus,  die  mit  einer  heftigen  Polemik 
regen  alle  Andersdenkende,  besonders  gegen  die  deutsche  Sozial- 
lemokratie  verbunden  ist.  Das  Ziel  der  ganzen  sozialen  Bewegung 
nuß  nach  Lenin  die  rücksichtslose  Durchführung  des  reinen  Kom- 
nunismus  auf  dem  Wege  der  gewaltsamen  Revolution  sein.  Wer  in 
rgendeinem  Punkt  von  diesem  Ziel  und  diesem  Wege  abweicht,  wer 
luf  dem  Weg  zum  Kommunismus  die  vorhandenen  sozialen  und 
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staatlichen  Zustände  berücksichtigen  oder  gar  mit  ihnen  paktiere 
will,  wird  als  Ketzer  verbrannt.  Ist  erst  die  Bourgeoisie  und  mit  ib 
der  moderne  Staat  über  den  Haufen  gferannt,  dann  kommt  ein  Zwischen 
Stadium,  der  Übergang  vom  Kapitalismus  zum  Kommunismus  mi! 
Hilfe  der  Diktatur  des  Proletariats,  Diese  Diktatur  des  Proletariat 
führt  dann  zur  höheren  Phase  der  kommunistischen  Gesellschaft  un 
damit  zum  unvermeidlichen  Absterben  des  Staates  als  solcher 
Wann  allerdings  dies  Absterben  erfolgen  soll,  ist  selbst  dem  Theore 
tiker  Benin  nicht  klar,  denn  er  sagt  ausdrücklich: 

,,Wir  sind  daher  auch  nur  berechtigt,  von  einem  unvermeidliche] 
Absterben  des  Staates  zu  sprechen  unter  Betonung  der  langen  Daue 
dieses  Prozesses,  seiner  Abhängigkeit  vom  Tempo  der  Entwich 
lung  der  höheren  Phase  des  Kommunismus  unter  der  völligen  Offen! 
lassung  der  Frage  des  Zeitpunktes  oder  der  konkreten  Formei 
des  Absterbens,  denn  Unterlagen  zur  Entscheidung  dieser  Frag* 
sind  nicht  vorhanden. 

Der  Staat  wird  dann  völlig  absterben  können,  wenn  die  Gesell! 
schaft  den  Grundsatz,  ,, jeder  nach  seinen  Fähigkeiten,  jedem  nacf 
seinen  Bedürfnissen“  wahr  gemacht  haben  wird,  das  heißt,  wenf 
die  Menschen  sich  so  an  die  Innehaltung  der  Grundlagen  des  gesell*! 
schaftlichen  Zusammenlebens  gewöhnt  haben  werden  und  ihrd 
Arbeit  so  produktiv  sein  wird,  daß  sie  freiwillig  nach  ihrer 
Fähigkeiten  tätig  sein  werden.“  | 

Halten  wir  nun  dem  Theoretiker  Benin,  wie  er  sich  in  ,,  Staat  unc 
Revolution“  zeigt,  den  Praktiker  Benin  gegenüber,  wie  er  nach  einem 
halben  Jahre  der  Herrschaft  in  der  zweiten  Schrift  ,,den  nächster 
Aufgaben  der  Sowjet-Macht“  erscheint,  so  zeigen  sich  ganz  krasse 
Unterschiede.  Der  Mann,  der  als  Theoretiker  seinen  Bannfluch  gegen 


jeden  , schleudert,  der  mit  der  bestehenden  Gesellschaft  oder  aucli 
nur  irgend  einer  Einrichtung  derselben  paktieren  zu  wollen  scheint 
ist  kaum  zur  Herrschaft  gelangt,  als  er  selbst  zu  paktieren  beginnt! 
Er  muß  Technikern  und  andern  Fachleuten  hohe,  sehr  hohe  Gehälter 
gewähren,  um  ihrer  Sabotage  vorzubeugen,  um  sie  für  die  kommu- 
nistische Produktion  zu  gewinnen.  Er  muß  sich  mit  den  bürgerlichen 
Genossenschaften  verständigen  über  die  Schritte  und  Maßnahmen 
zur  allmählichen  Heranziehung  der  gesamten  Bevölkerung  zu  den 
Genossenschaften,  ja  er  muß  die  ihrem  Wesen  nach  jeder  kommu- 
nistischen Theorie  durchaus  widerstrebende  Akkordarbeit  wieder 
einführen.  Allerdings,  er  läßt  das  durch  die  Resolution  des  von  ihm 
unbedingt  — wahrscheinlich  mit  Hilfe  einer  aus  Betten  und  Chinesen 
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stellenden  Leibwache  — beherrschten  Allrussischen  Vollzugs- 
isschusses  vom  29.  April  1918  damit  erklären,  daß  aus  taktischen 
ründen  ein  Schritt  rückwärts  nötig  sei,  weil  die  proletarische  Macht 
e allgemeine  Kontrolle  und  Rechnungslegung  über  die  Produktion 
id  die  Verteilung  der  Erzeugnisse  noch  nicht  leisten  könne.  Wann 
ese  Leistungsfähigkeit  der  proletarischen  Macht  eintreten  soll,  wann 
ls  Ziel,  die  unentgeltliche  Erfüllung  der  Staatspflichten  seitens 
den  einzelnen  Arbeitenden  nach  Ableistung  der  achtstündigen 
Aufgabe“  der  Produktionsarbeit  erreicht  werden  soll,  dafür  weiß 
\x  Praktiker  Lenin  ebensowenig  eine  Antwort,  wie  einst  der  Theore- 
Xyenin  auf  die  Präge,  wann  das  Absterben  des  Staates  erfolgen  soll. 
1,  in  der  zweiten  Schrift  ist  von  einem  Absterben  des  Staates  kaum 
ehr,  höchstens  noch  nebenbei,  die  Rede,  um  so  mehr  aber  vom 
.zialistischen  Staat,  „der  sozialistische  Staat  kann  nur  entstehen 
s ein  Netz  von  produktiv-konsumier enden  Kommunen,  die  gewissen- 
ift  ihre  Produktion  und  ihren  Konsum  buchen/ ‘ An  der  Spitze  jeder 
ommune,  ja  jeden  Produktionszweiges  muß  ein  Diktator  stehen, 
im  undedingt  gehorcht  werden  muß,  der  aber  — und  das  ist  das 
nzige  Zugeständnis  der  Tyrannei  an  das  Proletariat  — jederzeit 
jircli  den  Willen  der  Produzierenden  abgesetzt  werden  kann.  Hier 
iigt  es  sich  am  klarsten,  wie  Lenin  in  der  Praxis  auf  Schritt  und  Tritt 
it  seiner  Theorie  in  Widerspruch  gerät.  Er  erkennt  klar,  daß  ohne 
^bedingten  Arbeitszwang,  ohne  die  Diktatur  einzelner  Individuen 
:in  ganzes  System  bankerott  werden  muß.  Aber  er  verabscheut  die 
dktatur  über  das  Proletariat  in  der  Theorie,  deshalb  erklärt  er  den 
iktator  jederzeit  für  absetzbar.  Wie  dabei  eine  geregelte  Arbeit 
nd  die  von  ihm  für  notwendig  erkannte  Steigerung  der  Produktion 
:reicht  werden  soll,  darüber  mögen  sich  andere  die  Köpfe  zerbrechen, 
ber  sehen  wir  einmal  näher  zu,  was  Lenin  tatsächlich  erreicht  hat. 
)r  hat  ein  Staatswesen  gebildet,  das  er  sozialistisch  und  kommu- 
istisch  nennt.  Dies  Staats  wesen  ist  auf  gebaut  auf  Kommunen  und 
.rbeitsgemeinschaften,  die  durch  Diktatoren  regiert  werden.  Diese 
Diktatoren  sind  gewählt  oder  ernannt  — über  das  Verfahren  bei  dieser 
Zahl  oder  Ernennung  geht  aus  seiner  Schrift  nichts  hervor  — durch 
leine  Oligarchien,  die  Vortrupps  der  intelligenten  Arbeiter:  Die 
lasse,  das  Proletariat,  hat  gar  nichts  zu  sagen,  sie  hat  einfach  der 
ührung  des  Vortrupps  zu  folgen.  Gekrönt  und  gestützt  wird  dieses 
ystem  oligarchischer  Despotien  durch  Lenin,  den  ^elbstgeschaffenen 
Dberdespoten,  der  mit  Hilfe  der  roten  Garde,  die  aus  angeworbenen 
etten  und  gepreßten  russischen  Bauern  besteht,  und  einer  aus  an- 
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geworbenen  Chinesen  bestehenden  Polizei  eine  Tyrannenherrschal 
ausübt,  die  nur  bei  orientalischen  Despoten  ihres  Gleichen  findelj 
An  Stelle  der  Verwaltung  tritt  eine  Kontrolle  und  Rechnungslegung 
über  Produktion  und  Konsumption,  eine  Kalkulatur  en  gros.  Dil 
Gerichte  sollen  nicht  Organe  einer  unabhängigen  Rechtspflege  seiri 
sondern  ausführende  Organe  der  Verwaltung,  welche  den  Zwan^ 
der  alle  Gebiete  des  neuen  Staatswesens  beherrscht  zur  Durchführunj 
bringen.  Zwang  ist  das  oberste  Prinzip  auf  allen  Gebieten  des  Gebens 
vor  allem  auf  dem  der  Arbeit.  Wer  anderer  politischer  oder  soziale) 
Ansicht  ist,  wer  nicht  die  vorgeschriebene  Zeit  und  das  vorgeschrieben) 
Maß  arbeitet,  wird  durch  diese  Gerichte  abgeurteilt  und  erschösset] 
Erschießen  ist  das  Wort,  das  Genin  groß  schreibt.  Freiheit  des  Inl 
dividuums  gibt  es  auf  keinem  Gebiet  des  Gebens,  vor  allem  nich] 
für  die  Frauen.  Von  den  Frauen  schweigt  der  Diktator.  Es  ist  docl 
wohl  etwas  in  ihm,  was  sich  dagegen  sträubt,  zuzugestehen,  daß  di< 
Frauen  in  geradezu  viehischer  Weise  verteilt  werden,  vor  allem  an  di< 
chinesischen  Henker  des  Diktators.  Wer  in  diesem  Zwangskalkui 
laturstaat  die  zwangsweise  produzierten  Güter  verteilen  soll,  ist  niclr 
gesagt.  Das  Wunderbarste  aber  ist,  daß  in  diesem  Zwangsstaat  eijl 
freier  Wettbewerb,  ja  der  einzig  freie  Wettbewerb  möglich  sein  soll 
„weil  die  Sowjet-Organisation,  indem  sie  vom  formalen  Demokratisi 
mus  einer  bürgerlichen  Republik  zur  tatsächlichen  Teilnahme  dej 
arbeitenden  Massen  an  der  Verwaltung  übergeht,  zum  ersten  Mak 
den  freien  Wettbewerb  auf  eine  breite  Basis  stellt/'  Von  den  vielei| 
Widersprüchen,  von  denen  bei  näherem  Zusehen  die  Schrift  GeninS 
voll  ist,  enthält  gerade  das  Kapitel  über  die  Organisation  des  Wetj 
bewerbs  die  krassesten.  Gediglich  durch  Veröffentlichung  des  ErJ 
gebnisses  und  der  Arbeitsmethoden  der  einzelnen  Kommunen  will 
Genin  einen  ungeahnten  Wettbewerb  entfesseln.  Ja,  um  diesen  Wett-' 
bewerb  schmackhaft  zu  machen,  bricht  er  plötzlich  mit  dem  Grunde 
prinzip  seiner  ganzen  Theorie.  Nach  diesem  soll  der  Gohn  und  damit! 
die  Genußmöglichkeit  für  jedes  Mitglied  der  kommunistischen  Gesell- 
schaft zurückgeführt  werden  auf  den  Normallohn  des  Durchschnitts-*; 
arbeiters.  Hier  aber  will  er  die  durch  Geistungen  hervorragenden  Kom-i 
munen  unverzüglich  belohnen,  durch  Verkürzung  einer  bestimmten! 
Zeit  des  Arbeitstages,  durch  Erhöhung  des  Verdienstes,  durch  Über- 
lassung einer  größeren  Quantität  von  kulturellen  und  ästhetischen! 
Werten  etc.  Also,  wie  er  an  anderer  Stelle  unter  Durchbrechung! 
seines  Prinzips  die  Akkordarbeit  eingeführt  hat,  führt  er  hier  eini 
Prämiensystem  ein,  das,  da  es  ganz  selbstverständlich  und  autoina- 
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sch  von  der  Kommune  auf  die  Individuen  übertragen  wird,  seiner 
mzen  kommunistischen  Gleichheit  den  Boden  unter  den  Füßen  weg- 
eht.  Und  diese  Mißgeburt  von  Staat,  gestüzt  auf  Peitsche  und  Zucker- 
rot, soll  ein  Geschlecht  erziehen,  das  freiwillig  die  höchste  Arbeit 
isten  und  freiwillig  sich  im  Genuß  beschränken  wird!  Überall  wo 
enin  mit  seiner  Theorie  das  praktische  Reben  anfassen  will,  scheitert 
| scheitert  er  nach  seinem  eigenen  Zugeständnis.  Nur  in  einem  ist 
- Meister,  er  ist  einer  der  größten  Despoten,  die  das  an  Despoten  so 
dche  Rußland  kennt.  Seine  Person  und  seine  Wirksamkeit  reizt 
irekt  zu  einem  Vergleich  mit  Peter  dem  Großen.  Beides  sind  über- 
igende  Naturen,  beide  stehen  einem  Volk  gegenüber,  dem  heute, 
ie  im  siebzehnten  Jahrhundert  nur  eine  Art  der  Regierung,  der 
:raffe  Despotismus  angemessen  ist.  Beides  sind  tyrannische  Naturen, 
ie  ihre  Zwecke  rücksichtlos  bis  zur  Grausamkeit  verfolgen.  Aber 
rährend  Peter  der  Große  jugendlich  zur  Herrschaft  kam,  während  er, 
bgleich  als  Fürst  geboren,  in  die  Werkstatt  stieg  und  seine  Kenntnis 
us  der  Praxis  des  Bebens  und  der  Verwaltung  schöpfte  und  sich  mit 
wachsender  Erfahrung  weiter  entwickelte,  kam  Benin  zur  Herrschaft 
ls  fertiger  Theoretiker  und  fanatischer  Doktrinär,  der  den  Hauch 
es  freien  Bebens  scheut  und  aus  verschlossener,  streng  bewachter 
eile  seine  doktrinären  Theorien  auf  das  russische  Volk  losläßt.  Er 
leicht  in  dieser  Beziehung  vielleicht  mehr  Philipp  dem  Zweiten  von 
Spanien  als  Peter  dem  Großen.  Während  die  oft  in  Grausamkeit 
usartende  Gewalttätigkeit  Peters  einem  leidenschaftlichen  unge- 
ügelten  Temperament  entspringt,  ist  Benin  der  kalte  Rechner,  der 
einen  starren  Dogmen  Hekatomben  von  Menschenleben  skrupellos 
um  Opfer  bringt.  Während  Peter  seine  originelle  und  impulsive  Natur 
a allen  seinen  Maßnahmen  nicht  verleugnet  und  nichts  frägt  nach 
'heorie  und  Rogik,  sucht  Benin,  als  echte  Natur  des  von  des  Gedankens 
Blässe  angekränkelten  zwanzigsten  J ahrhunderts,  sein  Tun  und  Bassen 
nit  allen  Künsten  der  Dialektik  seinem  theoretischen  System  anzu- 
Jässen,  so  sehr  es  diesem  auch  in  Wirklichkeit  widersprechen  mag. 
Ver  der  größere  Charakter  ist,  muß  die  Zukunft  zeigen,  wen  man  für 
ympathischer  oder,  besser  gesagt,  weniger  unsympathisch  halten  will, 
st  Geschmackssache.  Aber  wer  mehr  geleistet  hat,  steht  heute  schon 
|st.  Der  eine  hat  sein  Volk  wenigstens  zum  Teil  der  asiatischen  Barbarei 
ntrissen  und  ein  Jahrhunderte  dauerndes  Staatswesen  begründet, 
ler  andere  hat  sein  Staatswesen  in  eine  Barbarei  zurückgeworfen, 
iie  man  heute  vergebens  in  den  zurückgebliebensten  Negerstämmem 
Zentral- Afrikas  sucht.  Das  absolut  sichere  Kriterium  dafür  ist  die 
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systematische  Herabdrtickung  der  Frau  zu  einer  Stellung,  wie  sie  nu 
die  Sklavenstaaten  des  Altertums  und  die  heutigen  Negerstämme  fü 
Sklavenweiber  kannten.  Ein  Verdienst  aber  hat  Eenin  zweifellos 
er  hat  einwandsfrei  bewiesen,  daß  die  Theorie  des  reinen  Kommuni J 
mus,  sobald  sie  in  die  Wirklichkeit  übersetzt  werden  soll,  selbst  iJ 
den  Händen  einer  an  sich  ehrlichen  Persönlichkeit  durchaus  bankerot] 
machen  muß  und  nichts  schaffen  kann  als  die  Grundlage  für  einer 
schrankenlosen  Despotismus.  Mit  dem  ewigen  Frieden  aber  hat  de 
heutige  Zustand  Rußlands  nur  das  gemein,  daß  in  ihm,  soweit  di! 
Macht  Eenins  und  seiner  Schergen  reicht,  die  Ruhe  des  Friedhofj 
herrscht.) 

Wenn  sich  so  keine  Aussicht  bietet,  daß  die  innere  Entwicklung  dei 
Menschheit  in  absehbarer  Zeit  oder  überhaupt  jemals  einen  Punkt 
erreicht,  auf  dem  sich  der  Zustand  des  ewigen  Friedens  mit  Notwendig- 
keit von  selbst  ergeben  müßte,  so  erhebt  sich  die  zweite  Frage,  ob  es 
nicht  möglich  ist,  unter  Heranziehung  bestehender  oder  neu  zu  schaff 
fender  staatlicher  Einrichtungen  den  ewigen  Frieden  zu  erreichen. 
Auf  den  ersten  Blick  bieten  sich  zwei  Wege,  entweder  der,  die  ganze 
Menschheit  in  einer  staatlichen  Organisation  zusammenzufassen 
oder  aber  durch  zwischenstaatliche  internationale  Verträge  einen  Zu- 
stand zu  schaffen,  der  künftig  jeden  Krieg  ausschließt. 

Das  Bestreben,  die  Welt,  oder  besser  gesagt,  die  bekannte  Welt; 
in  einem  Reich  zusammenzufassen,  ist  so  alt,  wie  die  Geschichte  selbst. 
Assyrer,  Perser,  Römer,  das  mittelalterliche  deutsche  Kaisertum, 
der  Islam,  die  Mongolenherrshcaft,  alle  gingen  diese  Bahn.  Und  wenn 
auch  keine  jener  Gewalten  die  nach  Weltherrschaft  strebten,  nicht: 
einmal  der  staatskluge  römische  Senat,  jemals  als  Vorwand  für  ihre] 
Eroberungspläne  den  ewigen  Frieden  bezeichnet  hat,  so  ist  doch  be? 
grifflich  von  dem  Streben  nach  Weltherrschaft  das  Streben  nach  dem 
ewigen  Frieden  nicht  zu  trennen,  wenn  diese  Tatsache  vielleicht 
auch  keinem  der  großen  Eroberer  der  Weltgeschichte  zum  Bewußt- 
sein gekommen  ist.  Dem  Altertum  lag  ja  überhaupt  der  Gedankes 
des  ewigen  Friedens  fern,  selbst  in  den  besten  Zeiten  des  Griechen-: 
und  Römertums  galt  der  Fremde  als  Barbar  und  als  Feind;  ein  Be- 
dürfnis, mit  diesem  in  Frieden  zu  leben,  trat  nur  solange  hervor,  als 
man  seine  Angriffe  fürchtete  und  nicht  die  Macht  besaß,  ihn  zu  unter- 
jochen. Nicht  einmal  in  der  Philosophie  des  Altertums  hat  der  Gedanke 
des  ewigen  Friedens  jemals  einen  Ausdruck  gefunden  und  wenn  auch 
in  einzelnen  Stellen  des  alten  Testaments  und  in  persischen  Mythen,  i 
in  den  Sagen  von  dem  goldenen  Zeitalter  die  Sehnsucht  nach  einer! 
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eit  des  ewigen  Friedens  hervortritt,  so  sind  doch  im  Staatsleben 
es  ganzen  Altertums  bewußte  Bestrebungen  nach  Herstellung  eines 
llgemeinen  ewigen  Friedens  nirgends  zu  finden.  Auch  die  besten  der 
3mischen  Kaiser  mußten  ihre  Anstrengungen  zur  Sicherung  des 
riedens  auf  die  um  das  Mittelmeer  liegenden  Gebiete  beschränken 
nd  froh  sein,  wenn  sie  den  Ansturm  barbarischer  Völker  gegen  die 
Grenzen  des  römischen  Reichs  wenigstens  zeitweise  mit  Erfolg  auf- 
alten konnten.  Stärker  in  der  Theorie,  wenn  auch  nicht  erfolgreicher 
i der  Praxis  wurde  das  Streben  nach  einer  Universalmonarchie  im 
hristlichen  Kaisertum  des  Mittelalters  betont.  Mit  dem  Niedergang 
er  Kaiserlichen  Macht  aber,  die  im  Kampfe  mit  den  parallel  laufenden 
Ansprüchen  des  Papsttums  zu  Grunde  ging,  und  der  Bildung  nationaler 
itaaten  in  Europa,  verschwand  für  die  abendländische  Kultur  weit  der 
ledanke  einer  Universalmonarchie  von  der  Bildfläche,  und  wenn  er 
vorübergehend,  anknüpfend  an  die  Gestalt  Napoleon  Bonapartes 
ti  einzelnen  romantischen  Köpfen  wieder  auftauchte,  so  hat  doch  die 
anze  Entwicklung  der  Weltgeschichte  in  der  neuen  Zeit  eine  Wendung 
enommen,  die  jedes  Streben  nach  einer  Universalmonarchie  von 
vornherein  als  aussichtslos  erscheinen  läßt.  Und  zwar  liegt  die  Un- 
möglichkeit einer  Universalmonarchie  nicht  etwa  in  der  Demokra- 
isierung  der  ganzen  Welt,  von  der  heute  so  viel  geredet  wird,  sondern 
n der  eigenartigen,  auf  staatliche  Selbständigkeit  drängenden  Ent- 
vicklung,  welche  die  einzelnen  Nationen  innerhalb  und  außerhalb 
Europas  genommen  haben.  Diese  Verschiedenheit  der  inneren  Ent- 
vicklung  der  Völker  auf  nationalem,  sozialen,  rechtlichem  und  wirt- 
ichaftlichem  Gebiet,  die  eine  gewisse  Gleichmäßigkeit  in  den  äußeren 
formen  zu  verdunkeln,  aber  nicht  aufzuheben  vermag,  macht  jede 
inheitliche  Zusammenfassung  der  ganzen  Welt  in  einer  staatlichen 
Organisation  unmöglich,  sei  es  nun  in  monarchischen  oder  republi- 
kanischen Formen,  sei  es  als  Einheitsstaat  oder  Staatenbund  gedacht. 
Vn  einen  Einheitsstaat  in  monarchischer  oder  republikanischer  Form 
lenken  heute  auch  die  überzeugtesten  Anhänger  des  ewigen  Frie- 
lens  nicht  mehr.  Ein  solcher  Staat  müßte,  wenn  er  überhaupt  den  Na- 
nen  Staat  verdienen  und  seiner  Aufgabe,  den  Frieden  dauernd  zu 
irhalten,  gewachsen  sein  wollte,  den  einzelnen  Völkern  derartige 
Beschränkungen  in  ihrer  innerpolitischen,  sozialen  und  wirtschaftlichen 
Entwicklung  auf  erlegen,  daß  er  mit  Naturnotwendigkeit  sehr  bald 
gesprengt  würde.  Nicht  viel  anders  steht  es  mit  dem  Bundesstaat, 
ler,  wenn  er  auch  den  einzelnen  Gliedern  eine  größere  innere  Selb- 
ständigkeit lassen  könnte,  doch  auf  dem  Gebiete  der  Gesetzgebung 
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und  Verwaltung  eine  solche  Machtvollkommenheit  beanspruche! 
müßte,  daß  Konflikte  mit  den  Eebensinteressen  einzelner  Teilstaatei 
nicht  ausbleiben  könnten.  Damit  aber  wäre  statt  des  ewigen  Frieden! 
sofort  wieder  von  neuem  der  Kampf  gegeben.  Hinweise  auf  die  bishe 
günstige  Entwicklung  der  drei  großen  Bundesstaaten,  der  Ameri 
kanischen  Union,  des  Deutschen  Reiches  und  des  Australischer 
Bundes  können  diese  Befürchtung  nicht  entkräften.  Denn  in  dieses 
Fällen  handelt  es  sich  um  Staatengebilde,  die  national  und  Wirtschaft 
lieh  eine  festgeschlossene  Einheit  darstellen.  Und  wenn  trotzdem  iS 
Amerika  der  große  Bürgerkrieg  nicht  zu  vermeiden  war,  wie  soll  eii 
Bundesstaat  auf  die  Dauer  ohne  Kampf  zusammengehalten  werden 
in  dem  die  verschiedenartigsten  sozialen,  nationalen,  wirtschaftliches 
Interessen  nicht  nur  innerhalb  der  ganzen  Masse,  sondern  auch  inner! 
halb  der  einzelnen  Völker  sich  gegenüberständen  ? Wie  schwer  es  ist! 
auch  nur  für  einen  Teil  der  Welt,  der  dazu  seit  J ahrhunderten  in  einen] 
staatlichen  Zusammenhang  steht,  eine  allen  beteiligten  Gliedert 
genügende  bundesstaatliche  Form  zu  finden,  zeigen  die  heute  in 
Gange  befindlichen  Bestrebungen  einer  Neugestaltung  des  britischer 
Weltreiches.  Daß  das  britische  Reich  mit  der  Vorherrschaft  des  Mutter 
landes,  den  halb  selbständigen  Dominions,  dem  Kaiserreich  Indier) 
und  den  Kronkolonien  nach  dem  Kriege  in  seiner  bisherigen  Gestal 
nicht  weiterbestehen  kann,  ist  im  Mutterlande  und  in  den  Kolonie! 
zur  allgemeinen  Überzeugung  geworden.  Immer  wieder  wird  in  de; 
Presse  und  in  besonderen  Abhandlungen  darauf  hingewiesen,  daß  aucl 
für  Großbritannien  die  Form  des  Bundesstaates,  die  sich  in  Deutsch- 
land und  Amerika  bewährt  habe,  die  richtige  Verfassung  sei.  Abei 
alle  Beratschlagungen  verantwortlicher  Staatsmänner,  alle  Reden  in 
den  Parlamenten,  alle  Ratschläge  berufener  und  unberufener  Staats-) 
künstler  haben  bis  heute  noch  nicht  einmal  dahin  geführt,  daß  mal 
sich  über  die  Grundlagen  einer  Neugestaltung  des  britischen  Reiches 
auch  nur  einigermaßen  klar  wäre.  Nur  über  einen  Satz  scheinen  alle, 
die  sich  mit  der  Frage  in  England  und  den  Kolonien  beschäftigen; 
einig  zu  sein,  daß  nämlich  die  neue  Verfassung  des  britischen  Reiches 
einen  wesentlich  demokratischen  Charakter  tragen  müsse.  Wie  aber 
dieser  demokratische  Gedanke  in  die  Praxis  umzusetzen  sei,  darüber 
konnte  ich  nirgends  eine  bestimmte  Ansicht  finden.  Er  wäre  überhaupt 
nur  durchzuführen,  wenn  die  Reichsregierung  einem  Parlament  über- 
tragen würde,  das  auf  Grund  eines  allgemeinen,  für  Mutterland  und 
Kolonien  ganz  gleichen  Wahlrechts  gebildet  würde.  Aber  gegen  diesen 
Gedanken  erheben  sich  von  allen  Seiten  die  schwersten  Bedenken.! 
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)ie  Kolonien  befürchten,  wenigstens  für  absehbare  Zeit,  bei  diesem 
Wahlrecht  zu  kurz  zu  kommen,  das  Mutterland  befürchtet  nicht  mit 
Jnrecht  von  einem  solchen  Reichsparlament  einen  bedenklichen  Ein- 
luß  nicht  nur  auf  seine  äußere  Politik,  sondern  auch  auf  seine  inneren 
Verhältnisse  und  so  wird  von  den  Schwärmern  für  eine  bundes- 
taatliche Gestaltung  des  britischen  Reichs  der  einzige  Weg,  der  zum 
Sundesstaat  führen  könnte,  als  ungangbar  bezeichnet.  Denn  an  die 
Möglichkeit,  einen  Bundesstaat  zu  begründen  auf  der  Stärkung  der 
Macht  der  Krone  denkt  im  Zeitalter  der  Demokratie  natürlich  niemand 
ind  wenn  einer  daran  denken  sollte,  so  wagt  er  nicht,  diesen  Gedanken 
mszusprechen.  So  kommen  alle  Erörterungen  und  Vorschläge  schließ- 
ich  auf  eines  heraus,  die  Einrichtung  dauernder  oder  zeitweiliger 
4inisterkonferenzen,  in  denen  entweder  die  maßgebenden  Staats- 
nänner  des  Mutterlandes  und  der  Kolonien  selbst  sitzen  oder  durch 
Vertrauensmänner  vertreten  sein  sollen.  Über  was  diese  Konferenzen 
Deschließen  sollen,  wie  ein  gültiger  Beschluß  zustande  kommen  soll, 
iarüber  schweigt  sich  alles  aus.  Die  Frage  zu  stellen,  was  denn  über- 
iaupt  unter  die  Kompetenz  des  neuen  Bundesstaats  fallen  soll, 
)b  Heer  und  Marine  gemeinsam  werden  soll,  wie  weit  die  Besteuerung 
einschließlich  der  Zölle  dem  Bunde  überwiesen  werden  soll,  wagt 
niemand,  denn  auf  allen  diesen  Gebieten  stehen  sich  die  Ansichten 
schroff  gegenüber.  Ebenso  wird  über  die  wichtige  Frage  der  Stellung 
Indiens  und  der  Kronkolonien  in  dem  neuen  Reiche  mit  Schweigen 
oder  mit  allgemeinen  Phrasen  hinweggegangen. 

§ Einigermaßen  verständlich  werden  diese  unklaren  Äußerungen 
! nur,  wenn  man  die  Gründe  untersucht,  aus  denen  die  einzelnen  Glieder 
! des  britischen  Reiches  zu  dem  Verlangen  einer  Verfassungsänderung 
kommen.  Im  britischen  Reiche  waren  die  von  Joe  Chamberlain  und 
seinen  imperialistischen  Gesinnungsgenossen  angeregten  Bestrebungen 
zur  strafferen  Zusammenfassung  der  Kräfte  des  Reichs,  in  erster  Einie 
auf  wirtschaftlichem,  dann  aber  auch  auf  maritimen  und  militärischem 
' Gebiet,  seit  Jahren  nicht  mehr  von  der  Tagesordnung  verschwunden, 
(ajber  das  Ergebnis  der  von  Zeit  zu  Zeit  in  Eondon  abgehaltenen 
Konferenzen  zwischen  britischen  und  kolonialen  Ministern  ist  Zu- 
verlässiges in  der  Öffentlichkeit  nicht  bekannt  geworden.  Soviel 
aber  steht  fest,  daß  diese  Beratungen  sich  eingehend  mit  dem  künf- 
tigen Krieg  gegen  Deutschland  befaßten  und  daß  die  Vertreter  der 
großen  britischen  Kolonien,  einschließlich  Südafrikas,  dem  Mutter- 
land für  den  Fall  eines  solchen  Krieges  tatkräftige  Hilfe  zusagten. 
Ob  dabei  als  Eohn  für  diese  Hilfe  den  Dominions  einzelne  deutsche 
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Kolonien  zugesagt  wurden,  oder  nicht,  muß  vorläufig  dahingestellt 
bleiben.  Einen  sicheren  Schluß  lassen  die  Äußerungen  britischer  und 
kolonialer  Staatsmänner  während  des  Krieges  über  diesen  Punklj 
nicht  zu.  Zweifellos  aber  sind  den  Vertretern  der  Kolonien  für  die  Zu-j 
sage  der  Kriegshilfe  gewisse  Versprechungen,  vielleicht  auf  staats] 
rechtlichem  und  finanziellem  Gebiet  gemacht  worden.  Jedenfalls) 
hatte  England,  als  es  im  August  1914  in  den  Krieg  eintrat,  die  Gei 
wißheit,  daß  die  Kolonien  im  Krieg  nicht  untätig  bleiben  würden 
Für  Südafrika  liegt  der  Beweis  in  der  Tatsache,  daß  schon  vor  dei 
Kriegserklärung  an  Deutschland,  Ende  Juli,  die  britischen  Reichs! 
truppen  im  ganzen  Südafrika  sich  zur  Abfahrt  nach  Europa  rüsteten, 
eine  Maßnahme,  die  nur  getroffen  werden  konnte,  wenn  England' 
der  Haltung  des  Botha-Ministeriums  absolut . sicher  war. 

Aus  der  bei  Beginn  des  Krieges  in  England  und  den  Kolonien  aus-j 
gegebenen  Parole:  Business  like  usual,  aus  der  Haltung  der  gesamten! 
englischen  und  kolonialen  Presse  während  der  ersten  Wochen  des 
Krieges  geht  hervor,  daß  man  nicht  nur  in  der  Masse  des  Volkes! 
sondern  auch  in  den  maßgebenden  Kreisen  der  englischen  Regierung  — i 
mit  vielleicht  der  einzigen  Ausnahme  Kitcheners  — gar  keine  Ahnung 
hatte  von  der  Bedeutung,  welche  der  Eintritt  Englands  in  den  Krieg 
gegen  Deutschland  für  das  britische  Reich  haben  würde.  Allgemein 
herrschte  die  Überzeugung,  daß  die  Mitwirkung  Englands  in  diesem; 
Kriege  sich  wesentlich  auf  die  Tätigkeit  der  Flotte  und  die  Stellung! 
eines  durch  Freiwillige  zu  ergänzenden  Expeditionskorps  in  Frank- 
reich beschränken  würde.  Wenn  man  dabei  auf  die  Mitwirkung  der 
großen  Kolonien  Wert  legte,  so  geschah  es  lediglich,  um  nach  außen 
hin  die  Einheit  des  britischen  Reiches,  wie  seinerzeit  im  Burenkrieg,  1 
der  Welt  darzutun,  die  Kosten  dieser  Mitwirkung  wollte  anfangs,  1 
wie  aus  den  ersten  Anleihen  hervorgeht,  das  Mutterland  trägem! 
Daß  dieser  Krieg  nicht  nur  England  selbst  zur  Einführung  der  all- 1 
gemeinen  Wehrpflicht  und  zur  Anspannung  seiner  letzten  Kraft 1 
auf  allen  Gebieten  zwingen,  sondern  auch  die  großen  Kolonien  vor 
die  Frage  der  Einführung  der  allgemeinen  Wehrpflicht  stellen  und  in  i 
finanzielle  und  innerpolitische  Schwierigkeiten  der  ernstesten  Art  I 
stürzen  würde,  daran  hat  bei  Beginn  des  Krieges  weder  in  England 
noch  in  den  Kolonien  irgend  jemand  gedacht.  Für  das  Muttrland 
steht  die  Sache  heute  so,  daß  die  Kolonien  einerseits  viel  mehr  geleistet 
haben,  als  man  ursprünglich  erwartete  und  wünschte,  daß  aber  auf  r: 
der  andern  Seite  unter  den  heutigen  Verhältnissen,  wo  es  sich  für  j] 
England  um  den  Kampf  um  Sein  oder  Nichtsein  handelte,  diese  Lei-  I 
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stungen  doch  nicht  so  groß  sind,  wie  sie  bei  Ausnützung  aller  Hilfs- 
quellen der  Kolonien  sein  könnten.  Und  dem  Mutterland  fehlt  jedes 
Mittel,  die  Kolonien  gegen  ihren  Willen  zu  größerer  Kraftanspannung 
zu  zwingen.  Man  hat  in  England  infolgedessen  das  unbequeme  Gefühl, 
daß  man  die  Kolonien  nach  dem  Kriege  für  ihre  Anstrengungen  ganz 
andere  Zugeständnisse  wird  machen  müssen,  als  man  bei  Beginn  des 
Krieges  erwartete  und  daneben  die  Erkenntnis,  daß  unter  der  heutigen 
Verfassung  das  Mutterland  von  dem  guten  Willen  der  Kolonien  ab- 
hängig ist,  der  eines  Tages  in  kritischer  Stunde  gänzlich  versagen 
könnte.  Aus  dieser  Einsicht  heraus  entstand  wohl  in  England  der 
Gedanke,  nach  beiden  Seiten  hin  Abhilfe  zu  schaffen,  indem  man  durch 
eine  Neugestaltung  der  Verfassung  des  Reichs  den  Kolonien  zwar  eine 
beschränkte  Mitwirkung  an  der  Reichsregierung  gestattete,  ihnen  dafür 
aber  ganz  bestimmte,  von  ihrem  künftigen  Belieben  unabhängige 
Verpflichtungen  gegen  das  Mutterland  auferlegte. 

I Von  ganz  anderen  Gesichtspunkten  gehen  die  Kolonien  aus.  Auch 
hier  war  man  bei  Beginn  des  Krieges  überzeugt,  daß  Deutschland  und 
Österreich  binnen  kurzer  Zeit  der  Macht  Großbritanniens  und  seiner 


Verbündeten  erliegen  müsse.  Man  wollte  sich  den  Anteil  an  der  Beute 
sichern,  indem  man  die  nächstgelegenen  deutschen  Kolonien  weg- 
nahm und  im  übrigen  durch  kleinere  oder  größere  Kontingente  von 
Freiwilligen  sich  in  der  britischen  Armee  vertreten  ließ.  Daß  der  Krieg 
über  vier  Jahre  dauern  würde,  daß  die  Kolonien  ökonomisch  und 
finanziell  derartig  in  Mitleidenschaft  gezogen  würden,  wie  es  geschehen 
ist,  daß  sie  viele  tausende  von  Menschen  auf  den  Schlachtfeldern 
in  Europa,  Asien  und  Afrika  verlieren  würden,  das  alles  hat  sich  nie- 
mand träumen  lassen.  Mit  diesen  Eeistungen  ist  natürlich  auch  das 
ISelbstbewußtsein  und  die  Begehrlichkeit  der  Kolonien  gegenüber 
dem  Mutterland  entsprechend  gewachsen.  Man  ist  überzeugt,  daß 
England  ohne  die  Hilfe  der  großen  Kolonien  unterlegen  wäre 
und  wird  in  dieser  Überzeugung  durch  die  sinnlose  Art,  in  der  Staats- 
männer und  Generäle  der  Kolonien  in  England  gefeiert  werden,  nur 
noch  mehr  bestärkt.  Auf  General  Botha  folgte  der  Australier  Hughes, 
Kann  der  Kanadier  Borden  und  zuletzt  der  Bur  Smuts  als  National- 


;Heiliger  der  Engländer.  Kein  Wunder,  daß  in  den  Kolonien  jedes 
^laß  für  die  Bewertung  ihrer  Leistungen  und  ihres  Könnens  verloren 
gegangen  ist  und  Smuts  es  geradezu  ausgesprochen  hat,  die  britischen 
^Kolonien  ständen  heute  England  gegenüber,  wie  in  der  späteren 
römischen  Kaiserzeit  die  Provinzen  zu  Italien  und  Rom:  Die  besten 
fzur  Regierung  des  Reichs  befähigten  Männer  müßten,  wie  dort  aus 
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den  Provinzen,  so  hier  aus  den  Kolonien  geholt  werden.  Aus  diesem ! 
Geiste  heraus  verlangen  die  Kolonien  eine  Umgestaltung  des  britischen 
Reichs,  die  ihnen  vor  allem  neben  vollständiger  innerer  Selbständigkeit 
einen  erhöhten  Einfluß  auf  die  auswärtige  Politik  sichern  soll.  Wie  das 
erreicht  werden  soll  bei  den  widerstrebenden  Interessen  der  einzelnen ! 
Kolonien  auf  dem  Gebiet  des  Auswärtigen,  vor  allem  aber  gegenüber 
dem  Verlangen  des  Mutterlandes,  den  Kolonien  schärfer  umgrenzte 
Pflichten  gegen  das  Reich  aufzuerlegen,  macht  vorläufig  niemand  i 
großes  Kopfzerbrechen.  Man  ist  sich  einig  in  dem  Ruf  nach  einer  i 
Umgestaltung  des  Reichs  auf  demokratischer  Grundlage  und  über- 
sieht dabei  absichtlich,  daß  Mutterland  und  Kolonien  von  ganz  ver- 
schiedenen Auffassungen  ausgehen  und  ganz  verschiedene,  ja  direkt 
entgegengesetzte  Ziele  haben.  Nicht  einmal  innerhalb  der  einzelnen  j 
Kolonien  herrscht  Einstimmigkeit  über  die  Ziele  der  Neugestaltung 
des  Reichs:  Diese  sind  wieder  unter  sich  ganz  verschieden,  je  nachdem 
es  sich  um  Nationalengländer,  anglisierte  Buren,  um  kanadische  i 
Franzosen  oder  sonstige  Elemente,  je  nachdem  es  sich  um  Kapi- 
talisten oder  Sozialisten,  um  Schutzzöllner  oder  Freihändler  handelt. 
Und  gerade  auf  dem  Gebiet,  von  dem  ursprünglich  die  ganze  Bewe- 
gung zur  strafferen  Zusammenfassung  des  britischen  Reichs  aus- 
gegangen war,  dem  wirtschaftspolitischen,  haben  sich  die  Schwie- 
rigkeiten während  des  Krieges  noch  erhöht.  Vor  dem  Kriege 
gingen  die  Bestrebungen  dahin,  das  britische  Reich  als  eine 
Wirtschaftseinheit  zusammenzufassen  und  durch  ein  gemeinsames. 
Zollsystem  gegen  die  übrige  Welt  mehr  oder  minder  abzuschließen. ') 
War  diese  Aufgabe  mit  Rücksicht  auf  die  verschiedenen,  vielfach  \ 
entgegengesetzten  wirtschaftlichen  Interessen  des  Mutterlandes  und  I 
der  großen  Kolonien  damals  schon  äußerst  schwierig,  so  ist  sie  noch 
verwickelter  geworden,  nachdem  während  des  Krieges  sowohl  im 
Mutterland  wie  in  den  Kolonien  die  Parole  ausgegeben  wurde,  Deutsch- 
land und  seine  Verbündeten  wirtschaftlich  auf  die  Dauer  zu  vernichten 
und  von  jedem  Handel  mit  England  und  seinen  Verbündeten  auszu- 
schließen, mit  den  eigenen  Verbündeten  aber  in  engere  handels- 
politische Beziehungen  zu  treten.  Diese  auf  verschiedenen  Konferenzen  ; 
besonders  in  Paris  aufgestellten  Grundsätze  bedingen  aber,  daß  die  ; 
künftige  Zollgesetzgebung  des  britischen  Reichs  nicht  von  wirtschaft- 
lichen, sondern  von  politischen  Interessen  beherrscht  wird.  Damit 
wird  England  nach  dem  Kriege  bei  der  Verschiedenheit  der  wirtschaft- 
hen  und  politischen  Interessen  vor  die  Frage  gestellt,  wen  es  opfern 
1*11,  seine  Kolonien  oder  seine  Verbündeten.  Wer  die  Geschichte  Eng- 
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lands  kennt,  weiß  allerdings,  daß  es  kalten  Blutes  gegen  seine  Ver- 
bündeten entscheiden  wird.  Ob  es  ihm  aber  gelingt,  ein  System  zu 
finden,  das  den  Interessen  seiner  Kolonien  und  dem  Konkurrenzneid 
gegen  Deutschland  genügt,  bleibt  dann  immer  noch  eine  offene  Frage, 
i Wenn  wir  so  sehen,  welche  Schwierigkeiten  sich  der  Bildung  eines 
Groß-Britischen  Bundes- Staates  entgegenstellen  und  mit  Sicherheit 
/gesagt  werden  kann,  daß  ein  solcher  Bundesstaat,  wenn  er  überhaupt 
zustande  käme,  den  Keim  des  Verfalls  in  sich  tragen  müßte,  wie  soll 
es  möglich  sein  die  ganze  Welt  in  einen  Bundesstaat  zusammen  zu 
fassen?  Und  doch  würde  nur  die  Form  des  Bundesstaates  einige 
.Garantie  für  die  Durchführung  der  Idee  des  ewigen  Friedens  gewähren. 

Die  neben  Einheitsstaat  und  Bundesstaat  noch  in  Frage  kommende 
staatliche  Organisation  der  ganzen  Welt,  der  Staatenbund,  könnte 
diesem  Zwecke  gar  nicht  oder  nur  sehr  mangelhaft  und  nur  für  kurze 
Zeit  dienen.  Es  liegt  im  Charakter  des  Staatenbundes,  daß  alle  in  ihm 
zusammengefaßten  Staaten  sich  ihre  volle  Souveränität  bewahren, 
daß  also  nicht,  wie  beim  Bundesstaat,  ein  selbständiges  Staatenge- 
bilde über  den  Einzelstaaten  entsteht,  sondern  lediglich  eine  Staaten- 
gemeinschaft, die  sich  vertraglich  verpflichtet,  gewisse  Angelegen- 
heiten gemeinsam  zu  behandeln.  Aus  diesem  Charakter  des  Staaten- 
bundes ergibt  sich  von  vornherein  seine  innere  Schwäche.  Die  im 
■Bundesstaat  vorhandene,  über  den  Einzelstaaten  stehende  Staats- 
gewalt, die  über  eigene  staatliche  Rechts-  und  Machtmittel  verfügt, 
fehlt  im  Staatenbund  und  jeder  Versuch,  sie  durch  eine  gemeinsame 
Einrichtung  zu  ersetzen,  nenne  man  sie  nun  Bundestag  oder  Minister- 
konferenz oder  sonstwie,  muß  scheitern,  weil  dieser  Einrichtung  die 
Macht  zur  Durchführung  ihres  Willens  fehlen  würde.  Ein  Staaten- 
: bund  wird  entweder  den  Drang  in  sich  haben,  sich  zum  Bundesstaat 
oder  Einheitsstaat  zu  entwickeln  — man  vergleiche  nur  den  deutschen 
l Bund  seligen  Angedenkens  — oder  aber  seinen  Charakter  als  Staaten- 
, bund  aufzugeben  und  sich  zu  beschränken  auf  einzelne  Zwecke,  zu 
deren  Erreichung  dann  aber  ebensogut  internationale  Verträge 
I zwischen  zwei  oder  mehreren  Staaten  genügen.  Und  so  kommen  wir 
f von  selbst  auf  dasjenige  Gebiet,  auf  dem  sich  alle  praktischen  Be- 
Strebungen  zur  Herstellung  des  ewigen  Friedens  seit  dem  Untergang 
| des  Gedankens  einer  Universalmonarchie  bewegt  haben,  nämlich 
idas  Gebiet  der  internationalen  Verträge.  Seitdem  sich  das  moderne 
1 europäische  Staatensystem  herausgebildet  hat,  sind  immer  deutlicher 
■und  nicht  ohne  praktischen  Erfolg  Bestrebungen  hervorgetreten, 
iwelche  nicht  direkt  auf  Herstellung  des  ewigen  Friedens,  sondern  auf 
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Verminderung  der  Kriegsgefahr  gerichtet  waren.  Gleichlaufend  damit 
gingen  die  Bestrebungen,  auch  für  den  Krieg  selbst  gewisse  allgemein 
gültige  Rechtssätze  zu  schaffen  und  dem  internationalen  Rechts- 
verkehr auch  auf  den  wichtigsten  Gebieten  des  Privatrechts  eine  ein- 
heitliche Gestaltung  zu  geben.  Soweit  es  sich  um  Abwendung  oder  Ab- 
schwächung der  Kriegsgefahr  handelte,  haben  einen  gewissen  prak- 
tischen Erfolg  nur  der  Gedanke  der  internationalen  Schiedsgerichte 
und  die  auf  ihm  beruhenden  Verträge  gehabt.  Alle  andern  Bestre- 
bungen, wie  der  auf  eine  Art  von  Bundesstaat  abzielende  Gedanke 
einer  europäischen  Fürstenrepublik  und  die  mystisch  religiösen  Ge- 
fühlen entsprungene  Heilige  Allianz  waren  von  vornherein  zur  Erfolg- 
losigkeit verurteilt.  Aber  auch  internationale  Verträge  werden  immer 
nur  zu  einer  gewissen  Einschränkung  der  Kriegsgefahr,  nie  zu  ihrer 
gänzlichen  Beseitigung  und  damit  zum  ewigen  Frieden  führen  können. 
Ein  Vertrag,  sei  er  zwischen  Einzelpersonen  oder  zwischen  Staaten 
geschlossen,  muß  immer  bestimmte  konkrete  Fälle  zum  Gegenstand 
haben.  Ein  Schiedsvertrag  zwischen  Privatpersonen  wird  immer  nur 
für  diejenigen  Gebiete  des  Rechtslebens  praktisch  möglich  sein,  für 
die  ihn  die  Staatsgesetze  zulassen,  also  niemals,  für  Streitigkeiten, 
die  in  das  Gebiet  des  öffentlichen  Rechts  hinübergreifen.  Der  Staat 
wird  me  zulassen,  daß  Streitigkeiten,  die  auf  dem  Gebiet  des  Straf  - 
rechts liegen,  unter  Ausschaltung  der  öffentlichen  Strafrechtspflege 
durch  einen  Schiedsspruch  erledigt  werden,  ebensowenig  wird  ein 
Schiedsspruch  möglich  sein  über  Streitfragen,  die  sich  auf  die  Rechts- 
fähigkeit eines  der  streitenden  Teile  beziehen.  An  Stelle  der  Staats-  : 
gewalt  aber  tritt  in  solchen  Fällen  bei  Streitigkeiten  zwischen  unäb- 
hängigen  Völkern,  der  Krieg.  Auch  internationale  Schiedsverträge,  > 
die  sich  auf  bestimmte  Fälle,  wie  zum  Beispiel  Auslegung  eines  Ver- 
trags, beschränken,  werden  immer  an  einem  Mangel  leiden,  dem 
Mangel  nämlich,  daß  es  an  einer  Macht  fehlt,  die  dem  Schiedsspruch 
eventuell  mit  Gewalt  zur  Durchführung  verhilft.  Solche  Schieds- 
verträge werden  also  immer  nur  dann  einen  Sinn  haben,  wenn  die 
vertragschließenden  Staaten  sich  dem  Schiedsspruch  nicht  nur  unter 
werfen  wollen,  sondern  auch  unterwerfen  können.  Das  ist  aber  na- 
turgemäß  nur  der  Fall  bei  Fragen,  welche  nicht  die  Eebensinteressen 
eines  der  streitenden  Teile  berühren.  In  solchen  Fragen,  welche  die 
Lebensbedingungen  eines  Volkes,  sei  es  die  materiellen  oder  moralischen 
berühren,  muß  eben  jeder  Staat  auf  seinem  wirklichen  oder  vermeint- 
lichen Recht  bestehen  und  gegebenenfalls  um  seine  Daseinsberechti- 
gung kämpfen.  Kein  Staat  kann  sich,  in  einem  solchen  Fall  einem 
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Schiedsspruch,  der  gegen  ihn  ausfällt,  unterwerfen  und  sei  der 
Schiedsspruch  auch  formell  richtig,  denn  das  Recht  auf  das  Dasein 
kann  dem  Staat  kein  Schiedsspruch  nehmen.  Sollten  derartige  Schieds- 
irerträge,  die  alle  und  jede  Streitigkeit  einem  Schiedsgericht  unter- 
werfen, von  praktischer  Bedeutung  werden,  so  müßte  über  den  Staaten 
(licht  nur  der  Schiedsgerichtshof,  sondern  auch  eine  mit  den  nötigen 
Machtmitteln  ausgestattete  vollziehende  Gewalt  stehen,  eine  Gewalt, 
i|ie  es  der  Natur  der  Sache  nach  wieder  nur  in  einem  Weltreich,  sei 
\ts  nun  Einheits-  oder  Bundesstaat,  geben  könnte.  Ein  derartiges 
Gebilde  aber  würde  bei  der  Verschiedenheit  der  Bedürfnisse,  der  Ver- 
anlagung und  Entwicklung  der  einzelen  Völker  von  vornherein  den 
Todeskeim  in  sich  tragen. 

[ Wollte  man  lediglich  eine  lose  internationale  Vereinigung  der 
sämtlichen  Staaten  der  Welt  schaffen,  und  die  Vollzugsgewalt  zur 
Durchführung  der  ergangenen  Schiedssprüche  einer  ständigen  Mi- 
nister- oder  Gesandtenkonferenz  oder  sonst  einem  internationalen 


Ausschuß  übeitragen,  so  würde  man  in  der  Praxis  über  das  Maß  des 
Einflusses  auf  die  Einzelstaaten,  wie  ihm  einst  die  heilige  Allianz  aus- 
geübt hat,  kaum  hinauskommen.  Der  Gedanke,  einem  derartigen  V oll- 
zugsausschuß  eine  internationale  Armee  zur  Verfügung  zu  stellen,  ist 
Eaum  durchführbar.  Er  würde  dahin  führen,  daß  in  jedem  Exekutions- 
fall zunächst  derjenige  Teil  der  Armee,  der  sich  aus  dem  mit  der 
Execution  bedrohten  Staat  rekrutiert,  entwaffnet  werden  müßte. 
Ob  der  Rest  der  Armee  dann  wirklich  zu  gewaltsamen  Einschreiten 
verwendet  werden  könnte,  hinge  in  jedem  einzelnen  Falle  von  Mo- 
menten politischer,  nationaler  und  unter  Umständen  auch  wirtschaft- 
licher Art  ab,  die  sich  dem  Einfluß  der  Vollzugskommission  bezw. 
ihrer  Mehrheit  gänzlich  entziehemwürden.  Wollte  man  aber  von  Fall 
| zu  Fall  irgend  einen  Staat  mit  der  Exekution  beauftragen,  so  wäre 
■ das  nichts  als  eine  Rückkehr  zu  dem  längst  bankerotten  System  der 
Heiligen  Allianz.  Jeder  einzelne  Exekutionsfall  müßte  den  Keim  zum 
Weltkrieg  in  sich  tragen,  wenn  nicht  an  die  Stelle  der  allgemeinen 
internationalen  Vereinigung  ein  Bund  der  stärksten  Staaten  treten 
sollte,  der  dann  zum  Polizeibüttel  in  der  Welt  würde,  so  lange,  bis 
auch  diese  stärksten  Staaten  wieder  unter  einander  in  Zwist  geraten. 
Und  nichts  anderes  als  diesen  Gedanken  bringen  die  inzwischen  der 
'^erstaunten  Welt  bekannt  gegebenen  Satzungen  des  Völkerbundes 
der  Wilson  und  Genossen  zum  Ausdruck.  Die  drei,  durch  besondere 
Abmachungen  verbundenen  Mächte  Amerika,  England  und  Frank- 
reich bestellen  sich  kraft  eigener  Machtvollkommenheit  zum  Polizei- 
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büttel  der  Welt.  An  die  Stelle  der  Heiligen  Allianz  von  1815  ist  eine 
höchst  unheilige  Allianz  von  1919  getreten. 

Es  mögen  also  in  dieser  Zeit  des  allgemeinen  Friedensbedürfnisses 
noch  so  viele  Staatsmänner  und  Eaien  immer  wieder  in  Reden  und 
Schriften  den  Satz  aufstellen,  daß  ein  Weg  gefunden  werden  müsse, 
auf  welchem  nach  diesem  männermordenden  Kriege  der  Friede  dauernd 
zu  sichern  ist,  sie  werden,  wenn  sie  einen  bescheidenen  praktischen 
Erfolg  erzielen  wollen,  immer  wieder  den  alten,  seit  Jahrhunderten 
beschrittenen  Weg  internationaler  Einzelverträge  gehen  müssen  ] 
Davon  kann  am  wenigsten  die  vielgepriesene  angeblich  allein  seelig 
machende  Kraft  einer  allgemeinen  Demokratisierung  der  Welt  etwas 
ändern.  Wo  ist  denn  seit  August  1914  das  Kriegsgeschrei  allgemeiner 
und  wüster  gewesen  als  in  den  sogenannten  rein  demokratischem 
Staaten?  Ist  denn  eine  radikale  Demokratie  an  sich  friedliebender 
als  eine  Autokratie  oder  Aristokratie  ? Die  Weltgeschichte  scheint 
eher  das  Gegenteil  zu  beweisen.  Wenn  geschickte  oder  ungeschickte 
Demagogen  ihren  Eroberungsgelüsten  das  Mäntelchen  allgemeiner 
Volksbeglückung  umhängen,  so  mag  das  die  Masse  derer  täuschen, 
die  nie  alle  werden.  Wer  kalten  Blutes  die  Friedensbedingungen 
eines  Wilson  und  Eloyd  George  betrachtet,  der  sieht  sehr  bald,  daß 
hinter  diesen  Phrasen  nichts  steckt,  als  der  brutale,  auf  materielle* 
Vorteile  und  die  Vernichtung  des  Gegners  gerichtete  Egoismus.  Ob 
Rom  unter  dem  Vorwände,  die  angeblichen  Rechte  irgend  eines 
östlichen  Despoten  schützen  zu  müssen,  große  Gebiete  verschluckt, 
oder  England  unter  dem  Vorwand,  die  kleinen  Staaten  schützen 
zu  müssen,  die  deutschen  Kolonien  wegnimmt,  steht  auf  der 
gleichen  sittlichen  Höhe.  Die  demokratische  Maske,  die  diesen  Be- 
strebungen vorgehängt  wird,  kann  nicht  das  alte  ländergierige  Gesicht 
Albions  verbergen.  Und  wo  steckt  denn  heute  in  England  und  Amerika 
die  Demokratie  ? Herrscht  nicht  in  beiden  Staaten  vielmehr  eine  nur 
unter  demokratischen  Formen  verhüllte  Oligarchie? 

Aber  nehmen  wir  einmal  an,  die  mit  so  vielem,  in  den  meisten 
Fällen  erheucheltem  Pathos  gepriesene  radikale  Demokratie  käme 
in  der  ganzen  Welt  zur  Herrschaft.  Für  den  Gedanken  des  ewigen 
Friedens  wäre  damit  gar  nichts  gewonnen.  Die  Verschiedenheit  der 
Völker,  die  Gegensätze  in  ihren  Eebensinteressen  und  damit  der  letzte 


Grund  zum  Kriege  blieben  immer  noch  bestehen.  Die  Kriegsgefahr, 
als  solche  aber  würde  eher  erhöht  als  vermindert.  Denn  gerade  das 
Moment,  das  in  moderner  Zeit  dem  Frieden  am  gefährlichsten  ist 
und  häufig  zu  Kriegen  geführt  hat,  die  in  den  Eebensinteressen  der 
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ölker  nicht  begründet  sind,  die  nationale  Leidenschaftlichkeit, 
3mmt  nirgends  leichter  und  stärker  zum  Ausbruch  als  in  radikal- 
emokratischen  Staaten,  wo  demagogischen  Umtrieben  und  der 
amit  verbundenen  Massensuggestion  ein  viel  größeres  Feld  offen 
teht,  als  in  Staaten  mit  gemäßigter  Verfassung. 

Man  mag  die  Frage  anfassen  wie  man  will : Was  großen  Eroberern, 

I roßen  Kaisern  und  Päpsten,  ehrlichen  und  friedliebenden  Staats- 
männern und  Gelehrten  durch  Jahrhunderte  nicht  gelungen  ist,  wird 
fach  heute  den  überzeugten  und  heuchlerischen  Anhängern  des  ewigen 
Siedens  nicht  gelingen.  Wir  werden  uns  auch  heute  damit  begnügen 
tüssen,  durch  internationale  Verträge  auf  möglichst  vielen  Gebieten 
Jes  staatlichen  Lebens  die  Gefahr  des  Krieges  einzuschränken  und  den 
Ineg  selbst  in  Formen  zu  bannen,  die  ihn  mit  den  Geboten  der 
[enschlichkeit  und  der  christlichen  Religion  einigermaßen  in  Ein- 
lang bringen.  Das  ist  ein  Streben,  des  Schweißes  der  Edeln  wert, 
lehr  als  alle  wortreichen  Deklamationen  über  den  ewigen  Frieden 
nd  die  Demokratisierung  dieser,  in  ihrem  innersten  Wesen,  ach,  so 
ndemokratischen  Welt. 


